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VORWORT

Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter 
ist Deutschlands Einrichtung für die Wahrung 
menschenwürdiger Unterbringung und Behand-
lung im Freiheitsentzug. Sie legt der Bundesre-
gierung, dem Deutschen Bundestag, den Landes-
regierungen und den Länderparlamenten hiermit 
ihren jährlichen Tätigkeitsbericht vor. Dieser 
umfasst den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember 2022.

Im Berichtszeitraum besuchte die Nationale 
Stelle 66 Einrichtungen und begleitete vier Ab-
schiebungsmaßnahmen. Hierbei stellte sie Ein-
schränkungen in der Ausübung von Menschen-
rechten und auch Verletzungen der in Artikel 1 
Abs. 1 GG geschützten Menschenwürde fest.

Schwerpunktmäßig beschäftigte sich die Na-
tionale Stelle mit dem Bereich Maßregelvollzug. 
Kritisch anzusehen ist insbesondere die sehr häu-
fig festgestellte Überbelegung der Einrichtungen, 
die neben Beeinträchtigungen bei der Betreuung 
und Behandlung der betroffenen Patientinnen 
und Patienten mitunter eine abweichende Unter-
bringung von Personen im Justizvollzug bewirkte, 
die nach § 126a StPO im Maßregelvollzug hätten 
untergebracht werden müssen. Die in einem sol-
chen Fall unerlässliche psychiatrische Betreuung 
kann im Justizvollzug vermehrt nicht oder nur 
ungenügend gewährleistet werden. Problema-
tisch ist auch grundsätzlich die in den letzten Jah-
ren immer wieder vorgefundene Verwahrung von 
Strafgefangenen, deren Zustand sich aufgrund 
mangelnder psychiatrischer Versorgung weiter 
verschlechtert hatte. Die Nationale Stelle hält 
eine umfassende Untersuchung des Problems für 
dringend erforderlich. Neben der Fortführung 
des Schwerpunkts des Maßregelvollzugs im Jahr 
2023 soll daher der Umgang mit psychischen Auf-
fälligkeiten im Vollzug verstärkt im Fokus stehen.

Aktuell verfügt die Nationale Stelle über ein 
Jahresbudget von 640.000 Euro. Zehn ehren-
amtliche Mitglieder nehmen, unterstützt von 
einer Geschäftsstelle mit sechs hauptamtlichen 
Stellen, ihr Mandat mit Zuständigkeit für das ge-
samte Bundesgebiet wahr.

Rainer Dopp
Staatssekretär a. D. 
Vorsitzender der Länderkommission 

Das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
gegen Folter und andere grausame, unmenschli-
che oder erniedrigende Behandlung oder Strafe 
(OPCAT), mit dessen Ratifizierung sich Deutsch-
land zur Einrichtung eines Nationalen Präven-
tionsmechanismus verpflichtet hat, fordert, dass 
dieser „regelmäßig die Behandlung von Personen 
[prüft], denen an Orten der Freiheitsentziehung 
im Sinne des Artikels 4 die Freiheit entzogen ist“. 
Während die Vereinigung für die Verhütung von 
Folter (APT) als Zielgröße fordert, Besuche in 
Einrichtungen mit hoher Fluktuation oder be-
sonderen Risiken einmal jährlich durchzuführen 
– in allen anderen Einrichtungen alle drei Jahre –, 
ist die Nationale Stelle in ihrer aktuellen Beset-
zung in der Lage, im Durchschnitt ca. 60 Besuche 
jährlich an den in ihren Zuständigkeitsbereich 
fallenden 13.000 Orten der Freiheitsentziehung 
durchzuführen.

Die Nationale Stelle steht im ständigen Aus-
tausch mit den zuständigen Aufsichtsbehörden, 
um die Effektivität ihrer A rbeit zu steigern. Ein 
Aspekt dabei ist eine bessere finanzielle und per-
sonelle Ausstattung.

Positiv zu betrachten war im Jahr 2022 der 
konstruktive Austausch mit vielen Aufsichtsbe-
hörden des Maßregelvollzugs, der sich etwa in 
den Stellungnahmen zu Besuchsberichten wider-
spiegelte. Hervorgehoben werden soll ebenfalls 
der regelmäßige Austausch mit der Generalzoll-
direktion, dem Bundesministerium der Vertei-
digung und dem Bundesministerium des Innern 
und für Heimat, welcher es der Nationalen Stelle 
ermöglicht, auf die bundesweite Umsetzung ihrer 
Empfehlungen hinzuwirken.

Im Jahr 2022 wurde Herr Friedhelm Kirchhoff, 
Ltd. Regierungsdirektor a. D. und ehemaliger 
Justizvollzugsanstaltsleiter, als Mitglied der Län-
derkommission ernannt. Frau Dr. Monika Deu-
erlein, Diplom-Psychologin, legte ihr Mandat als 
Mitglied der Länderkommission zum 31. Dezem-
ber 2022 nieder.

Ralph-Günther Adam
Leitender Sozialdirektor a. D.
Leiter der Bundesstelle
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VERZEICHNIS FACHSPEZIFISCHER 
ABKÜRZUNGEN

Abs. Absatz

Art. Artikel

APT Vereinigung zur Verhütung von Folter

Az. Aktenzeichen

BMI Bundesministerium des Innern und für Heimat

BMJ Bundesministerium der Justiz

BVerfG Bundesverfassungsgericht

CAT Ausschuss der Vereinten Nationen gegen Folter

CPT Europäischer Ausschuss zur Verhütung von Folter und unmenschlicher oder
erniedrigender Behandlung oder Strafe

EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte

EMRK Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

EU Europäische Union

EuGH Gerichtshof der Europäischen Union

GG Grundgesetz

JVA Justizvollzugsanstalt

LG Landgericht

LKA Landeskriminalamt

NPM Nationaler Präventionsmechanismus

ODIHR Menschenrechtsinstitution der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa
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OPCAT Fakultativprotokoll zum Übereinkommen gegen Folter und andere grausame, 
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe

Rn. Randnummer

StGB Strafgesetzbuch

StPO Strafprozessordnung

SPT Unterausschuss der Vereinten Nationen zur Verhütung von Folter und anderer 
grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe

UN Vereinte Nationen
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Die Nationale Stelle besuchte im Jahr 2022 ins-
gesamt 66 Orte der Freiheitsentziehung und be-
obachtete vier Abschiebungsmaßnahmen. Einen 
besonderen Schwerpunkt legte sie hierbei auf 
Besuche von Einrichtungen des Maßregelvoll-
zugs bzw. der forensischen Psychiatrie. Zudem 
fokussierte sie sich auf Einrichtungen des Jus-
tizvollzugs, bei deren Besuch sie wiederholt die 
mangelnden Behandlungs- und Betreuungsmög-
lichkeiten für psychisch kranke Gefangene kriti-
sierte. Unverhältnismäßig lange Absonderungen 
und Unterbringungen in besonders gesicherten 
Hafträumen stehen regelmäßig in direktem Zu-
sammenhang mit unbehandelten psychischen 
Störungen und Erkrankungen der Gefangenen.

Im Rahmen ihrer Besuche erfasste die Natio-
nale Stelle eine große Anzahl an problematischen 
Sachlagen – seien sie von struktureller, syste-
matischer oder situationsbedingter Natur. Eine 
ausführliche Beschreibung dieser Situationen in 
allen besuchten Einrichtungen wird nach Ein-
richtungsart bzw. nach Bundesland in den folgen-
den Kapiteln ausgeführt.

An dieser Stelle werden ausschließlich die ein-
schneidendsten Probleme dargelegt, die während 
des Jahres 2022 konstatiert wurden. So stieß die 
Nationale Stelle auf die folgenden gravierenden 
Situationen, die eine eklatante Verletzung der 
Menschenwürde bedeuteten und in einigen Fäl-
len dazu führten, dass die zuständige Ministerin 
oder der zuständige Minister diesbezüglich un-
mittelbar in Kenntnis gesetzt wurde.

Abschiebungen

Abschiebungen von Familien mit Kindern, 
darunter Kleinkinder und Säuglinge, finden in 
Deutschland regelmäßig statt. Im Jahr 2022 wur-
den insgesamt 2196 Minderjährige abgeschoben1, 
darunter auch Kinder in besonders vulnerablen 
Situationen. Trotz eindringlicher Empfehlungen 
musste die Nationale Stelle feststellen, dass die 
Achtung des Kindeswohls bei Abschiebungsmaß-
nahmen regelmäßig nicht ausreichend berück-
sichtigt wird. U.a. werden Abzuschiebende in der 
Mehrheit der Fälle zur Nachtzeit abgeholt, unab-
hängig davon, ob Kinder oder andere vulnerable 
Personen von der Maßnahme betroffen sind. Ins-
besondere für kleine Kinder bedeutet eine Abho-
lung zur Nachtzeit nicht nur eine empfindliche 
Störung ihres gesunden Schlafrhythmus, sondern 

1 Erhebung der Bundespolizei.

kann zu Traumata bei der Verarbeitung des Erleb-
ten führen.

Absonderung

Sowohl im Maßregelvollzug als auch im Justiz-
vollzug wurden Personen über mehrere Wochen, 
sogar Monate, von anderen Personen abgeson-
dert untergebracht.2 Sie erhielten lediglich eine 
eingeschränkte Betreuung, auch wurden ihnen 
kaum Beschäftigungsmöglichkeiten angeboten. 
Erschwerend kam hinzu, dass ihnen teilwei-
se selbst die Möglichkeit verwehrt wurde, eine 
Stunde im Freien zu verbringen.

Besonders gesicherter Haftraum

Die besonders gesicherten Hafträume einer 
besuchten JVA gleichen einem „Glaskäfig“. Die 
dort untergebrachten Gefangenen befinden sich 
hinter einer Glasfassade und müssen, um sich 
verständigen zu können, auf dem Boden liegen 
oder knien und durch die sich dort befindende 
Kostklappe sprechen. Durch ebenjene in Fußbo-
denhöhe angebrachte Kostklappe werden auch 
die täglichen Essensrationen gereicht. Diese Be-
dingungen führen zu einer erniedrigenden Situa-
tion für die betroffenen Gefangenen und zu einer 
menschenunwürdigen Unterbringung.3

Fixierung

Die Regelungen zu Fixierungen in den landes-
rechtlichen Gesetzen zum Maßregelvollzug im 
Saarland, in Niedersachsen, Berlin und Sachsen-
Anhalt stehen auch nach mehr als drei Jahren 
seit dem Bundesverfassungsgerichtsurteil vom  
24. Juli 20184 noch nicht in Einklang mit den ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen.

Richtervorbehalt für Fixierung

In einer Klinik der Kinder und Jungendpsy-
chiatrie fiel auf, dass die wiederholte Fixierung 
einer Person für einen Zeitraum von bis zu sechs 
Wochen durch einen einzigen richterlichen Be-
schluss genehmigt wurde. Eine weitere regelmä-
ßige externe Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
der Maßnahme fand in diesem Zeitraum nicht 
statt.5 

2 Näheres z.B. unter IV3.1 für den Maßregelvollzug und unter  
 V1.1.1 für den Justizvollzug.
3 Näheres unter V2.2.
4 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.
5 Näheres unter VI 3.3.1.
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Fixierung ohne Bekleidung

In einer JVA stellte die Nationale Stelle wie 
schon bei ihrem Erstbesuch im Jahr 2012 fest, 
dass die betroffenen Personen, während der 
gesamten, auch länger andauernden Fixierung 
nahezu vollständig entkleidet sind. Es erfolgt le-
diglich das Anlegen einer Unterbekleidung aus 
Papier. Die beschriebene Verfahrensweise ist 
schamverletzend und stellt eine entwürdigende 
Behandlung dar.6

Kriseninterventionsraum 

Einige Kriseninterventionsräume in Einrich-
tungen des Maßregelvollzugs sind mit keinerlei 
sanitären Einrichtungen ausgestattet. Darüber 
hinaus wurde den betroffenen Personen der Gang 
auf eine Toilette regelmäßig nicht ermöglicht. Sie 
waren demnach gezwungen, ihre Notdurft auf so-
genannten Steckbecken zu verrichten, während 
der Raum von der Überwachungskamera ohne 
jegliche Verpixelung voll erfasst wurde. Die Situ-
ation war allein schon deshalb untragbar, weil der 
Eimer, in welchem die Ausscheidungen der unter-
gebrachten Personen erfolgten, von diesen durch 
die Kostklappe – zur Übergabe der Verpflegung – 
nach draußen zum Pflegepersonal weitergereicht 
werden musste.7 

Mehrfachbelegung

Die Mehrzahl der Einrichtungen im Maßregel-
vollzug ist überbelegt. Das führt in vielen Fällen 
zu einer Mehrfachbelegung der Patientenzim-
mer, in einem Fall sogar bis zu einer Vollbelegung 
eines Fünf-Bett-Zimmers. Selbst bei ausreichen-
der Zimmergröße ist eine Belegung mit drei und 
mehr psychisch oder suchtkranken Personen 
problematisch. Die mangelnde Privatsphäre 
kann Aggressionen auslösen und Zwischenfälle 
provozieren. Sie kann zu Konflikten zwischen 
den untergebrachten Personen führen sowie die 
medizinische und therapeutische Behandlung 
deutlich erschweren und den angestrebten Be-
handlungserfolg verzögern.8 

6 Näheres unter V1.1.4.
7 Näheres unter IV4.1.1.
8 Näheres unter IV1.2.

Mehrfachbelegung und abgetrennte  
Toiletten ohne Entlüftung

Die Nationale Stelle hat in Erfahrung gebracht, 
dass Gefangene auch weiterhin in Doppelhaft-
räumen ohne abgetrennte Toilette untergebracht 
werden.9 In einer solchen Situation wird die 
durch Artikel 1 Abs. 1 GG geschützte Menschen-
würde verletzt.10 

In einer JVA wurden Hafträume mit bis zu drei 
Gefangenen belegt, die zwar über abgetrennte 
Toiletten verfügten, in denen die Kohlefilter zum 
Besuchszeitpunkt allerdings nicht funktionsfä-
hig waren. Eine natürliche Belüftung wurde er-
schwert, da die Gefangenen die Fenster in den 
Hafträumen nicht eigenständig öffnen konnten.11 

9 Dies ist z.B. in Baden-Württemberg der Fall (u.a. JVA  
 Heilbronn, Besuch vom 14. April 2023).
10 Vgl. hierzu: BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az.: 2 BvR  

409/09; Lübbe-Wolff (2016) „Die Rechtsprechung des  
 Bundesverfassungsgerichts zum Strafvollzug und Unter- 
 suchungshaftvollzug“, S. 269; EGMR, 05.04.2013, Canali  

gegen Frankreich, Individualbeschwerde Nr. 40119/09;  
OLG Karlsruhe, Urteil vom 19.07.2005, 12 U 300/04.

11 Näheres unter V2.1.2.
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II  
ALLGEMEINE  
INFORMATIONEN 
ÜBER DIE ARBEIT 
DER NATIONALEN 
STELLE
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Die Nationale Stelle zur Verhütung von Folter 
ist der deutsche Nationale Präventionsmecha-
nismus. Mit ihrer Einrichtung kam die Bundes-
republik Deutschland ihren völkerrechtlichen 
Verpflichtungen aus dem OPCAT nach. Die Na-
tionale Stelle ist für Orte zuständig, an denen Per-
sonen entweder aufgrund der Entscheidung einer 
Behörde oder auf deren Veranlassung oder mit 
deren ausdrücklichem oder stillschweigendem 
Einverständnis die Freiheit entzogen ist oder 
entzogen werden kann. Ihre besondere Stellung 
sowie einige weitere Hintergründe zum Aufbau 
der Nationalen Stelle werden im Folgenden dar-
gestellt.

1 – INSTITUTIONELLER RAHMEN
Das Ziel der Verhütung von Folter und Miss-

handlung ist im OPCAT niedergelegt, das die An-
tifolterkonvention der Vereinten Nationen aus 
dem Jahr 1984 durch einen präventiven Ansatz 
ergänzt. Zu Beginn des Jahres 2022 hatten es 104 
Staaten unterzeichnet und 91 Staaten ratifiziert.12 

Artikel 3 OPCAT verpflichtet die Vertrags-
staaten, einen Nationalen Präventionsmechanis-
mus (NPM) einzurichten. Diese unabhängigen 
nationalen Mechanismen sind präventiv tätig 
und prüfen die menschenwürdige Behandlung 
und Unterbringung an Orten der Freiheitsentzie-
hung. Aktuell sind dem 77 Vertragsparteien nach-
gekommen.13 

Der deutsche Nationale Präventionsmechanis-
mus besteht im Zuständigkeitsbereich des Bun-
des aus der Bundesstelle zur Verhütung von Fol-
ter und im Zuständigkeitsbereich der Länder aus 
der Länderkommission zur Verhütung von Folter. 
Beide arbeiten als Nationale Stelle zur Verhütung 
von Folter zusammen und stimmen ihre Tätigkei-
ten ab.

Nach Artikel 18 OPCAT sind die Vertragsstaa-
ten verpflichtet, die funktionale Unabhängigkeit 
der Präventionsmechanismen sowie die Unab-
hängigkeit von deren Personal zu garantieren und 
ihnen ausreichend Mittel zur Verfügung zu stel-
len.

Die Mitglieder der Bundesstelle werden vom 
Bundesministerium der Justiz im Einvernehmen 

12 URL: https://indicators.ohchr.org/  
 (abgerufen am 19.04.2023). 
13 URL: https://www.apt.ch/en/knowledge-hub/opcat 

(abgerufen am 19.04.2023).

mit dem Bundesministerium des Innern und für 
Heimat und dem Bundesministerium der Ver-
teidigung, die der Länderkommission von der 
Konferenz der Justizministerinnen und Justiz-
minister ernannt.14 Die Mitglieder unterstehen 
keiner Fach- oder Rechtsaufsicht und sind in 
ihrer Amtsführung weisungsunabhängig. Sie sind 
ehrenamtlich tätig. Eine vorzeitige Abberufung 
kann nur unter den strengen Voraussetzungen 
der §§ 21 und 24 des Deutschen Richtergesetzes 
erfolgen. Die hauptamtliche Geschäftsstelle hat 
ihren Sitz in Wiesbaden und ist organisatorisch 
der Kriminologischen Zentralstelle e.V. angeglie-
dert.

2 – ZUSTÄNDIGKEIT
Hauptaufgabe der Nationalen Stelle ist es, 

Orte der Freiheitsentziehung aufzusuchen, auf 
Missstände aufmerksam zu machen und den 
Behörden Empfehlungen und Vorschläge zur 
Verbesserung der Situation der Untergebrach-
ten und zur Verhütung von Folter und sonstigen 
Misshandlungen zu unterbreiten. Nach Artikel 4 
Abs. 1 OPCAT sind Orte der Freiheitsentziehung 
solche, die der Hoheitsgewalt und Kontrolle des 
Staates unterstehen und an denen Personen ent-
weder aufgrund der Entscheidung von staatlichen 
Stellen, auf deren Veranlassung oder mit deren 
ausdrücklichem oder stillschweigendem Einver-
ständnis die Freiheit entzogen ist oder entzogen 
werden kann.

Hierzu zählen im Zuständigkeitsbereich des 
Bundes alle Gewahrsamseinrichtungen der Bun-
deswehr, der Bundespolizei und des Zolls, aber 
auch die Begleitung der zwangsweisen Durch-
führung von Abschiebungsmaßnahmen. Im Jahr 
2022 wurden 10.777 Personen auf dem Luftweg 
aus Deutschland abgeschoben.15 

Die weit überwiegende Zahl der Einrichtungen 
fällt in den Zuständigkeitsbereich der Länder-
kommission. Hierzu gehören Justizvollzugsan-
stalten, Dienststellen der Landespolizeien, alle 

14 Organisationserlass des Bundesministeriums der Justiz  
 vom 20. November 2008 (Bundesanzeiger Nr. 182, S. 4277);  
 Staatsvertrag über die Einrichtung eines nationalen  
 Mechanismus aller Länder nach Art. 3 des Fakultativ- 
 protokolls vom 18. Dezember 2002 zu dem Übereinkom- 
 men der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grau- 
 same, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder  
 Strafe vom 25. Juni 2009 (u.a. abgedruckt in GBl. BW vom  

7. Dezember 2009, S. 681).
15 Statistische Erhebung der Bundespolizei.
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Gerichte mit Vorführzellen sowie Abschiebungs-
hafteinrichtungen, psychiatrische Kliniken, Ein-
richtungen der Kinder- und Jugendhilfe mit ge-
schlossenen Plätzen und Heime für Menschen 
mit Behinderung. Orte der Freiheitsentziehung 
in diesem Sinne sind auch alle Alten- und Pfle-
geheime, in denen freiheitsentziehende Maß-
nahmen durchgeführt werden oder durchgeführt 
werden können.

Darüber hinaus soll die Nationale Stelle Stel-
lungnahmen zu bestehenden und im Entwurf be-
findlichen Rechtsvorschriften unterbreiten.

3 – BEFUGNISSE
Bund und Länder gewähren der Nationalen 

Stelle gemäß den Regelungen des Fakultativpro-
tokolls folgende Rechte:

+ Zugang zu allen Informationen, welche die
Anzahl der Personen, denen an Orten der
Freiheitsentziehung im Sinne des Artikels 4
OPCAT die Freiheit entzogen wird, sowie
die Anzahl dieser Orte und ihre Lage betref-
fen;

+ Zugang zu allen Informationen, welche die
Behandlung dieser Personen und die Bedin-
gungen ihrer Freiheitsentziehung betreffen;
Zugang zu allen Orten der Freiheitsentzie-
hung und ihren Anlagen und Einrichtungen;

+ die Möglichkeit, mit Personen, denen die
Freiheit entzogen wird, entweder direkt
oder, soweit dies erforderlich erscheint, über 
eine Dolmetscherin oder einen Dolmetscher 
sowie mit jeder anderen Person, von welcher 
die Nationale Stelle annimmt, dass sie sach-
dienliche Auskünfte geben kann, ohne Zeu-
gen Gespräche zu führen;

+ die Entscheidung darüber, welche Orte sie
besuchen und mit welchen Personen sie Ge-
spräche führen möchte;

+ in Kontakt mit dem Unterausschuss der Ver-
einten Nationen zur Verhütung von Folter
(SPT) zu stehen, ihm Informationen zu über-
mitteln und mit ihm zusammenzutreffen.

Nach Artikel 21 Abs. 1 OPCAT dürfen Perso-
nen, die der Nationalen Stelle Auskünfte erteilen, 
keinerlei Nachteilen oder Bestrafungen ausge-
setzt werden. Sowohl die Mitglieder als auch die 
Mitarbeitenden der Stelle sind verpflichtet, die 
Vertraulichkeit von Informationen, die ihnen im 

Rahmen ihrer Aufgaben bekannt werden, auch 
über die Dauer ihrer Amtszeit hinaus zu wahren.

4 – EINZELANFRAGEN
Im Zeitraum vom 1. Januar bis zum 31. De-

zember 2022 wurden 64 Einzelanfragen an die 
Nationale Stelle gerichtet. Diese Einzelanfragen 
– auf unterschiedliche Sachverhalte bezogen –
wurden am häufigsten von Gefangenen aus dem
Justizvollzug gestellt, gefolgt von Anfragen von
untergebrachten Personen, die sich im Maßregel-
vollzug befinden. Es werden auch immer wieder
Einzelanfragen von Menschen unterbreitet, die
sich nicht in einer Einrichtung befinden, in denen 
freiheitsentziehende Maßnahmen durchgeführt
werden. 

Da die Nationale Stelle keine Ombudseinrich-
tung ist, hat sie grundsätzlich keine Befugnis, 
Beschwerden von Einzelpersonen direkt nachzu-
gehen oder diesen abzuhelfen, den Anfragenden 
können jedoch die Adressen von geeigneten An-
lauf- oder Beschwerdestellen weitergeleitet wer-
den. Bei Hinweisen auf gravierende Missstände 
in einer Einrichtung nimmt die Nationale Stelle 
mit Einwilligung der Anfragenden Kontakt mit 
den zuständigen Behörden auf. Ergibt sich aus ei-
ner Anfrage ein Hinweis auf Eigen- oder Fremd-
gefährdung, kontaktiert die Nationale Stelle so-
fort die Leitung der betroffenen Einrichtung.

Die Hinweise aus Einzelanfragen sind für die 
Arbeit der Nationalen Stelle außerdem von er-
heblicher Relevanz, da diese Informationen die 
Aufmerksamkeit auf bestimmte Problemberei-
che lenken können. Zudem können konkrete An-
gaben und Hinweise Einfluss auf die Auswahl der 
Besuchsorte haben.

5 – PERSONELLE UND FINANZIELLE 
AUSSTATTUNG

Das Mandat der Nationalen Stelle zur Ver-
hütung von Folter wird von zehn Mitgliedern 
ehrenamtlich wahrgenommen, unterstützt von 
einer Geschäftsstelle mit sechs hauptamtlichen 
Stellen. 

Im Jahr 2022 wurde Friedhelm Kirchhoff, Ltd. 
Regierungsdirektor a. D., als Mitglied der Län-
derkommission ernannt. Dr. Monika Deuerlein, 
Diplom-Psychologin, legte ihr Mandat als Mit-
glied der Länderkommission zum 31. Dezember 
2022 nieder. Die Mandate von Petra Bertelsmeier,  
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Petra Heß, Margret Osterfeld, Dr. Werner Pä-
ckert und dem Vorsitzenden der Länderkommis-
sion Rainer Dopp wurden im Jahr 2022 verlän-
gert.

Das Jahresbudget der Nationalen Stelle wurde 
zuletzt für das Haushaltsjahr 2020 um 100.000 
Euro auf insgesamt 640.000 Euro erhöht. Trotz 
dieser Erhöhung sind die praktischen Möglich-
keiten der Nationalen Stelle zur Erfüllung ihres 
Mandats stark eingeschränkt. 

Das Fakultativprotokoll zum Übereinkommen 
gegen Folter und andere grausame, unmensch-
liche oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe (OPCAT), mit dessen Ratifizierung sich 
Deutschland zur Einrichtung eines Nationalen 
Präventionsmechanismus verpflichtet hat, for-
dert, dass dieser die Behandlung von Personen, 
denen an Orten der Freiheitsentziehung im Sin-
ne des Artikels 4 die Freiheit entzogen ist „regel-
mäßig“ prüft. Deshalb fordert die Vereinigung 
für die Verhütung von Folter (APT) als Zielgröße, 
einmal jährlich Besuche in Einrichtungen mit ho-
her Fluktuation oder besonderen Risiken durch-
zuführen, in allen anderen Einrichtungen alle drei 
Jahre. Tatsächlich ist die Nationale Stelle ledig-
lich in der Lage, im Durchschnitt jährlich ca. 60 
Besuche an den in ihren Zuständigkeitsbereich 
fallenden 13.000 Orten der Freiheitsentziehung 
durchzuführen. 

Angesichts der Preis- und Tarifsteigerungen 
wird das Budget der Nationalen Stelle perspekti-
visch nicht mehr für die Wahrnehmung der Auf-
gaben im bisherigen Umfang ausreichen.

Bereits im Herbst 2021 wurde mittels des Ko-
alitionsvertrags zwischen den Koalitionspartei-
en vereinbart, die Nationale Stelle finanziell und 
personell besser auszustatten.16 Dies wurde bis-
her aber nicht umgesetzt.

Es muss eine Lösung gefunden werden, die es 
der Nationalen Stelle erlaubt, ihr Mandat ent-
sprechend der völkerrechtlichen Verpflichtun-
gen der Bundesrepublik Deutschland zu erfüllen.

16 Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und  
FDP (2021), „Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Freiheit,  
Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit“, S. 146.

6 – FOLTERPRÄVENTION WELTWEIT

6.1 – Besuch des CPT in Deutschland

Der Abschlussbericht über den Besuch des Eu-
ropäischen Ausschusses zur Verhütung von Folter 
(CPT) in Deutschland (Dezember 2020), der sich 
mit der Behandlung von untergebrachten Men-
schen in Polizei-, Haft- und psychiatrischen Ein-
richtungen befasst, wurde am 14. September 2022 
veröffentlicht. Besonders beunruhigend sind ei-
nige der darin dokumentierten Feststellungen:17 
Patientinnen und Patienten mit psychischer 
Störung wurden bei Aufenthalten in gesicherten 
Außenbereichen Handschellen angelegt.18 Ge-
fangene in besonders gesicherten Hafträumen 
erhielten weder eine Decke noch ein Kissen.19  
Im Strafvollzug wurden monatelange oder sogar 
jahrelange Absonderungen aufgrund psychischer 
Auffälligkeiten dokumentiert.20 Die Möglichkeit 
der Bewegung im Freien von Patientinnen und 
Patienten in Einrichtungen der forensischen Psy-
chiatrie wurde stark eingeschränkt.21

6.2 – Internationale Aktivitäten der 
Nationalen Stelle

6.2.1 – Berichterstattung an den 
Ausschuss der Vereinten 
Nationen gegen Folter

Der Ausschuss der Vereinten Nationen gegen 
Folter (CAT), der für die Umsetzung der UN-
Antifolterkonvention durch die Bundesrepublik 
Deutschland zuständig ist, bat die Nationale Stel-
le um eine Berichterstattung zur aktuellen Lage 
der Situation der Menschenrechte in Deutsch-
land. Der Bericht an den CAT vom April 2022 
stellte insbesondere die strukturellen Herausfor-
derungen des Mandats der Nationalen Stelle so-
wie ihre wichtigsten Feststellungen im Rahmen 
aktueller Besuche dar.

17 https://www.coe.int/en/web/cpt/-/council-of-europe-anti- 
 torture-committee-publishes-report-on-its-2020-visit-to- 
 germany (abgerufen am 19.04.2023).
18 Siehe auch dazu Feststellung der Nationalen Stelle in  
 Riedstadt (HE) unter IV4.6.2.
19 Siehe auch dazu Feststellung der Nationalen Stelle in  
 mehreren Bundesländern unter V1.1.2.
20 Siehe auch dazu Feststellung der Nationalen Stelle in  
 mehreren Bundesländern unter V1.1.1.
21 Siehe auch dazu Feststellung der Nationalen Stelle in  

Eberswalde (BB) unter IV4.3.
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6.2.2 – Austausch mit Nationalen 
Präventionsmechanismen

Wichtig für die Arbeit der Nationalen Stelle ist 
der internationale Austausch mit verschiedenen 
Partnerorganisationen. 

Im Berichtsjahr wurde die Nationale Stelle 
durch den französischen NPM (Contrôleur gé-
néral des lieux de privation de liberté) bei einer 
Besuchsreise nach Schleswig-Holstein und Bre-
men begleitet. Verbunden war dies u.a. mit einem 
Austausch hinsichtlich der Thematik der Über-
belegung im Justizvollzug.

In diesem Rahmen ist die Unterstützung der 
Senatorin für Justiz und Verfassung der Freien 
Hansestadt Bremen besonders hervorzuheben. 

Zudem hat die Nationale Stelle mit Vertreterin-
nen und Vertretern des NPM Liechtenstein, des 
Ombudsmanns Luxemburg, der österreichischen 
Volksanwaltschaft und der Nationalen Kommis-
sion zur Verhütung von Folter der Schweiz tur-
nusgemäß am jährlichen Austausch deutschspra-
chiger NPMs am 10. und 11. November 2022 in 
Wien teilgenommen.

Vergleichend diskutiert wurden u.a. die Fragen, 
welche Methoden die NPMs anwenden, um ihrer 
Prüftätigkeit in sozialen Einrichtungen wirksa-
mer nachzukommen, insbesondere in Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe und in Alten- 
und Pflegeheimen.

6.2.3 – Austausch mit SPT und 
Europarat 

Auch im Jahr 2022 waren der Austausch mit 
Partnerorganisationen und die Beteiligung an 
einer Reihe internationaler Veranstaltungen des 
NPM-Netzwerks von großer Bedeutung.

Hierzu zählt das NPM-Webinar des SPT vom 
Juni 2022 zur Rolle der NPMs bei der Überwa-
chung von Orten, an denen Migrantinnen und 
Migranten die Freiheit entzogen wird. Neben 
dem Sonderberichterstatter für die Menschen-
rechte von Migranten der UN stimmten auch alle 
weiteren Diskussionsteilnehmerinnen und -teil-
nehmer darin überein, dass unbegleitete Minder-
jährige – wenn eine Freiheitsentziehung unerläss-
lich ist – zwingend in gesonderten Einrichtungen 
untergebracht werden müssen, in keinem Fall in 
allgemeinen Abschiebungshafteinrichtungen.

Die Nationale Stelle beteiligte sich ebenfalls 
im Juni 2022 an einem Seminar zur Risikovermei-

dung von Folter und Misshandlung bei öffentli-
chen Versammlungen, einschließlich der Risiken 
durch den missbräuchlichen Einsatz von Ord-
nungsmitteln, welches von der Vereinigung zur 
Verhütung von Folter (APT) und der Menschen-
rechtsinstitution der Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa (ODIHR) orga-
nisiert wurde. Erwähnenswert ist schließlich die 
Teilnahme an einer NPM-Konferenz in Straß-
burg im Oktober 2022, die vom Europarat mit 
Unterstützung der Europäischen Union ausge-
richtet wurde. Der Schwerpunkt der Konferenz 
lag in der Rolle der NPMs bei der Feststellung 
von Menschenrechtsverletzungen an Orten der 
Freiheitsentziehung, an denen besonders vulne-
rable Menschen, wie Minderjährige und ältere 
Personen, untergebracht sind.
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III  
STANDARDS

Drucksache 20/7660 Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode– 24 –



25

Die Nationale Stelle soll Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung oder Strafe an Orten der Freiheits-
entziehung verhindern und hat somit einen prä-
ventiven Auftrag. Hierzu ist es notwendig, dass 
ihre Empfehlungen nicht nur in den besuchten, 
sondern in allen Einrichtungen im gesamten 
Bundesgebiet umgesetzt werden. Aus wieder-
kehrenden Empfehlungen leitet die Nationale 
Stelle Standards ab. Diese Standards werden kon-
tinuierlich weiterentwickelt und sollen den Auf-
sichtsbehörden und Einrichtungen als Maßstab 
für eine menschenwürdige Unterbringung und 
Behandlung von Personen im Freiheitsentzug 
in allen Einrichtungen in ihrem Zuständigkeits-
bereich dienen. So können menschenwürdige 
Unterbringungsbedingungen im Freiheitsentzug 
erreicht und trotz der hohen Anzahl von Einrich-
tungen die Wirksamkeit der Arbeit der Nationa-
len Stelle erhöht werden. Die Standards werden 
auch auf der Internetseite der Nationalen Stelle 
veröffentlicht.

Unter dem Gesichtspunkt der Menschenwürde 
hält die Nationale Stelle die folgenden Standards 
für unabdingbar:

 1 – ABSCHIEBUNGEN
1.1 – Abholungszeitpunkt 

Eine Abholung zur Nachtzeit soll vermieden 
werden.

1.2 – Abschiebung aus der Strafhaft

Es sollen alle Anstrengungen unternommen 
werden, ausreisepflichtige Personen, die sich in 
Strafhaft befinden, bis zum Ende der Strafhaft 
abzuschieben. Es sollen zumindest die Voraus-
setzungen für die Abschiebung bis zum Ende der 
Strafhaft geschaffen werden.

1.3 – Abschiebung aus Bildungs-, Kranken- 
und Betreuungseinrichtungen

Abschiebungen aus Krankenhäusern, Schulen 
und Kindertagesstätten sollen nicht erfolgen.

1.4 – Achtung des Kindeswohls

Familien sollen durch eine Abschiebung nicht 
getrennt werden. Kinder sollen nicht gefesselt 
werden. Fesselungen von Eltern sollen nicht in 
Anwesenheit ihrer Kinder erfolgen. Im Falle von 
Abschiebungen von Kindern soll grundsätzlich 

eine Person dafür zuständig sein, das Kindeswohl 
während der Maßnahme sicherzustellen. Am 
Flughafen sollen geeignete Beschäftigungsmög-
lichkeiten für Kinder vorgehalten werden.

1.5 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden 
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
dar.22 Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung 
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begründen und ob dieser Eingriff unter Be-
achtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit gerechtfertigt ist.23

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung 
sollen die Gründe für die Entkleidung nach-
vollziehbar dokumentiert werden. Die Durch-
suchung soll zudem so schonend wie möglich 
erfolgen, z.B. in zwei Phasen, sodass jeweils eine 
Körperhälfte bekleidet bleibt. Nicht gleichge-
schlechtliche Bedienstete dürfen hierbei nicht 
anwesend sein.

1.6 – Fortbildung der Mitarbeitenden der 
Vollzugsbehörde

Abschiebungen sollen durch hinreichend qua-
lifizierte und fortgebildete Beschäftigte vorge-
nommen werden.

1.7 – Gepäck

Es soll jeder abzuschiebenden Person ermög-
licht werden, persönliche Gegenstände einzupa-
cken. Es soll dafür Sorge getragen werden, dass 
die abzuschiebende Person situationsgerecht 
und für das Zielland angemessen gekleidet ist 
und dass Ausweispapiere, notwendige Medika-
mente, Versorgungsmittel für Kinder sowie not-
wendige Hilfsmittel (z.B. eine Brille) eingepackt 
werden. Eine der die Abschiebung durchführen-
den Personen soll darauf achten, dass auch für 
abzuschiebende Kinder Gepäck gepackt wird. 
Grundlegende Hygieneartikel sowie ausreichend 
Kleidung sollen am Flughafen bereitgehalten und 
bei Bedarf ausgehändigt werden.

22 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,  
 Rn. 33.
23 VG Köln, Urteil vom 25.11.2015, Az.: 20 K 2624/14, Rn. 115 ff.
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1.8 – Handgeld

Die abzuschiebenden Personen sollen über ge-
nügend finanzielle Mittel für die Weiterreise vom 
Flughafen bis zum endgültigen Zielort sowie die 
für diese Strecke notwendige Verpflegung verfü-
gen.

1.9 – Information über den Zeitpunkt der 
Abschiebung

Ausreisepflichtige Personen sollen in Einzel-
fällen aus humanitären Gründen, z.B. wenn Fa-
milien mit Kindern oder kranke Personen be-
troffen sind, mit einem Vorlauf von mindestens 
einer Woche darüber informiert werden, dass 
ihre Abschiebung zeitnah bevorsteht.24 Eine ent-
sprechende Anpassung von § 59 Abs. 1 Satz 8 des 
Aufenthaltsgesetzes soll dies sicherstellen.

1.10 – Information über die Abschiebung

Abzuschiebende Personen sollen bei der Ab-
holung sofort, umfassend, schriftlich und in einer 
für sie verständlichen Sprache über die Abschie-
bungsmaßnahme informiert werden. Die Infor-
mation soll folgende Angaben enthalten:

+ Ablauf der Abschiebung einschließlich der
Flugzeiten;

+ Hinweise bezüglich des Gepäcks;
+ Information über Rechte während der 

Maßnahme.

1.11 – Kommunikation während der 
gesamten Abschiebung

Die Verständigung zwischen den abzuschie-
benden Personen und den Vollzugsbediensteten 
soll während der gesamten Maßnahme gesichert 
sein. Die Übersetzung durch Dolmetscherinnen 
oder Dolmetscher im Falle von Verständigungs-
schwierigkeiten kann nicht durch die schriftliche 
Information über den Ablauf der Maßnahme und 
die Rechte ersetzt werden. Dolmetscherinnen 
und Dolmetscher können auch per Telefon oder 
Bildübertragung zugeschaltet werden.

1.12 – Kontakt zu einem Rechtsbeistand

Abzuschiebenden Personen ist während der 
Maßnahme Zugang zu einem Rechtsbeistand zu 
gewähren. Der Kontakt zum Rechtsbeistand soll 

24 Vgl. CPT/Inf (2019) 14, insbesondere Rn. 16-19,  
https://rm.coe.int/1680945a2b (abgerufen am 20.04.2023).

zu Beginn der Abschiebung ermöglicht werden, 
sodass ggf. rechtliche Maßnahmen rechtzeitig er-
griffen werden können. Für den Fall, dass eine be-
troffene Person bisher keinen Kontakt zu einem 
Rechtsbeistand hatte, sind die Kontaktdaten 
eines Rechtsanwaltsnotdienstes mitzuteilen.

1.13 – Rücksichtnahme auf Kinder und 
kranke Personen

Bei Abschiebungsmaßnahmen soll besonders 
auf die Bedürfnisse und Betreuung von Kindern 
und kranken Personen geachtet werden.

1.14 – Telefonate mit Angehörigen

Jeder abzuschiebenden Person soll die Mög-
lichkeit gewährt werden, Angehörige zu kontak-
tieren.

1.15 – Umgang mit Mobiltelefonen

Die Sicherstellung eines Mobiltelefons wäh-
rend der Abschiebung darf nur im begründeten 
Einzelfall erfolgen. Liegen die Voraussetzungen 
für die Sicherstellung nicht mehr vor, sind die 
Mobiltelefone wieder herauszugeben. Vor der Si-
cherstellung ist den abzuschiebenden Personen 
die Gelegenheit zu geben, sich relevante Telefon-
nummern zu notieren.

1.16 – Verpflegung

Getränke und Essen müssen in ausreichender 
Menge während der Abschiebungsmaßnahme 
verfügbar sein.

2 – ABSCHIEBUNGS-
HAFT UND  
AUSREISE- 
GEWAHRSAM

2.1 – Ärztliche Zugangsuntersuchung

Bei jeder ausreisepflichtigen Person muss in 
der Abschiebungshaft oder im Ausreisegewahr-
sam eine ärztliche Zugangsuntersuchung durch-
geführt werden. Es soll sichergestellt sein, dass 
Hinweise auf Traumatisierungen und psychische 
Erkrankungen erkannt werden. Bei Verständi-
gungsschwierigkeiten soll ein Dolmetscherdienst 
für die Zugangsuntersuchung hinzugezogen wer-
den. Die Übersetzung durch eine andere aus-
reisepflichtige Person ist aus Gründen der Ver-
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traulichkeit nicht geeignet. Außerdem ist bei 
Übersetzungen durch Bedienstete und andere 
ausreisepflichtige Personen nicht sichergestellt, 
dass Fachbegriffe und Sachzusammenhänge rich-
tig in die andere Sprache übersetzt werden.

2.2 – Außenkontakte

Ausreisepflichtigen soll möglichst uneinge-
schränkter Besuch, insbesondere von Angehö-
rigen, ermöglicht werden. Um den Kontakt zu 
ihrer Familie und dem Heimatland aufrechtzu-
erhalten oder aufzunehmen und die Rückkehr zu 
erleichtern, sollen sie zudem Mobiltelefone be-
nutzen dürfen und Internetzugang haben.

2.3 – Beschäftigung und Freizeitgestaltung

Ausreisepflichtige sollen ihre Zeit sinnvoll ge-
stalten können. Hierzu sollen täglich ausreichend 
Möglichkeiten angeboten werden. Dies umfasst 
auch den Zugang zu Gemeinschaftsräumen, Ge-
betsräumen und die Nutzung einer Küche zur 
eigenen Essenszubereitung.

2.4 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden 
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
dar. Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung 
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begründen, und ob dieser Eingriff unter Be-
achtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit gerechtfertigt ist.

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung 
sollen die Gründe für die Entkleidung nach-
vollziehbar dokumentiert werden. Die Durch-
suchung soll zudem so schonend wie möglich 
erfolgen, z.B. in zwei Phasen, sodass jeweils eine 
Körperhälfte bekleidet bleibt. Nicht gleichge-
schlechtliche Bedienstete dürfen hierbei nicht 
anwesend sein.

2.5 – Einsicht in den Toilettenbereich

Bedienstete sollen sich, insbesondere dann, 
wenn sich in dem Haftraum eine Toilette offen 
im Raum befindet, vor dem Betreten in geeigne-
ter Weise bemerkbar machen. Der betroffenen 
Person soll die Möglichkeit gegeben werden, da-
rauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toilette 
benutzt.

Eine Überwachungskamera soll so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur 
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Al-
lenfalls bei einer Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum aufgrund akuter Selbst-
verletzungs- oder Suizidgefahr erscheint eine im 
Einzelfall abgewogene, begründete und nachvoll-
ziehbar dokumentierte Entscheidung denkbar, 
einen Haftraum ohne Einschränkung zu über-
wachen. Bei jeder Kameraüberwachung, die den 
Toilettenbereich unverpixelt umfasst, soll aus-
schließlich eine Person desselben Geschlechts 
die Überwachung vornehmen.

2.6 – Fixierung

Die Nationale Stelle definiert den Begriff der 
Fixierung als die Entziehung der Bewegungsfrei-
heit durch das Festbinden von Armen, Beinen 
und ggf. der Körpermitte mit dem Ergebnis, dass 
die betroffene Person ihre Sitz- oder Liegeposi-
tion nicht oder nur unwesentlich selbstständig 
verändern kann. Sie stellt hierfür folgende Forde-
rungen auf:

Fixierungen sind lediglich als ultima ratio und 
unter klaren und engen Voraussetzungen anzu-
ordnen sowie auf den kürzest möglichen Zeit-
raum zu beschränken. Für eine möglichst scho-
nende Durchführung einer Fixierung ist ein 
Bandagen-System zu verwenden. Zur Wahrung 
des Schamgefühls soll die fixierte Person min-
destens mit einer Papierunterhose und einem 
Papierhemd bekleidet werden. Es ist eine regel-
mäßige ärztliche Kontrolle zu gewährleisten. Die 
fixierte Person muss zudem ständig und persön-
lich durch therapeutisches oder pflegerisches 
Personal überwacht werden, welches sich in der 
unmittelbaren Nähe befindet (Eins-zu-eins-Be-
treuung). Für eine nicht nur kurzfristige Fixie-
rung ist zudem eine richterliche Entscheidung 
erforderlich.25 Die Maßnahme soll mit der be-
troffenen Person nachbesprochen werden.26 Au-
ßerdem ist sie nach Beendigung der Maßnahme 
auf die Möglichkeit hinzuweisen, die Zulässigkeit 
der durchgeführten Fixierung gerichtlich über-
prüfen zu lassen.27 

25 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
26 DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang:  
 Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Er- 
 wachsenen“. Abrufbar unter diesem Link (abgerufen am  
 19.04.2023).
27 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.
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Bei jeder Fixierung sollen die Gründe für die 
Maßnahme schriftlich ausformuliert werden. 
Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
über, welche milderen Mittel vorab eingeleitet 
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

2.7 – Kameraüberwachung

Eine Kameraüberwachung soll nur erfolgen, 
wenn sie im Einzelfall zum Schutz der Person un-
erlässlich ist. Die Gründe für die Kameraüberwa-
chung sollen dokumentiert werden. Zudem muss 
die betroffene Person auf die Kameraüberwa-
chung hingewiesen werden. Die bloße Sichtbar-
keit der Überwachungskamera ist nicht ausrei-
chend. Für die betroffene Person soll erkennbar 
sein, ob die Überwachungskamera eingeschaltet 
ist.

2.8 – Kleidung

Es soll den Ausreisepflichtigen grundsätzlich 
gestattet sein, eigene Kleidung zu tragen.

2.9 – Personal

Das Personal einer Einrichtung zum Vollzug 
von Abschiebungshaft oder Ausreisegewahrsam 
soll speziell für diesen Bereich ausgewählt und 
fortgebildet sein.

2.10 – Psychologische und psychiatrische    
 Betreuung

Die Einrichtung soll sicherstellen, dass bei Be-
darf eine Psychologin oder ein Psychologe bzw. 
eine Psychiaterin oder ein Psychiater hinzugezo-
gen wird.

2.11 – Rechtsberatung

Ausreisepflichtigen muss die Gelegenheit ge-
geben werden, eine Rechtsberatung in Anspruch 
zu nehmen.

2.12 – Rechtsgrundlage

Da sich Abschiebungshaft und Ausreisegewahr-
sam hinsichtlich der Unterbringungsbedingun-
gen von der Strafhaft unterscheiden sollen28 und 
Grundrechtseingriffe, die über die Unterbrin-
gung in einer solchen Einrichtung hinausgehen, 

28 Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 2008/115/EG des Europäischen  
Parlaments und des Rates über gemeinsame Normen und  
Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal  
aufhältiger Drittstaatsangehöriger vom 16. Dezember  

 2008.

einer eigenen gesetzlichen Grundlage bedürfen,29   
ist für den Vollzug von Abschiebungshaft und 
Ausreisegewahrsam eine spezielle Rechtsgrund-
lage zu schaffen.

2.13 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Abschiebungshäftlingen 
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört 
grundsätzlich auch, dass sie mit „Sie“ angespro-
chen werden und sich Bedienstete in geeigneter 
Weise vor dem Betreten des Haftraums bemerk-
bar machen.

2.14 – Unterbringung Minderjähriger

Unbegleitete Minderjährige sollen nicht in Ab-
schiebungshaft oder Ausreisegewahrsam, son-
dern in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhil-
fe untergebracht werden. Bei der Unterbringung 
von Minderjährigen gemeinsam mit ihren Er-
ziehungsberechtigten in Abschiebungshaft oder 
einem Ausreisegewahrsam ist darauf zu achten, 
dass sie dem Kindeswohl entspricht.

2.15 – Waffen im Gewahrsam

In Einrichtungen der Abschiebungshaft oder 
Ausreisegewahrsamen sollen Schusswaffen vor 
dem Betreten des Gewahrsams abgelegt werden.

Der Einsatz von Pfefferspray in geschlossenen 
Räumen ist aufgrund der erheblichen gesund-
heitlichen Risiken in keinem Fall verhältnismä-
ßig und soll daher innerhalb von Einrichtungen 
unterlassen werden.30 

2.16 – Zugangsgespräch

Mit jeder neu aufgenommenen Person muss ein 
Zugangsgespräch geführt und hierbei der Grund 
für ihre Unterbringung erklärt werden. Zudem 
muss sie über ihre Rechte informiert werden.

Im Rahmen des Zugangsgesprächs soll in be-
sonderem Maße auf Anhaltspunkte für eine psy-
chische Erkrankung geachtet werden. Ggf. soll 
eine Psychologin oder ein Psychologe hinzugezo-
gen werden.

Daher sollen diejenigen Bediensteten einer 
Einrichtung, denen die Führung des Zugangsge-
sprächs obliegt, speziell dafür fortgebildet wer-
den, Anhaltspunkte für Traumatisierungen und 

29 BVerfG, Urteil vom 31.05.2006, Az.: 2 BvR 1673/04.
30 EGMR, Tali ./. Estland, Urteil vom 13.02.2014, Individual- 
 beschwerde Nr. 66393/10, Rn. 78; CPT/Inf (2008) 33, Rn. 86,  

https://rm.coe.int/1680697fb3 (abgerufen am 20.04.2023).
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psychische Erkrankungen zu erkennen. Auch 
beim Zugangsgespräch muss bei Verständigungs-
schwierigkeiten ein Dolmetscherdienst hinzuge-
zogen werden.

3 – BUNDES- UND LAN-
DESPOLIZEI, ZOLL

3.1 – Ausstattung und Zustand der Gewahr-
samsräume

Im Gewahrsam ist darauf zu achten, dass die 
Ausstattung und der Zustand der Räume die 
Menschenwürde nicht beeinträchtigen. Die Ge-
wahrsamsräume sollen jeweils mit einem Rauch-
melder, Notrufknopf, regulierbarem Licht, einer 
schwer entflammbaren, abwaschbaren Matratze, 
einer Decke und einer Kopfunterlage ausgestat-
tet sein. Wenn lediglich eine niedrige Liege zur 
Verfügung steht, soll zusätzlich eine Sitzgelegen-
heit in üblicher Höhe vorhanden sein.

Um den Schutz der im Gewahrsam unterge-
brachten Personen im Falle eines Feuers zu ge-
währleisten, ist es notwendig, die Gewahrsams-
räume mit Rauchmeldern auszustatten.

Es ist zudem erforderlich, dass sich Personen 
im Freiheitsentzug durch einen Notrufknopf be-
merkbar machen können. Die Funktionsfähig-
keit der Notrufanlage muss gewährleistet sein 
und soll vor jeder Belegung überprüft werden.

Um einerseits Schlaf zu ermöglichen und an-
dererseits der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit 
vorzubeugen sowie die Orientierung im Raum zu 
erleichtern, soll in Gewahrsamsräumen die Mög-
lichkeit bestehen, die Beleuchtung zu regulieren.

Auch bei kurzer Unterbringung im Gewahrsam 
soll natürlicher Lichteinfall vorhanden sein. Au-
ßerdem soll die Raumtemperatur im Gewahrsam 
angemessen sein.

3.2 – Belehrung

Personen im Freiheitsentzug sind unverzüglich 
und in jedem Fall über ihre Rechte zu belehren. 
Belehrungsformulare sind hierzu in verschiede-
nen Sprachen bereit zu halten. Die Formulare 
müssen zumindest Informationen darüber ent-
halten, dass die Betroffenen das Recht haben, 
sich ärztlich untersuchen zu lassen, einen Rechts-
beistand zu konsultieren und eine Vertrauensper-
son sowie ggf. das Konsulat ihres Heimatstaates 

zu informieren. Belehrungen sollen im Gewahr-
samsbuch dokumentiert werden, damit bei 
Schichtwechseln den übernehmenden Bediens-
teten auf einen Blick ersichtlich ist, in welchen 
Fällen eine Belehrung aus bestimmten Gründen 
noch nicht stattgefunden hat. Hat eine Beleh-
rung bei Aufnahme nicht stattgefunden, ist sie 
nachzuholen.

3.3 – Dokumentation

In Polizei- und Zolldienststellen soll die Ge-
wahrsamsdokumentation aussagekräftig und 
nachvollziehbar sein. Dies dient dem Schutz der 
im Gewahrsam untergebrachten Personen, aber 
auch dem der zuständigen Bediensteten.

Dokumentiert werden sollen folgende Anga-
ben:

+ die Personalien,
+ der Zeitpunkt des Beginns des Freiheitsent-

zuges,
+ die verantwortlichen Bediensteten bei der

Einlieferung in das Gewahrsam und der Be-
treuung im Gewahrsam,

+ der gesundheitliche Zustand der Person,
+ ob die Person über ihre Rechte belehrt 

wurde,
+ ob die Person über den Grund des Freiheits-

entzuges aufgeklärt wurde,
+ ob eine richterliche Anordnung eingeholt

wurde,
+ die Begründung im Falle einer Durchsu-

chung mit Entkleidung,
+ Name der oder des durchsuchenden Be-

diensteten,
+ die Zeitpunkte der Kontrollen mit dem Na-

menskürzel der jeweiligen Bediensteten,
+ der Zeitpunkt und die Art der Verpflegung,
+ die Abnahme und die spätere Aushändigung

von persönlichen Gegenständen,
+ der Entlassungszeitpunkt.
+ War eine Belehrung zu Beginn des Freiheits-

entzuges nicht möglich, soll dokumentiert
werden, ob diese spätestens zum Zeitpunkt
der Entlassung nachgeholt wurde.

Die Dokumentation soll in regelmäßigen Abstän-
den von Vorgesetzten auf vollständige Führung hin 
überprüft werden. Diese Kontrollen sollen vermerkt 
werden.
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3.4 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden 
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
dar.31 Daher ist stets eine Einzelfallentscheidung 
zu treffen, ob Anhaltspunkte vorliegen, die eine 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung begründen, und ob dieser Eingriff unter Be-
achtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit gerechtfertigt ist.32 

Im Falle einer Durchsuchung mit Entkleidung 
sollen die Gründe für die Entkleidung nach-
vollziehbar dokumentiert werden. Die Durch-
suchung soll zudem so schonend wie möglich 
erfolgen, z.B. in zwei Phasen, sodass jeweils eine 
Körperhälfte bekleidet bleibt.

3.5 – Einsehbarkeit des Gewahrsams

Das Gewahrsam darf nicht von Dritten einseh-
bar sein.

3.6 – Einsicht in den Toilettenbereich

Es ist auf jeden Fall sicherzustellen, dass in Ge-
wahrsam genommene Personen nicht bei der 
Toilettennutzung beobachtet werden. Beispiels-
weise kann ein Sichtschutz so angebracht wer-
den, dass keine Einsicht in den Toilettenbereich 
möglich ist.

Eine Überwachungskamera soll so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur ver-
pixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Allein in 
Fällen akuter Selbstverletzungs- oder Suizidge-
fahr erscheint eine im Einzelfall abgewogene, 
begründete und nachvollziehbar dokumentierte 
Entscheidung denkbar, den Gewahrsamsraum 
ohne Einschränkung zu überwachen. Bei jeder 
Kameraüberwachung, die den Toilettenbereich 
unverpixelt umfasst, soll ausschließlich eine Per-
son desselben Geschlechts die Überwachung 
vornehmen.

3.7 – Fesselung

Im Unterschied zu einer Fixierung versteht die 
Nationale Stelle unter einer Fesselung das Ein-
schränken der Bewegungsfreiheit durch das An-
binden oder Aneinanderbinden der Arme oder 
Beine.

31 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,  
 Rn. 33.
32 VG Köln, Urteil vom 25.11.2015, Az.: 20 K 2624/14, Rn. 115 ff.

Das Anbinden von Personen an der Wand oder 
an einen sonstigen Gegenstand beeinträchtigt 
die Menschenwürde und ist zu unterlassen.

Um das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
zu schützen, sollen für Fesselungen im Gewahr-
sam Handfixiergürtel aus Textil33 vorgehalten und 
verwendet werden.

3.8 – Fixierung

Auf Fixierungen ist im Gewahrsam der Polizei 
und des Zolls vollständig zu verzichten.

3.9 – Größe von Gewahrsamsräumen

Im Gewahrsam muss eine menschenwürdige 
Unterbringung gewährleistet sein.

Ein Einzelgewahrsamsraum muss über eine 
Grundfläche von mindestens 4,5 qm verfügen. In 
Sammelgewahrsamsräumen muss jeder Person 
eine Grundfläche von mindestens 3,5 qm zur Ver-
fügung stehen.

Die gegenüberliegenden Wände eines Gewahr-
samsraums müssen mindestens 2 m Abstand von-
einander aufweisen und die Deckenhöhe muss 
deutlich mehr als 2 m betragen.

3.10 – Kameraüberwachung

In Polizei- und Zolldienststellen soll eine Ka-
meraüberwachung nur erfolgen, wenn sie im 
Einzelfall zum Schutz der Person unerlässlich 
ist. Die Gründe für die Kameraüberwachung 
sollen dokumentiert werden. Zudem muss die 
betroffene Person auf die Kameraüberwachung 
hingewiesen werden. Die bloße Sichtbarkeit der 
Überwachungskamera ist nicht ausreichend. Für 
die betroffene Person soll erkennbar sein, ob die 
Überwachungskamera eingeschaltet ist.

3.11 – Mehrfachbelegung von Gewahrsams-
räumen

Für eine menschenwürdige Unterbringung ist 
es unabdingbar, dass bei Mehrfachbelegung von 
Gewahrsamsräumen die Toilette vollständig ab-
getrennt und gesondert entlüftet ist.

3.12 – Recht auf ärztliche Untersuchung

Jede in Haft genommene Person hat einen An-
spruch darauf, eine Ärztin oder einen Arzt zu 
konsultieren.

33 Es wird z.B. auf den Handfixiergürtel der Firma Segufix  
 verwiesen.
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3.12A – Medizinische Überwachung beim 
   Ausscheiden von Drogenpäckchen

Aufgrund des Gefährdungspotentials und um 
das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit bestmöglich zu schützen, soll eine sich 
in Gewahrsam befindende Person, welche Dro-
gen inkorporiert hat, vor, während und nach dem 
Ausscheiden der Fremdkörper medizinisch über-
wacht werden.

3.13 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Personen im Freiheitsentzug 
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört 
auch, dass sie grundsätzlich mit „Sie“ angespro-
chen werden und sich Bedienstete in geeigneter 
Weise vor dem Betreten des Gewahrsamsraums 
bemerkbar machen.

3.14 – Unabhängige Beschwerdestellen und  
 Ermittlungsstellen

Ein wesentliches Element der Prävention von 
Übergriffen durch Bedienstete ist, dass Fehlver-
halten aufgedeckt, verfolgt und bestraft wird.

Es sollen in allen Bundesländern unabhängige 
Beschwerdestellen und Ermittlungsstellen ge-
schaffen werden.34 

3.15 – Vertraulichkeit von Gesprächen

Vertrauliche Gespräche zwischen der betroffe-
nen Person und ihrem Rechtsbeistand sind zu er-
möglichen. Auch die Gespräche mit einer Ärztin 
oder einem Arzt sowie mit Angehörigen sollen 
vertraulich sein.

3.16 – Waffen im Gewahrsam

Schusswaffen sollen vor dem Betreten des Ge-
wahrsams abgelegt werden.

Der Einsatz von Pfefferspray in geschlossenen 
Räumen ist aufgrund der erheblichen gesund-
heitlichen Risiken in keinem Fall verhältnismäßig 
und soll daher innerhalb von Polizei- und Zoll-
dienststellen unterlassen werden.35 

34 Siehe u.a. EGMR, Kummer ./. Tschechische Republik,  
Urteil vom 25.07.2013, Individualbeschwerde Nr. 32133/11,  
Rn. 83; Eremiášova und Pechová ./. Tschechische Republik,  
Urteil vom 16.02.2012, Individualbeschwerde Nr. 23944/04,  
Rn. 135.

35 EGMR, Tali ./. Estland, Urteil vom 13.02.2014, Individual- 
 beschwerde Nr. 66393/10, Rn. 78; CPT/Inf (2008) 33, Rn. 86.

4 – EINRICHTUNGEN 
DER KINDER- UND 
JUGENDHILFE

4.1 – Beschwerdemöglichkeiten

Die Kinder und Jugendlichen müssen in die 
Lage versetzt werden, Beschwerden bei einer ge-
eigneten Stelle vorzubringen. Neben Ansprech-
personen innerhalb der Einrichtung sind hierzu 
entsprechend § 9a SGB VIII in den Ländern 
Ombudsstellen einzurichten, an die sich jun-
ge Menschen und ihre Familien zur Beratung in 
und zur Klärung von Konflikten wenden können. 
Landesrechtlich sind hierzu die nötigen Voraus-
setzungen zu schaffen.

Es muss gewährleistet sein, dass Kinder und Ju-
gendliche ungehindert und vertraulich Kontakt 
zu einer solchen Ombudsstelle aufnehmen kön-
nen. Die Beschwerdewege einschließlich der nö-
tigen Kontaktdaten sollen in einem altersgerecht 
formulierten Merkblatt oder der Hausordnung 
aufgeführt und den jungen Menschen zu Beginn 
ihrer Aufnahme in der Einrichtung erklärt wer-
den.

4.2 – Bewegung im Freien

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen 
ist, soll täglich mindestens eine Stunde die Mög-
lichkeit zur Bewegung im Freien gegeben werden. 
Kindern und Jugendlichen soll dies noch deutlich 
umfangreicher ermöglicht werden.

4.3 – Informationen über Rechte

Kinder und Jugendliche müssen bei ihrer Auf-
nahme in die Einrichtung schriftlich über die 
ihnen zustehenden Rechte informiert werden. 
Diese Informationen müssen in altersgerechter 
Form vermittelt werden.

4.4 – Kameraüberwachung

Kinder und Jugendliche sollen nicht anlassun-
abhängig und ununterbrochen kameraüberwacht 
werden. In keinem Fall kann und darf die Ka-
meraüberwachung die Präsenz der Mitarbeiten-
den ersetzen. Die Gründe für die Kameraüber-
wachung sollen dokumentiert werden. Zudem 
müssen die betroffenen Personen auf die Kame-
raüberwachung hingewiesen werden. Die bloße 
Sichtbarkeit der Überwachungskamera ist nicht 
ausreichend. Für die betroffene Person soll er-
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kennbar sein, ob die Überwachungskamera ein-
geschaltet ist.

5 – JUSTIZVOLLZUG
5.1 – Bekleidung im besonders gesicherten 

Haftraum

Bei der Unterbringung in einem besonders gesi-
cherten Haftraum ohne gefährdende Gegenstän-
de sind den Gefangenen mindestens eine Papier-
unterhose und ein Papierhemd auszuhändigen.

5.2 – Durchsuchung mit Entkleidung

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen nach den Feststellungen 
des Bundesverfassungsgerichts einen schwer-
wiegenden Eingriff in das allgemeine Persön-
lichkeitsrecht dar.36 Eine routinemäßige Durch-
führung, unabhängig von einzelfallbezogenen 
Verdachtsgründen, ist nicht zulässig.37 Um dieser 
Voraussetzung gerecht zu werden, müssen allge-
meine Anordnungen über Durchsuchungen mit 
Entkleidung unter Verhältnismäßigkeitsaspek-
ten Raum für Ausnahmeentscheidungen lassen. 
Das Personal muss dafür sensibilisiert sein, dass 
im Einzelfall auf eine vollständige Entkleidung 
verzichtet werden kann.

Ist eine vollständige Entkleidung erforderlich, 
soll eine die Intimsphäre schonende Praxis der 
Entkleidung, z.B. in zwei Phasen, stattfinden, bei 
der jeweils eine Körperhälfte bekleidet bleibt.

5.3 – Duschen

Personen, denen die Freiheit entzogen wird, 
sollen die Möglichkeit haben, auf Wunsch alleine 
zu duschen. In Gemeinschaftsduschräumen soll 
zumindest eine Dusche partiell abgetrennt sein.

5.4 – Einsicht in den Toilettenbereich

Bedienstete sollen sich, insbesondere dann, 
wenn sich in dem Haftraum eine Toilette offen 
im Raum befindet, vor dem Betreten in geeigne-
ter Weise bemerkbar machen. Der betroffenen 
Person soll die Möglichkeit gegeben werden, da-
rauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toilette 
benutzt.

36 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az.: 2 BvR 746/13,  
 Rn. 33.
37 BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, Az.: 2 BvR 2815/11,  

Rn. 16.

Eine Überwachungskamera soll so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur 
verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Al-
lenfalls bei einer Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum aufgrund akuter Selbst-
verletzungs- oder Suizidgefahr erscheint eine im 
Einzelfall abgewogene, begründete und nachvoll-
ziehbar dokumentierte Entscheidung denkbar, 
einen Haftraum ohne Einschränkung zu über-
wachen. Bei jeder Kameraüberwachung, die den 
Toilettenbereich unverpixelt umfasst, soll aus-
schließlich eine Person desselben Geschlechts 
die Überwachung vornehmen.

5.5 – Einzelhaft

Um die negativen Auswirkungen der Einzelhaft 
auf die psychische und physische Gesundheit der 
Betroffenen abzumildern, soll ihnen ausreichend 
Gelegenheit zu Kontakt zu anderen Personen 
(z.B. durch erweiterte Besuchszeiten) und zu 
sinnvoller Betätigung gegeben werden. Auch sind 
Betroffene regelmäßig psychiatrisch oder psy-
chologisch zu betreuen. Dies soll in einem ange-
messenen und vertraulichen Rahmen stattfinden.

5.6 – Fixierung

Fixierungen38 sind lediglich als ultima ratio 
und unter klaren und engen Voraussetzungen 
anzuordnen sowie auf den kürzest möglichen 
Zeitraum zu beschränken. Für eine möglichst 
schonende Durchführung einer Fixierung ist ein 
Bandagen-System zu verwenden. Zur Wahrung 
des Schamgefühls soll die fixierte Person min-
destens mit einer Papierunterhose und einem 
Papierhemd bekleidet werden. Es ist eine regel-
mäßige ärztliche Kontrolle zu gewährleisten. Die 
fixierte Person muss zudem ständig und persön-
lich durch therapeutisches oder pflegerisches 
Personal überwacht werden, welches sich in der 
unmittelbaren Nähe befindet (Eins-zu-eins-Be-
treuung). Für eine nicht nur kurzfristige Fixie-
rung ist zudem eine richterliche Entscheidung 
erforderlich.39 Die Maßnahme soll mit der be-
troffenen Person nachbesprochen werden.40 Au-
ßerdem ist sie nach Beendigung der Maßnahme 
auf die Möglichkeit hinzuweisen, die Zulässigkeit  

38 Definition: Siehe unter III 2.6 - Fixierung.
39 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
40 DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang:  
 Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Er- 
 wachsenen“. Abrufbar unter diesem Link (abgerufen am  
 19.04.2023).
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der durchgeführten Fixierung gerichtlich über-
prüfen zu lassen.41 

Bei jeder Fixierung sollen die Gründe für die 
Maßnahme schriftlich ausformuliert werden. 
Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
über, welche milderen Mittel vorab eingeleitet 
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

5.7 – Größe von Hafträumen

Für eine menschenwürdige Unterbringung 
muss ein Einzelhaftraum mindestens eine Grund-
fläche von 6 qm42 exklusive des Sanitärbereichs 
aufweisen. Für den Fall, dass der Sanitärbereich 
nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm für den Sani-
tärbereich zu addieren, sodass die Gesamtfläche 
mindestens 7 qm beträgt. Bei Mehrfachbelegung 
muss eine Fläche von 4 qm für jede weitere Per-
son exklusive des Sanitärbereichs hinzukommen.

5.8 – Kameraüberwachung

In Justizvollzugsanstalten soll eine Kamera-
überwachung nur erfolgen, wenn sie im Einzel-
fall zum Schutz der Person unerlässlich ist. Die 
Gründe für die Kameraüberwachung sollen do-
kumentiert werden. Zudem muss die betroffene 
Person auf die Kameraüberwachung hingewie-
sen werden. Die bloße Sichtbarkeit der Über-
wachungskamera ist nicht ausreichend. Für die 
betroffene Person soll erkennbar sein, ob die 
Überwachungskamera eingeschaltet ist.

5.9 – Mehrfachbelegung von Hafträumen

Hafträume, in denen mehr als eine Person un-
tergebracht wird, müssen nach Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts43 über eine voll-
ständig abgetrennte und gesondert entlüftete 
Toilette verfügen. Eine Unterbringung ohne 
eine solche Abtrennung verstößt gegen die Men-
schenwürde.

5.10 – Nutzung von Absonderungsräumen

Sind zusätzlich zu dem besonders gesicherten 
Haftraum ohne gefährdende Gegenstände wei-
tere Absonderungsräume vorhanden, deren Aus-
stattung einem besonders gesicherten Haftraum 

41 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.
42 6 qm stellen den absoluten Mindeststandard dar. Kleinere  

Hafträume verstoßen nach Auffassung der Nationalen Stelle 
gegen Art. 1 des Grundgesetzes. Darüberhinausgehende  
gesetzliche Anforderungen sind zu beachten und werden  

 begrüßt.
43 BVerfG, Beschluss vom 22.02.2011, Az.: 1 BvR 409/09,  

Rn. 30.

entspricht, müssen dieselben Voraussetzungen 
für die Unterbringung erfüllt sein. Darüber hin-
aus muss eine umfassende Dokumentation erfol-
gen, die der für den besonders gesicherten Haft-
raum entspricht.

5.11 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Gefangenen soll respektvoll 
ausgestaltet sein. Hierzu gehört auch, dass sie 
grundsätzlich mit „Sie“ angesprochen werden 
und sich Bedienstete in geeigneter Weise vor dem 
Betreten des Haftraums bemerkbar machen.

5.12 – Türspione

Mit Ausnahme von Beobachtungsräumen sol-
len Türspione blickdicht gemacht werden, um die 
Privatsphäre der untergebrachten Personen zu 
schützen.

5.13 –  Übersetzung bei ärztlichen 
 Gesprächen

Bei Gesprächen, deren Inhalt der ärztlichen 
Schweigepflicht unterliegt, muss die Vertraulich-
keit gewahrt sein. Zudem müssen Fachbegriffe 
und Sachzusammenhänge richtig in die andere 
Sprache übersetzt werden. Bei Verständigungs-
schwierigkeiten ist ein Dolmetscherdienst in 
Anspruch zu nehmen. Die Übersetzung durch 
Mitgefangene oder nichtärztliches Personal der 
Einrichtung ist ungeeignet.

5.14 – Umgang mit vertraulichen  
medizinischen Informationen

Um die Vertraulichkeit medizinischer Informa-
tionen zu wahren, sind Hinweise, z.B. auf Infek-
tionskrankheiten, ausschließlich in der Kranken-
akte, nicht aber in der Gefangenenpersonalakte, 
zu vermerken. Dadurch wird sichergestellt, dass 
ausschließlich medizinisches Personal, nicht je-
doch der Allgemeine Vollzugsdienst, Kenntnis 
darüber erhält.

5.15 – Zustand von Hafträumen

In Justizvollzugsanstalten ist Gefangenen in 
ihrem Haftraum Zugang zu natürlichem, unge-
filtertem Licht zu gewähren. Der Blick ins Freie 
darf nicht durch undurchsichtige Plexiglasschei-
ben oder ähnliches verhindert werden.
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6 – PSYCHIATRISCHE 
KLINIKEN

6.1 – Bewegung im Freien

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen 
ist, soll täglich mindestens eine Stunde die Mög-
lichkeit zur Bewegung im Freien gegeben werden. 
Kindern und Jugendlichen soll dies noch deutlich 
umfangreicher ermöglicht werden.

6.2 – Dokumentation von 
Zwangsmaßnahmen

Die Dokumentation von Zwangsmaßnahmen 
soll umfassend, nachvollziehbar und vollständig 
sein. Die Maßnahme soll schriftlich ausformu-
liert werden. Dies beinhaltet auch die Dokumen-
tation darüber, welche milderen Mittel vorab ein-
geleitet wurden und weshalb sie gescheitert sind.

6.3 – Fixierung

Fixierungen44 sind lediglich als ultima ratio und 
unter klaren und engen Voraussetzungen anzu-
ordnen sowie auf den kürzest möglichen Zeit-
raum zu beschränken. Fixierte Personen müssen 
ständig und persönlich durch therapeutisches 
oder pflegerisches Personal überwacht werden, 
welches sich in der unmittelbaren Nähe befin-
det (Eins-zu-eins-Betreuung). Für eine nicht nur 
kurzfristige Fixierung ist zudem eine richterli-
che Entscheidung erforderlich.45 Die Maßnahme 
soll mit der betroffenen Person nachbesprochen 
werden.46 Außerdem ist sie nach Beendigung der 
Maßnahme auf die Möglichkeit hinzuweisen, die 
Zulässigkeit der durchgeführten Fixierung ge-
richtlich überprüfen zu lassen.47 

6.4 – Informationen über Rechte

Patientinnen und Patienten müssen schriftlich 
über ihre Rechte in der psychiatrischen Einrich-
tung informiert werden. Bei jungen Menschen 
soll dies in altersgerechter Form geschehen.

44 Definition: Siehe unter III 2.6 - Fixierung.
45 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
46 DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang:  
 Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei  

Erwachsenen“. Abrufbar unter diesem Link (abgerufen am  
 19.04.2023).
47 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.

6.5 – Kameraüberwachung

Personen, die in psychiatrischen Einrichtun-
gen untergebracht sind, sollen nicht anlassunab-
hängig und ununterbrochen kameraüberwacht 
werden. In keinem Fall kann und darf die Kame-
raüberwachung die Präsenz der Mitarbeitenden 
ersetzen. Die Gründe für die Kameraüberwa-
chung sollen dokumentiert werden. Zudem muss 
die betroffene Person auf die Kameraüberwa-
chung hingewiesen werden. Die bloße Sichtbar-
keit der Überwachungskamera ist nicht ausrei-
chend. Für die betroffene Person soll erkennbar 
sein, ob die Überwachungskamera eingeschaltet 
ist.

6.6 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Patientinnen und Patienten 
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört 
grundsätzlich auch, dass die Patientinnen und Pa-
tienten mit „Sie“ angesprochen werden und sich 
das Personal durch Anklopfen an der Zimmertür 
vor dem Eintreten bemerkbar macht.

6.7 – Vertraulichkeit von Gesprächen

In psychiatrischen Einrichtungen sollen Mög-
lichkeiten geschaffen werden, die gewährleisten, 
dass persönliche und telefonische Gespräche ver-
traulich geführt werden können.

7 – VOLLZUGS- 
EINRICHTUNGEN-
DER BUNDESWEHR

7.1 – Ausstattung und Zustand der 
Arresträume

In den Vollzugseinrichtungen der Bundeswehr 
ist darauf zu achten, dass die Ausstattung und der 
Zustand der Räume die Menschenwürde nicht 
beeinträchtigen. Die Arresträume sollen jeweils 
mit einem Rauchmelder, einem Notrufknopf, 
mit regulierbarem Licht, einer schwer entflamm-
baren, abwaschbaren Matratze, einer Decke und 
einer Kopfunterlage ausgestattet sein. Zusätzlich 
müssen eine Sitzgelegenheit in üblicher Höhe 
und ein Tisch vorhanden sein.

Um den Schutz der Arrestpersonen im Falle ei-
nes Feuers zu gewährleisten, ist es notwendig, die 
Arresträume mit Rauchmeldern auszustatten.

Es ist zudem erforderlich, dass sich Personen 
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im Freiheitsentzug durch einen Notrufknopf be-
merkbar machen können. Die Funktionsfähig-
keit der Notrufanlage muss gewährleistet sein 
und soll vor jeder Belegung überprüft werden.

Um einerseits Schlaf zu ermöglichen und an-
dererseits der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit 
vorzubeugen sowie die Orientierung im Raum zu 
erleichtern, soll in Arresträumen die Möglichkeit 
bestehen, die Beleuchtung zu regulieren.

In Vollzugseinrichtungen der Bundeswehr ist 
Arrestpersonen in ihrem Arrestraum Zugang zu 
natürlichem, ungefiltertem Licht zu gewähren. 
Der Blick ins Freie darf nicht durch undurchsich-
tige Plexiglasscheiben oder ähnliches verhindert 
werden. Außerdem soll die Raumtemperatur im 
Arrest angemessen sein.

7.2 – Belehrung

Personen im Freiheitsentzug sind unverzüglich 
und in jedem Fall über ihre Rechte zu belehren. 
Hierzu sind Belehrungsformulare vorzuhalten, 
die zumindest Informationen darüber enthalten, 
dass die Betroffenen das Recht haben, sich ärzt-
lich untersuchen zu lassen, einen Rechtsbeistand 
zu konsultieren und eine Vertrauensperson zu in-
formieren.

7.3 – Besonders gesicherter Arrestraum

In besonders gesicherten Räumen dürfen sich 
keine Gegenstände befinden, die es der Arrest-
person ermöglichen können, sich selbst zu ver-
letzen.

Darüber hinaus sind eine engmaschige Betreu-
ung und eine medizinische Überwachung der Ar-
restperson zu gewährleisten.

Bei einer Unterbringung im besonders gesi-
cherten Raum und der damit verbundenen Iso-
lierung der Arrestperson ist es unerlässlich, dass 
das medizinische Personal besonders auf die Ge-
sundheit der betroffenen Person achtet und dass 
eine regelmäßige ärztliche Kontrolle gewährleis-
tet wird, um dem Eintritt von Gesundheitsschä-
den vorzubeugen. Zudem ist eine engmaschige 
Betreuung sicherzustellen, um deeskalierend auf 
die Arrestperson einzuwirken und eine zeitnahe 
Beendigung der Maßnahme zu begünstigen.

7.4 – Dokumentation

Im Vollzug soll die Dokumentation aussage-
kräftig und nachvollziehbar sein. Zum Schutz der 
Arrestpersonen, aber auch dem der zuständigen 

Soldatinnen und Soldaten (Vollzugsorgane), sol-
len alle im Zusammenhang mit dem Arrest ste-
henden Informationen vollständig dokumentiert 
werden.

Dokumentiert werden sollen folgende Anga-
ben:

+ die Personalien,
+ der Zeitpunkt des Beginns des Freiheitsent-

zuges,
+ die verantwortlichen Soldatinnen und Solda-

ten (Vollzugsorgane) bei der Zuführung der
Arrestperson,

+ die Vollzugstauglichkeit der Person,
+ der gesundheitliche Zustand der Person,
+ ob die Person über ihre Rechte belehrt 

wurde,
+ ob die Person über den Grund des Freiheits-

entzuges aufgeklärt wurde,
+ ob eine richterliche Anordnung eingeholt

wurde,
+ die Zeitpunkte der Kontrollen mit dem Na-

menskürzel der jeweiligen Soldatinnen und
Soldaten,

+ der Zeitpunkt und die Art der Verpflegung,
+ die Bewegung im Freien,
+ der Tagesablauf der Arrestperson (Verlassen

des Arrests für den Dienst oder die ersetzen-
de sinnvolle Beschäftigung),

+ die Abnahme und die spätere Aushändigung
von persönlichen Gegenständen,

+ der Entlassungszeitpunkt.

Die Dokumentation soll in regelmäßigen Ab-
ständen von Vorgesetzten auf vollständige Füh-
rung hin überprüft werden. Diese Kontrollen 
sollen vermerkt werden.

7.5 – Einsicht in den Toilettenbereich

Die zuständigen Soldatinnen und Soldaten 
(Vollzugsorgane) sollen sich, insbesondere dann, 
wenn sich in den Arresträumen eine Toilette 
offen im Raum befindet, vor dem Betreten des 
Arrestraums in geeigneter Weise bemerkbar ma-
chen. Der betroffenen Person soll die Möglich-
keit gegeben werden, darauf hinzuweisen, dass 
sie ggf. gerade die Toilette benutzt.
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7.6 – Größe von Arresträumen

Für eine menschenwürdige Unterbringung 
muss ein Arrestraum mindestens eine Grund-
fläche von 6 qm exklusive des Sanitärbereichs 
aufweisen. Für den Fall, dass der Sanitärbereich 
nicht abgetrennt ist, ist etwa 1 qm für den Sani-
tärbereich zu addieren, sodass die Gesamtfläche 
mindestens 7 qm beträgt.

7.7 – Respektvoller Umgang

Der Umgang mit Personen im Freiheitsentzug 
soll respektvoll ausgestaltet sein. Hierzu gehört 
auch, dass sie grundsätzlich mit „Sie“ angespro-
chen werden und sich Bedienstete in geeigneter 
Weise vor dem Betreten des Arrestraums be-
merkbar machen. Sofern die Nutzung von Tür-
spionen im begründeten Einzelfall notwendig ist, 
sollen sich die zuständigen Soldatinnen und Sol-
daten (Vollzugsorgane) vor dem Blick durch den 
Spion in geeigneter Weise bemerkbar machen.

7.8 – Vollzugstauglichkeit

Die Vollzugstauglichkeit einer Arrestperson 
soll grundsätzlich im Rahmen einer ärztlichen 
Untersuchung festgestellt werden.
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IV  
SCHWERPUNKTTHEMA 
MAẞẞREGELVOLLZUG
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EINFÜHRUNG
Wie bereits im Vorjahr beschäftigte sich die 

Nationale Stelle schwerpunktmäßig mit dem 
Thema Maßregelvollzug. Hintergrund ist das ei-
gens gesetzte Ziel, alle Einrichtungen des Maß-
regelvollzugs im gesamten Bundesgebiet bis 
Ende des Jahres 2023 zu besuchen. Dies soll er-
möglichen, sich einen vollständigen Überblick 
zu verschaffen, weitere Feststellungen vor Ort zu 
treffen und beobachteten Missständen verstärkt 
nachzugehen.

Im Jahr 2022 besuchte die Nationale Stelle 24 
Einrichtungen des Maßregelvollzugs (Forensi-
sche Psychiatrien)48 in 12 Bundesländern.49 Bei 
den Besuchen der Einrichtungen Bremen-Ost 
(HB) und Merzig (SL) handelte es sich um er-
neute bzw. Folgebesuche, die u.a. zur Feststellung 
dienten, inwieweit vorhergehende Empfehlun-
gen umgesetzt worden sind.

Das folgende Kapitel, aus vier Teilen beste-
hend, soll eine Übersicht über die Erkenntnisse 
verschaffen, die im Jahr 2022 – insbesondere im 
Rahmen der Besuchstätigkeit – gewonnen wur-
den. Teil 1 liefert eine Zusammenfassung der ge-
genwärtigen bundesweiten Belegungssituation in 
den Einrichtungen der Forensischen Psychiatrie, 
Teil 2 einen Einblick in die Neuerungen der Ge-
setzgebung im Bereich des Maßregelvollzugs aus 
den Bundesländern Bremen, Nordrhein-Westfa-
len und Thüringen. Anschließend erfolgt in Teil 3 
eine Aufführung aller Empfehlungen, die gegen-
über einer Vielzahl an besuchten Einrichtungen 
der Forensischen Psychiatrie gegeben wurden. 
Teil 4 beinhaltet eine bundeslandspezifische 
Übersicht der besuchten Einrichtungen; hier-
bei werden ausgewählte einrichtungsspezifisch 
erfolgte Feststellungen und die dazugehörenden 
Empfehlungen hervorgehoben.

48 Davon zwei für jugendliche Untergebrachte: die Fachab- 
 teilung Jugendforensik in Bad Zwischenahn (NI) und die  
 Jugendklinik in Marburg (HE).
49 Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Ham- 
 burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,  
 Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Holstein, Thüringen.  
 Die Nationale Stelle besuchte Einrichtungen des Maßre- 
 gelvollzugs in den vier anderen Bundesländern im Jahr 2021.

1 – BELEGUNGS- 
SITUATION

1.1 – Überbelegung

Auch im Jahr 2022 stellte die beträchtliche 
Überbelegung in Maßregelvollzugseinrichtungen 
ein zentrales Problem dar. Die Nationale Stelle 
führte hierzu bereits eine bundesweite Abfrage 
durch. Aus den ermittelten Informationen zu der 
Belegungsfähigkeit und den Belegungszahlen in 
Einrichtungen des Maßregelvollzugs ging deut-
lich hervor, dass in 14 Bundesländern eine an-
nähernde Vollbelegung oder eine Überbelegung 
vorlag (Anfang 2022).

Diese Erkenntnis bestätigte sich im Jahr 2022. 
In 17 der insgesamt 24 besuchten Einrichtun-
gen (bzw. in 8 der 12 betroffenen Bundesländer) 
konnte eine Überbelegung festgestellt werden.50 
Zudem ging aus den Antworten auf eine Anfang 
2023 versendete Abfrage an die zuständigen Lan-
desministerien hervor, dass in 11 Bundesländern 
eine Überbelegung (BB, BE, BW, BY, HB, HH, 
NI, NW, RP, SH, ST) und in vier Bundesländern 
(HE, MV, SL, TH) eine Vollbelegung vorliegt. 
Lediglich Sachsen meldete eine niedrigere Bele-
gungsrate von 84%.51

In diesem Zusammenhang empfiehlt die Nati-
onale Stelle stets, die erforderlichen Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Überbelegung abzustellen.

Sie erkennt zugleich an, dass die Einrichtungen 
und Aufsichtsbehörden hierbei vor besondere 
Herausforderungen gestellt werden.

Exemplarisch versicherte das Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und Integration Baden-
Württemberg in seiner Stellungnahme vom 21. 
November 2022 zum Besuch der Forensischen 
Klinik in Reichenau, dass „allen Beteiligten be-
wusst [sei], dass die derzeitigen Unterbringungs-
bedingungen keinen optimalen Rahmen für die 
Therapie darstellen“. Die Stellungnahme des 
Bayerischen Staatsministeriums für Familie, 
Arbeit und Soziales bestätigt dieses bundeswei-
te Problem ebenfalls: „Der bayerische wie auch 
der gesamte deutsche Maßregelvollzug weist 
eine nach wie vor höchst angespannte Belegungs-

50 Brandenburg, Baden-Württemberg, Bayern, Hessen,  
 Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Hol- 
 stein.
51 Stand: 20.04.2023.
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situation auf. Dem Anstieg der untergebrachten 
Patientinnen und Patienten, insbesondere im Be-
reich des § 64 StGB, sind hierbei (derzeit) räum-
liche Grenzen gesetzt. Die Träger sind stets auf-
gefordert, kurz- und mittelfristig Kapazitäten zu 
erhöhen, um die problematische Belegungsdich-
te zu verringern und damit Stationsklima und Si-
cherheitslage in den Kliniken zu verbessern.“

1.2 – Mehrfachbelegung

Konkret führt eine angespannte Belegungs-
situation häufig zu einer Mehrfach- bzw. Über-
belegung der Patientenzimmern. So wurde die 
Belegung von Ein-Bett-Zimmern mit zwei Perso-
nen und Zwei-Bett-Zimmern mit drei Personen 
sowie die Belegung mit drei oder mehr Personen 
in elf der besuchten Einrichtungen kritisiert.52  
Beispielsweise führte die Überbelegung in allen 
vier besuchten Einrichtungen der Forensischen 
Psychiatrie in Baden-Württemberg zu einer prob-
lematischen Mehrfachbelegung. In den Einrich-
tungen Ravensburg und Reichenau führte sie u.a. 
zu einer Dreifachbelegung der Doppelzimmer. 
In Wiesloch waren 23 Drei-Bett-, 5 Vier-Bett- 
und ein Fünf-Bett-Zimmer voll belegt worden. 
In Zwiefalten wurden regelmäßig Ein-Bett- und 
Zwei-Bett-Zimmer mithilfe eines Zustell- oder 
Stockbettes in Zwei-Bettzimmer bzw. Drei-Bett-
Zimmer umfunktioniert.

Selbst bei ausreichender Zimmergröße ist 
eine Belegung mit drei und mehr psychisch oder 
suchtkranken Personen problematisch. Die man-
gelnde Privatsphäre kann Aggressionen auslö-
sen und Zwischenfälle provozieren. Sie kann zu 
Konflikten zwischen den untergebrachten Per-
sonen führen, aber auch die medizinische und 
therapeutische Behandlung deutlich erschweren 
und den angestrebten Behandlungserfolg ver-
zögern. In diesem Sinne teilte das Niedersächsi-
sche Ministerium für Soziales, Arbeit, Gesund-
heit und Gleichstellung in seiner Stellungnahme 
vom 3. Januar 2023 zur Belegungssituation mit: 
„Wir teilen die Auffassung der Nationalen Stel-
le, dass von einer Belegung der Zimmer einer 
Maßregelvollzugseinrichtung mit drei und mehr 
psychisch kranken Personen abgesehen werden 
sollte. Gleichwohl lässt der hohe Belegungsdruck 
in Niedersachsen aktuell nicht immer eine Bele-
gung mit nur ein bis zwei Personen zu.“

52 Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen,  
Rheinland-Pfalz, Saarland, Thüringen.

Die Nationale Stelle hält den Grundsatz der 
Einzelunterbringung, der im Strafvollzug gesetz-
lich verankert ist,53 für erforderlich. Sie ist der 
Auffassung, dass eine regelmäßige Unterbringung 
in Einzelräumen gesetzlich vorgesehen werden 
soll. Im Fall einer unvermeidbaren Doppelbe-
legung soll sichergestellt werden, dass diese zu 
keinen Therapieerschwernissen führt und der 
Schutz der Privatsphäre für die untergebrachten 
Personen stets gewährleistet bleibt. Von einer 
Belegung mit drei oder mehr Personen soll abge-
sehen werden.

In seiner Stellungnahme vom 21. November 
2022 schrieb das Ministerium für Gesundheit 
Baden-Württemberg, dass „im Landespsychiat-
rieplan aus dem Jahr 2018 als Ziel festgeschrieben 
[worden sei], […] bis 2025 […] im Maßregelvoll-
zug nur noch Ein- und Zweibettzimmer mit inte-
grierter Nasszelle vorzuhalten.“

1.3 – Ausblick

Angesichts der stetig steigenden Belegungs-
zahlen werden Reformvorschläge unterbreitet, 
die zur Entlastung der Einrichtungen des Maß-
regelvollzugs beitragen sollen. Dahingehend hat 
das Bundesministerium der Justiz Anfang 2022 
einen Reformentwurf zur Novellierung des § 64 
StGB vorgelegt, der vom Bundesrat verabschie-
det wurde und dem Bundestag vorliegt.54 Um die 
Zahl der aufgrund von Suchterkrankungen einge-
wiesenen Personen zu reduzieren, ist darin vorge-
sehen, den Begriff des „Hanges“ künftig enger zu 
fassen. Demnach würden weniger Personen die 
Voraussetzungen für eine Unterbringung nach  
§ 64 StGB erfüllen.

Aus Sicht der Nationalen Stelle ist es unab-
dingbar, die erforderlichen Maßnahmen zu er-

53 Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und der  
 freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Siche- 
 rung (Strafvollzugsgesetz - StVollzG), § 18 Abs. 1, Satz 1 Un- 
 terbringung während der Ruhezeit: „Gefangene werden  

während der Ruhezeit allein in ihren Hafträumen unter 
 gebracht“. Eine ähnliche Formulierung ist in vielen Straf- 
 vollzugsgesetzen der Länder zu finden.
54 Stand 19.04.2023. Die letzte öffentliche Anhörung fand am  

17. April 2023 vor dem Rechtsausschuss des Bundestages 
statt. Das BMJ hatte am 19. Juli 2022 einen Referentenent- 

 wurf zur Überarbeitung des Sanktionenrechts auf den Weg  
gebracht. Die Fachverbände hatten zunächst bis zum  
24. August 2022 Gelegenheit zur Stellungnahme. Am
21. Dezember 2022 hatte das Bundeskabinett den vom BMJ  
vorgelegten Gesetzentwurf beschlossen. (Link, abgerufen 
am 19.04.2023).
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greifen, um gegen die Überbelegung vorzugehen. 
Allerdings möchte sie vor diesem Hintergrund 
ausdrücklich darauf hinweisen, dass sich auch 
im Justizvollzug eine Vielzahl an psychisch- oder 
suchtkranken Personen befindet, für die dort kei-
ne angemessene Betreuung und Behandlung ge-
währleistet werden kann.55

Eine adäquate medizinische, psychiatrische 
und psychologische Behandlung ist in allen Ein-
richtungen des Freiheitsentzugs sicherzustellen.

2 – GESETZGEBUNG
Nach Artikel 19 lit. c OPCAT hat die Nationale 

Stelle die Befugnis, Vorschläge und Bemerkungen 
zu bestehenden Gesetzen oder Gesetzentwürfen 
zu unterbreiten. Im Rahmen ihrer präventiven 
Tätigkeit ist sie bestrebt, bereits im Verlauf des 
Gesetzgebungsverfahrens Stellung zu beziehen. 
Voraussetzung dafür ist eine Beteiligung durch 
die Regierungen oder die Parlamente.

Im Berichtsjahr nahm die Nationale Stelle die 
Möglichkeit wahr, in Nordrhein-Westfalen Stel-
lung zu einer bestehenden Rechtsvorschrift zu 
nehmen, zu der sie sich bereits im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens  hatte äußern kön-
nen.56

Die Nationale Stelle möchte zusätzlich wich-
tige gesetzliche Änderungen hervorheben, die 
überwiegend zu einer menschenwürdigeren Un-
terbringung in Einrichtungen der Forensischen 
Psychiatrie beitragen sollen.57 

55 Siehe hierzu Kapitel V Justizvollzug.
56 Stellungnahme vom 4. November 2020, https://www.natio- 
 nale-stelle.de/aktuelles/stellungnahmen-zu-gesetzentwuer- 
 fen.html.
57 Es sei auch auf die angestrebte Novellierung des Sächsi- 
 schen Gesetzes über die Hilfen und die Unterbringung bei  
 psychischen Krankheiten (SächsPsychKG) verwiesen  

(Pressemitteilung des Sächsischen Staatsministeriums für  
 Soziales und Gesellschaftlichen Zusammenhalt vom  

15. Juni 2022).

2.1 – Strafrechtsbezogenes 
Unterbringungsgesetz NRW58 

2.1.1 – Stellungnahme zu einer bestehen-
den Rechtsvorschrift

Gemäß § 64 des Strafrechtsbezogenen Unter-
bringungsgesetzes NRW (StrUG NRW) war 
dem Landtag Nordrhein-Westfalen bis zum  
31. Dezember 2022 und danach alle fünf Jahre
über die Erfahrungen mit diesem Gesetz zu be-
richten. Der erste Evaluationsbericht wurde vom
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
Nordrhein-Westfalen vorgelegt.59 An dem Evalua-
tionsverfahren wurde die Nationale Stelle betei-
ligt.60 

In diesem Rahmen begrüßte sie ausdrücklich, 
dass mehrere der in ihrer Stellungnahme vom  
4. November 2020 ausgesprochenen Empfeh-
lungen berücksichtigt und entsprechend in dem
nunmehr vorliegenden Gesetz umgesetzt worden 
sind. Dies betrifft die Eins-zu-eins-Betreuung bei 
Fixierungen durch Personal mit therapeutischer
oder pflegerischer Qualifikation (§ 33), die An-
passung der Anforderungen an die Genehmigung
räumlicher Trennungen (§ 32) sowie die Vorabin-
formation über im Einzelfall beschlossene Über-
wachungen von Telefonaten (§ 21).

Der Grundsatz der Einzelunterbringung wird 
im § 3 des StrUG allerdings nicht berücksich-
tigt. Auch fehlt es an einer klaren Definition von 
3-Punkt-Fixierungen mit gesetzlichen Garantien
(§ 33 StrUG).

2.1.2 – Zulässigkeit besonderer 
Sicherungsmaßnahmen

Absonderungen

Nach § 32 StrUG unterliegen Unterbringungen 
in einem Kriseninterventionsraum sowie Abson-

58 Gesetz zur Durchführung strafrechtsbezogener Unter- 
 bringungen in einem psychiatrischen Krankenhaus und ei- 
 ner Entziehungsanstalt in Nordrhein-Westfalen (Straf- 
 rechtsbezogenes Unterbringungsgesetz NRW – StrUG  

NRW) vom 17. Dezember 2021 und am 31. Dezember 2021  
 in Kraft getreten.
59 Evaluationsbericht der Landesregierung zum Gesetz zur  

Durchführung strafrechtsbezogener Unterbringungen in  
einem psychiatrischen Krankenhaus und einer Entzie- 

 hungsanstalt in Nordrhein-Westfalen (Berichtszeitraum  
2022), 14. Dezember 2022, Vorlage 18/597.

60 Stellungnahme vom 28. Oktober 2022, https://www.natio- 
 nale-stelle.de/aktuelles/stellungnahmen-zu-gesetzentwuer- 
 fen.html 
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derungen nach 48 Stunden dem Richtervorbe-
halt.61 Diese gesetzliche Regelung sorgt dafür, die 
Anwendungsschwelle von Maßnahmen, die einen 
schweren Eingriff darstellen, zu erhöhen.

Nachteinschluss

Zum anderen wird der Nachteinschluss als Si-
cherungsmaßnahme betrachtet, für die u.a. eine 
begründete Einzelfallentscheidung benötigt 
wird sowie weitere Anforderungen erfüllt wer-
den müssen.62 Nach § 32 Abs. 4 StrUG ist z.B. 
der bereits von der Nationalen Stelle bemängelte 
generelle Nachteinschluss auf zwei Stationen in 
der Einrichtung in Münster weiterhin kritisch zu 
betrachten.

Aus Sicht der Nationalen Stelle stößt ein 
Nachteinschluss jedenfalls dann auf Bedenken, 
wenn er aus organisatorischen Gründen oder auf-
grund von Personalmangel angeordnet wird. Eine 
solche Maßnahme soll ausschließlich in denjeni-
gen Einzelfällen vollzogen werden, in denen dies 
unerlässlich ist. Die entsprechende Einzelfallent-
scheidung soll begründet und nachvollziehbar 
sein.

In diesem Sinne beanstandete die Nationale 
Stelle generellen Nachteinschluss in mehreren 
besuchten Einrichtungen.63 

2.2 – Bremisches Gesetz über Hilfen und 
Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten

Das Bremische Gesetz über Hilfen und Schutz-
maßnahmen bei psychischen Krankheiten (Brem-
PsychKG) vom 13. Dezember 2022, möchte die 
Nationale Stelle aus zwei Gründen positiv her-
vorheben. Zum einen ist bei einer körperlichen 
Durchsuchung eine Entkleidung in zwei Phasen 
vorgeschrieben,64 was zur Schonung des Scham-
gefühls beiträgt. Zum anderen ist jegliche Kame-
raüberwachung in Räumen, in denen Personen 
untergebracht sind, nicht mehr zulässig, was die 

61 § 32 Abs. 3: „Maßnahmen gemäß Absatz 1 sind zu befristen  
 und bedürfen der ärztlichen Mitwirkung und Überwa- 
 chung. […] Jede räumliche Trennung nach Absatz 1 Num- 
 mer 5 und Nummer 6, die länger als 48 Stunden dauert, be- 
 darf der richterlichen Entscheidung“.
62 § 32 Abs. 4.
63 In den Einrichtungen in Bremen-Ost (HB), Zwiefalten  

(BW), ZKH 6 (HH), Riedstadt (HE), Münster (NW) und  
 Schleswig (SH).
64 § 70, Abs. 2 „Die Durchsuchung ist im Wege der Halbent- 
 kleidung durchzuführen“.

Privat- und Intimsphäre verstärkt schützt.65 

2.3 – Thüringer Gesetz zur Hilfe und 
Unterbringung psychisch kranker 
Menschen

Die Änderung des Thüringer Gesetzes zur Hil-
fe und Unterbringung psychisch kranker Men-
schen (ThürPsychKG) betraf ausschließlich den 
§ 14 „Besondere Schutz- und Sicherungsmaßnah-
men“.

Die neue Fassung des § 14 erfüllt nun alle ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen zur Durch-
führung von Fixierungen:66 Richtervorbehalt, 
Eins-zu-eins-Betreuung durch therapeutisches 
oder pflegerisches Personal, ausführliche Do-
kumentation der Maßnahme sowie der Hinweis 
auf die Möglichkeit einer nachträglichen gericht-
lichen Überprüfung. Darüber hinaus wurden 
weitere Empfehlungen der Nationalen Stelle 
berücksichtigt. Die Definition des Begriffs Fi-
xierung wurde auf eine Weise verfasst, die jede 
Form der Fixierung, also auch 3-Punkt-Fixierun-
gen, einschließen kann.67 Abschließend sind eine 
angemessene und regelmäßige ärztliche Überwa-
chung und eine Nachbesprechung der Maßnah-
me vorgesehen.

 3 – BUNDESLÄNDER-
ÜBERGREIFENDE 
FESTSTELLUNGEN 
UND EMPFEHLUN-
GEN

Die Nationale Stelle stieß bei ihren Besuchen 
sowohl auf strukturelle als auch auf anhaltende 
Probleme: deutliche Überbelegung, Personal-
mangel, Mangel an Räumlichkeiten sowie eine 
immer länger werdende Unterbringungsdauer. 
Einige der genannten Defizite wurden von den 
zuständigen Ministerien in ihren Stellungnah- 

65 § 75, Abs. 2 „In Schlaf-, Aufenthalts-, Wohn- und Krisen- 
 interventionsräumen sowie in Bädern und Toiletten [ist]  
 die Videoüberwachung nicht zulässig“.
66 Anforderungen aus dem Urteil des Bundesverfassungs- 
 gerichts vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.
67 § 14 Abs. 1, Satz 5: „die Einschränkung oder Aufhebung der  

Bewegungsfreiheit (Fixierung)“.
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men bestätigt – wie z.B. der Personalmangel.68  
Eine Umfrage der Deutschen Gesellschaft für 
Psychiatrie und Psychotherapie, Psychosomatik 
und Nervenheilkunde (DGPPN) führte zu ver-
gleichbaren Erkenntnissen, welche die aktuellen 
Herausforderungen hinsichtlich der Unterbrin-
gung im Maßregelvollzug unterstreichen.69 

Unter Beachtung dieser Zusammenhänge wur-
den den besuchten Einrichtungen der Forensi-
schen Psychiatrie im Wesentlichen Empfehlun-
gen zu folgenden Themen gegeben:

3.1 – Absonderungen

Absonderungen mit einer Dauer von über 15 
Tagen wurden in neun besuchten Einrichtungen 
der Forensischen Psychiatrie festgestellt;70 teil-
weise wurden untergebrachte Patientinnen und 
Patienten über Monate oder sogar Jahre abgeson-
dert.

Exemplarisch zeigte der Besuch der Frauen-
station in Eberswalde (BB) auf, dass eine Person 
über mehrere Wochen hinweg in einem Krisen-

68 Bei den Besuchen von Einrichtungen in Eberswalde (BB),  
Marburg (HE) und Reichenau (BW) stellte die Nationale  
Stelle fest, dass die dortige Personalsituation angespannt  
war. In seiner Stellungnahme vom 21. Dezember 2022 zum  
Besuch in Eberswalde führte das Ministerium Branden- 

 burg aus, dass „die Fachkräftesituation […] zweifellos zu  
 den großen Herausforderungen der Gesundheitspolitik in  
 allen Ländern [gehöre]. Dies [betreffe] leider in besonde- 
 rem Maße auch die forensische Psychiatrie“. Eine ähnliche  
 Situation stellte das Ministerium Baden-Württemberg in  
 seiner Stellungnahme vom 21. November 2022 dar: „Die  
 Kliniken für Forensische Psychiatrie und Psychotherapie  
 berichten allerdings teilweise von Schwierigkeiten […] aus- 
 reichend qualifizierte Mitarbeitende zu gewinnen“.
69 Ergebnisse der Anfrage aus dem Herbst 2022 unter den 78  
 Kliniken für den Maßregelvollzug in Deutschland, von  
 denen sich 60 Prozent beteiligten. Laut einem Vorstands- 
 mitglied der DGPPN weisen diese „auf Zustände hin, die  
 vielerorts mindestens unbefriedigend, wenn nicht gar un- 
 tragbar sind“. So sei es „sehr schwer geworden, den gesetz- 
 lichen Auftrag der Kliniken für den Maßregelvollzug dauer- 
 haft sach- und fachgerecht zu erfüllen“, https://www.fr.de/ 
 politik/massregelvollzug-hinter-dicken-mauern-herrschen- 
 zustaende-die-untragbar-sind-92044461.html (abgerufen  
 am 19.04.2023).
70 Brandenburg, Bremen, Baden-Württemberg, Hessen, Nie- 
 dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein.

interventionsraum71 untergebracht worden war.

In der Folge nahm die Nationale Stelle positiv 
zur Kenntnis, dass das zuständige Ministerium72 
in seiner Stellungnahme diesbezüglich betonte, 
die Auffassung der Nationalen Stelle zu teilen 
und mit ihr darin übereinzustimmen, dass es kei-
nesfalls Praxis sein sollte, Personen über mehre-
re Wochen in einem Kriseninterventionsraum 
unterzubringen.73 

Der Nationalen Stelle ist bewusst, dass die 
besuchten Kliniken mehrfach vor besondere 
Herausforderungen gestellt wurden. So lagen in 
einigen wenigen Fällen, die Gründe für eine Iso-
lierung bei bestimmten untergebrachten Perso-
nen auch nach langen Zeiträumen weiterhin vor. 
Sie möchte in diesem Zusammenhang die multi-
disziplinären Ansätze und Bemühungen einiger 
Kliniken, zwischenmenschliche Kontakte, sinn-
volle Beschäftigung und die Bewegung im Freien 
bestmöglich zu gewährleisten, deutlich hervor-
heben.

Auch möchte sie die Einrichtungen dazu er-
mutigen, weitere Wege zu erproben, um eine ad-
äquate therapeutische und pflegerische Betreu-
ung zu gewährleisten. Es könnte beispielweise die 
Überprüfung durch externe Sachverständige in 
Betracht gezogen werden.

Gleichwohl bestehen aus ihrer Sicht erhebliche 
Zweifel, ob eine Isolierung über mehrere Wochen 
und Monate verhältnismäßig sein kann.

Das Bundesverfassungsgericht ist der Auffas-
sung, dass eine Isolierung „im Einzelfall in ihrer 
Intensität einer 5-Punkt- oder 7-Punkt-Fixierung 
gleichkommen“ kann, da bei unzureichender 
Überwachung „auch während der Durchführung 
einer Isolierung die Gefahr des Eintritts erheb- 

71 Im vorliegenden Kapitel wird die allgemeine Bezeichnung  
 „Kriseninterventionsraum“, um die Lesbarkeit zu erleich- 
 tern, für alle Formen der Räume verwendet, die für eine  
 akute Eigen- oder Fremdgefährdung als Unterbringungs- 
 raum benutzt werden. Der Nationalen Stelle ist bewusst,  
 dass je nach Einrichtung bzw. Landesrecht unterschiedli- 
 che Bezeichnungen wie „Isolierraum“, „Krisenraum“, „In- 
 tensivbehandlungsraum“, „besonders gesicherter Raum“  
 verwendet werden.
72 Ministerium für Soziales, Gesundheit, Integration und Ver- 
 braucherschutz des Landes Brandenburg.
73 Stellungnahme zum Bericht der Nationalen Stelle über den  

Besuch der Klinik für Forensische Psychiatrie des Martin- 
Gropius-Krankenhauses Eberswalde am 13. Mai 2022.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7660– 43 –

https://www.fr.de/politik/massregelvollzug-hinter-dicken-mauern-herrschen-zustaende-die-untragbar-sind-92044461.html
https://www.fr.de/politik/massregelvollzug-hinter-dicken-mauern-herrschen-zustaende-die-untragbar-sind-92044461.html
https://www.fr.de/politik/massregelvollzug-hinter-dicken-mauern-herrschen-zustaende-die-untragbar-sind-92044461.html


44

licher Gesundheitsschäden“ für Betroffene be-
steht.74 

Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ver-
langt, dass jede Art von Isolierung nur auf der 
Grundlage einer individuellen Risikobewertung 
und nur für die kürzest mögliche Zeit verhängt  
wird.75 Absonderungen sollen so kurz wie mög-
lich gehalten werden. Es ist sicherzustellen, dass 
strukturierte und regelmäßige menschliche Kon-
takte stattfinden und eine ausreichende Betreu-
ung der betroffenen Personen gewährleistet wird.

3.2 – Kriseninterventionsräume

Unter Kriseninterventionsraum wird ein Raum 
verstanden, der bei einer akuten Eigen- oder 
Fremdgefährdung benutzt wird. Die Unterbrin-
gung in Kriseninterventionsräumen stellt eine 
besonders verschärfte Form der Freiheitsentzie-
hung dar und steht deshalb stets im Fokus der 
Besuche der Nationalen Stelle. So wurde die Na-
tionale Stelle während ihrer Besuche der Einrich-
tungen in Ravensburg und in Reichenau (BW) 
auf eindeutige Verletzungen der Menschenwürde 
aufmerksam, die in direktem Zusammenhang 
mit der Unterbringung in Kriseninterventions-
räumen standen.76 

Des Weiteren wurden folgende Feststellungen 
und Empfehlungen bezüglich der Kriseninter-
ventionsräume getroffen:

3.2.1 – Ausstattung

In 12 besuchten Einrichtungen77 erfüllten die 
Kriseninterventionsräume nicht die Mindest-
standards für eine menschenwürdige Unterbrin-
gung.78

74 BVerfG, Urteil vom 24. Juli 2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
75 Analog sei in diesem Rahmen auf die Mindestgrundsätze  
 der Vereinten Nationen für die Behandlung der Gefange- 
 nen (Resolution 70/175 der Generalversammlung, Annex,  
 verabschiedet am 17. Dezember 2015, auch Nelson- 
 Mandela-Regeln genannt) verwiesen: Diese legen nahe, Ab- 
 sonderungen eines Gefangenen von mehr als 15 aufeinander- 
 folgenden Tagen für mindestens 22 Stunden am Tag, ohne  

echten zwischenmenschlichen Kontakt zu vermeiden  
(Regel 44).

76 Siehe ausführlicher unter IV 4.1.1.
77 Aus allen besuchten Bundesländern außer Bayern und  
 Schleswig-Holstein.
78 U.a. im Hinblick auf Bekleidung, Beleuchtung, Decke und  

Kopfkissen, Verdunklung.

Sitzmöglichkeiten

Die Kriseninterventionsräume waren über-
wiegend lediglich mit einer am Boden liegenden 
Matratze ausgestattet. Eine angemessene Sitzge-
legenheit stand nicht zur Verfügung.

Bei einer Unterbringungsdauer von mehreren 
Stunden oder Tagen ist ein Verweilen im Stehen 
oder am Boden sitzend menschenunwürdig.

Untergebrachten Personen soll ermöglicht 
werden, eine normale Sitzposition einzunehmen.

Die Nationale Stelle beobachtete in anderen 
Einrichtungen des Maßregelvollzugs79 die Nut-
zung von Sitzgelegenheiten aus Schaumstoff oder 
sogenannten herausfordernden Möbeln, die ro-
bust und ohne scharfe Kanten sind.80 

Beleuchtung

Die Kriseninterventionsräume in den meisten 
besuchten Einrichtungen verfügten nicht über 
eine dimmbare Beleuchtung.

Eine solche Beleuchtung ermöglicht einen ge-
sünderen Schlaf, reduziert die Verletzungsgefahr 
bei Dunkelheit und erleichtert die Orientierung 
im Raum.

Auch befanden sich die Lichtschalter jeweils 
im Gang, wodurch ein selbstbestimmtes Ein- und 
Ausschalten des Lichts durch die untergebrach-
ten Personen nicht möglich war.

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit, 
Integration, und Verbraucherschutz des Landes 
Brandenburg kündigte in seiner Stellungnahme 
vom 21. Dezember 2022 an, eine Beleuchtung mit 
selbstbestimmter Benutzung zu installieren.

Fixierbetten

Die Kriseninterventionsräume in der Klinik in 
Klingenmünster (RP) waren je mit fertig gerichte-
ten Fixierbetten ausgestattet.

Die sichtbare Präsenz von Fixiergurten kann be-
drohlich wirken und Verunsicherungen und Ängste 
auslösen.

Fixiergurte sollen an für die untergebrachten Per-
sonen nicht einsehbarer Stelle aufbewahrt werden.

79 Z.B. in Merzig (SL), Ravensburg (BW) oder Taufkirchen  
 (BY).
80 Z.B. in den Maßregelvollzugseinrichtungen in Taufkirchen  

(BY) und in Rheine (NW).
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Das Rheinland-Pfälzische Ministerium für 
Wissenschaft und Gesundheit erachtete „das An-
bringen der Fixiergurte an das Patientenbett im 
Kriseninterventionsraum für notwendig“ und 
schloss aus diesem Grund die Umsetzung der 
Empfehlung aus.81 Dies erscheint der Nationalen 
Stelle schon allein deshalb fragwürdig, da die an-
gesprochene „Notwendigkeit“ in allen anderen 
im Jahr 2022 besuchten Einrichtungen des Maß-
regelvollzugs nicht dazu führte, dass sich das vor-
gerichtete Fixierbett in den Kriseninterventions-
räumen befand.

3.2.2 – Kameraüberwachung

In 18 besuchten Einrichtungen umfasste die 
Kameraüberwachung in den Kriseninterventi-
onsräumen auch den Toilettenbereich und bilde-
te diesen vollständig oder unzureichend verpixelt 
auf dem Monitor ab.

Die Beobachtung einer untergebrachten Per-
son während der Benutzung der Toilette stellt 
einen schweren Eingriff in deren Persönlichkeits-
rechte dar.

Einsicht in den Toilettenbereich

Exemplarisch war in beiden besuchten Bayeri-
schen Einrichtungen der Toilettenbereich in den 
kameraüberwachten Kriseninterventionsräumen 
vollständig einsehbar; in einigen Kriseninterven-
tionsräumen in Taufkirchen auch von der Tür aus. 
Sowohl beim Erstbesuch als auch beim Nachfol-
gebesuch wurde in der Einrichtung in Merzig (SL) 
ebenfalls kritisch angemerkt, dass die Kamera-
überwachung der Kriseninterventionsräume den 
Toilettenbereich erfasse und unverpixelt auf dem 
Überwachungsmonitor abbilde. Insgesamt wur-
de die nicht vorhandene Verpixelung des kame-
raüberwachten Toilettenbereichs in nahezu allen 
besuchten Einrichtungen kritisiert.

Auch in Forensischen Psychiatrien ist die Pri-
vat- und Intimsphäre zu wahren. Dies gilt ebenso 
für Patientinnen und Patienten, die in Krisen-
interventionsräumen untergebracht sind.

Eine Überwachungskamera muss so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur ver-
pixelt auf dem Monitor abgebildet wird. Im Falle 
einer vorhandenen, aber unzureichenden Verpi-

81 Stellungnahme vom 14. Juli 2022 zum Bericht über den Be- 
 such der Klinik für Forensische Psychiatrie Klingenmüns- 
 ter.

xelung ist der verpixelte Bereich entsprechend 
anzupassen. Allenfalls bei einer Unterbringung 
aufgrund akuter Selbstverletzungs- oder Suizid-
gefahr erscheint eine im Einzelfall abgewogene, 
begründete und nachvollziehbar dokumentierte 
Entscheidung denkbar, einen Raum ohne Ein-
schränkung zu überwachen.

In der Stellungnahme zum Bericht der Natio-
nalen Stelle über den Besuch in Taufkirchen wur-
de von dem Bayerischen Staatsministerium für 
Familie, Arbeit und Soziales erneut betont, dass 
„im Spannungsfeld zwischen Schutz der Intim-
sphäre und Sicherheit in der Klinik weiterhin 
nach befriedigenden Lösungen gesucht“ werde.82  
Eine solche Zurückhaltung ist nach Ansicht der 
Nationalen Stelle nicht nachvollziehbar, da sie 
regelmäßig Systeme beobachtet, die bei Kame-
raüberwachung eine Verpixelung des Intimbe-
reichs ermöglichen, eine Sichtbarkeit des Ober-
körpers der überwachten Personen beim Sitzen 
auf der Toilette jedoch zulassen.

Dementsprechend versicherte das Ministeri-
um der Justiz Saarland in einem Schreiben vom 18. 
Oktober 2022, dass eine Fachfirma zwischenzeit-
lich damit beauftragt worden sei, die bestehende 
Videoüberwachungsanlage mit einem Zusatzmo-
dul zur automatisierten Verpixelung aufzurüsten.

Sichtbarkeit der Kamera

In mehreren Fällen war es für die Betroffenen 
nicht ersichtlich, ob die Kamera an- oder aus-
geschaltet war – dies könnte z.B. mittels eines 
LED-Lichts gewährleistet werden.

Die betroffene Person muss in geeigneter Wei-
se auf die Kameraüberwachung hingewiesen 
werden. Die bloße Sichtbarkeit der Überwa-
chungskamera ist nicht ausreichend. Für die be-
troffene Person soll erkennbar sein, ob die Über-
wachungskamera eingeschaltet ist.

Eine aus Sicht der Nationalen Stelle begrüßens-
werte Entwicklung stellt das Verbot einer Kame-
raüberwachung im Kriseninterventionsraum 
nach § 75 Abs. 2 BremPsychKG dar. Demnach ist 
„in Schlaf-, Aufenthalts-, Wohn- und Kriseninter-
ventionsräumen sowie in Bädern und Toiletten 
[…] die Videoüberwachung nicht zulässig“. Dies 
wird ebenfalls durch § 39, Abs. 3 für die „Unter-

82 Siehe z.B. Stellungnahme des Amtes für Maßregelvollzug  
vom 11. November 2021 zum Bericht der Nationalen Stelle  
über den Besuch im Bezirkskrankenhaus Straubing.
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bringung in einem besonders gesicherten Raum“ 
ergänzt bzw. bekräftigt: „Bei [dieser] Maßnahme 
ist eine ständige Überwachung durch pflegerisches 
Fachpersonal und das erforderliche Maß an ärzt-
licher Kontrolle zu gewährleisten. Eine optisch-
elektronische Beobachtung oder die Überwachung 
durch sonstige technische Mittel ist verboten.“

3.3 – Systematische Erfassung von besonde-
ren Sicherungsmaßnahmen

Im Zusammenhang mit den o.g. Absonderungen 
weist die Nationale Stelle regelmäßig auf die Bedeu-
tung der systematischen Erfassung von besonderen 
Sicherungsmaßnahmen hin. In drei besuchten Ein-
richtungen wurde keine statistische Aufstellung der 
besonderen Sicherungsmaßnahmen geführt. So war 
es der Nationalen Stelle nicht möglich, Daten über 
Anzahl und Dauer von Fixierungen, Unterbringun-
gen im Kriseninterventionsraum oder Absonde-
rungen zu erhalten.

Die systematische Erfassung von Sicherungs-
maßnahmen besitzt den Vorteil, dass die Anord-
nungen u.a. nach Art der Maßnahme, Dauer und 
Grund abgerufen werden können. Auch kann die 
Entwicklung der Anzahl der Anordnungen von 
Sicherungsmaßnahmen über einen längeren Zeit-
raum nachverfolgt werden.

Eine nachvollziehbare Dokumentation der be-
sonderen Vorkommnisse und der damit verbunde-
nen Sicherungsmaßnahmen sowie deren Auswer-
tung dienen nicht nur der Vergegenwärtigung der 
Vorkommnisse und ihrer Anzahl, sondern auch der 
Prävention einer unverhältnismäßigen Anwendung. 
Zudem stellt sie Transparenz in Bezug auf Maßnah-
men her, die von Betroffenen in vielen Fällen als 
willkürlich empfunden werden.

Die Nationale Stelle regt unter präventiven 
Gesichtspunkten an, die durchgeführten Siche-
rungsmaßnahmen statistisch detailliert zu erfas-
sen und regelmäßig auszuwerten.

3.4 – Informationen zur Unterbringung

In elf besuchten Einrichtungen lag die Hausord-
nung in zum Teil sehr technischer und juristischer 
Sprache vor.

Exemplarisch lag in zwei Einrichtungen in Thü-
ringen keine Hausordnung in leichter Sprache vor. 
Aus der Stellungnahme des Thüringer Ministe-
riums für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie vom 22. November 2022 ging jedoch hervor, 

dass eine Hausordnung in leichter Sprache in Pla-
nung sei.

Im Maßregelvollzug sind üblicherweise Men-
schen mit psychischen bzw. kognitiven Einschrän-
kungen und Behinderungen untergebracht, für die 
Texte nicht zwingend leicht verständlich sind. Auf-
grund dessen ist es wichtig, dass diese die Hausord-
nung jederzeit in einer für sie verständlichen Spra-
che lesen können.

Auch im Hinblick auf die kulturell und ethnisch 
veränderte Patientenpopulation sollte die Hausord-
nung für alle untergebrachten Patientinnen und Pa-
tienten verständlich sein. Aktuell besitzt ein großer 
Anteil der untergebrachten Personen einen Migra-
tionshintergrund, viele sind der deutschen Sprache 
nur sehr bedingt mächtig.

Insbesondere in geschlossenen psychiatrischen 
Einrichtungen ist es wichtig, dass die untergebrach-
ten Patientinnen und Patienten die Regeln und 
Strukturen der Einrichtung kennen, diese verste-
hen und dass gesetzte Grenzen für sie transparent 
sind. Dies kann sich deeskalierend auswirken und 
zur Vermeidung von individuellen Krisensituatio-
nen sowie von Konflikten (auch zwischen unterge-
brachten Personen) beitragen.

Die Hausordnung soll in den innerhalb der Klinik 
verbreiteten Sprachen vorgehalten werden, auch in 
Leichter Sprache.

Ein positives Beispiel dazu stellt der Informa-
tionsflyer „Von Patienten für Patienten“ der Klinik 
für Forensische Psychiatrie in Münster (NW) dar.

3.5 – Urinabgabe unter Sichtkontrolle

In neun besuchten Einrichtungen erfolgte die 
Drogenkontrolle mittels Urinabgabe unter Sicht-
kontrolle.

Im Juli 2022 unterstrich das Bundesverfassungs-
gericht, dass Urinkontrollen unter Sicht, „die 
mit einer Entkleidung verbunden sind, […] einen 
schwerwiegenden Eingriff in das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht“ darstellen.83 

Neben der Urinabgabe unter Beobachtung soll 
eine alternative Möglichkeit der Drogenkontrolle 
angeboten werden, sodass Gefangene die Möglich-
keit haben, die für sie weniger einschneidende Me-
thode zu wählen.84 

83 BVerfG, Beschluss vom 22.07.2022, 2 BvR 1630/21, Rn. 27.
84 Wie z.B. in Eberswalde (BB).
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4 – BUNDESLANDSPEZI-
FISCHE ÜBERSICHT 
DER FESTSTELLUN-
GEN UND EMPFEH-
LUNGEN

Es folgt eine bundeslandspezifische Zuordnung 
und Beschreibung der im Jahr 2022 besuchten 
Einrichtungen für Forensische Psychiatrie. Zu-
sätzlich zu den im vorherigen Absatz themati-
sierten einrichtungsübergreifenden Problemen, 
sollen in diesem Abschnitt gesondert ausgewähl-
te positive Beispiele, Feststellungen und Emp-
fehlungen behandelt werden. Eine umfassende 
Beschreibung der einzelnen Einrichtungen ist in 
den auf der Website der Nationalen Stelle veröf-
fentlichten Besuchsberichten zu finden.85 

4.1 – Baden-Württemberg

Im Jahr 2022 wurden in Baden-Württemberg 
Einrichtungen der Forensischen Psychiatrie in 
Ravensburg, Reichenau, Wiesloch und Zwiefal-
ten besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In der Forensischen Klinik Ravensburg
wurden den in Kriseninterventionsräumen
untergebrachten Patientinnen und Patien-
ten kurz- und langärmlige Shirts sowie lange
Hosen bzw. Shorts angeboten. Diese waren
reißfest, wiesen einen unauffälligen Schnitt
auf und waren aus einem Stoff gefertigt, bei
dem nicht auf Tragekomfort verzichtet wer-
den muss. Ebenfalls befanden sich in einigen
Kriseninterventionsräumen Uhren, was zur
Normalisierung der belastenden Situation
beitragen kann. Begrüßenswert waren zu-
dem sogenannte „Steckbriefe“ teilweise mit
Fotos, die im Flur aushingen, und zur per-
sönlichen Vorstellung der Mitarbeitenden
dienten. Dies kann eine präventive Wirkung
entfalten, da auf diese Weise der Abbau von
möglichen Vorbehalten oder Hemmungen
im Umgang miteinander unterstützt wird.

+ In Zwiefalten und Wiesloch waren die Kri-
seninterventionsräume mit Möbeln aus
Schaumstoff ausgestattet.

85 https://www.nationale-stelle.de/besuche.html.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

4.1.1 – Menschenunwürdige 
Unterbringung im  
Kriseninterventionsraum

Sowohl in Ravensburg als auch in Reichenau 
wurde eine menschenunwürdige Unterbringung 
im Kriseninterventionsraum festgestellt. Der 
Fall einer untergebrachten Patientin in Reiche-
nau veranlasste die Nationale Stelle dazu, ein 
Dringlichkeitsverfahren einzuleiten und den 
Minister86 in einem persönlichen Schreiben zur 
sofortigen Abstellung der geschilderten Mängel 
aufzufordern.87 Die Nationale Stelle begrüßt die 
zügige und positive Reaktion des Ministers88 auf 
die vorgefundene Situation in Reichenau und for-
dert gleichzeitig die generelle Abstellung der im 
Folgenden beschriebenen Verfahrensweise.

So waren einige Kriseninterventionsräume in 
den Kliniken in Ravensburg und Reichenau mit 
keinerlei sanitären Einrichtungen ausgestattet. 
Darüber hinaus wurde den betroffenen Personen 
der regelmäßige Gang auf eine Toilette nicht er-
möglicht. Diese waren demnach gezwungen, ihre 
Notdurft auf sogenannten Steckbecken zu ver-
richten, was von der Überwachungskamera ohne 
jegliche Verpixelung voll erfasst wurde.

Die Situation war allein schon deshalb untrag-
bar, weil der Eimer, in welchem die Ausscheidun-
gen der untergebrachten Personen erfolgten, von 
diesen durch die Kostklappe - zur Übergabe der 
Verpflegung - nach draußen zum Pflegepersonal 
weitergereicht werden musste.89 Bei den unter-
gebrachten Patientinnen und Patienten vermag 
eine solche Verfahrensweise Gefühle der Min-
derwertigkeit auszulösen, die sie demütigen und 
erniedrigen können.

86 Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration  
 Baden-Württemberg.
87 Siehe Besuch vom 8. Juni 2022, https://www.nationale- 
 stelle.de/besuche/laenderkommission/2022.html.
88 Schreiben vom 21. Juli 2022 als Antwort zum Schreiben der  
 Nationalen Stelle vom 14. Juni 2022.
89 In seiner Stellungnahme vom 20. März 2023 zum Bericht  

über den Besuch der Klinik für Forensische Psychiatrie in  
Ravensburg am 17. November 2022 teilte das Ministerium  
für Soziales, Gesundheit und Integration mit, dass eine  
zweite Klappe für eine separate Übergabe des Steckbe- 

 ckens installiert werden wird.
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4.1.2 – Privat- und Intimsphäre

Auf der Aufnahmestation 11 der Forensischen 
Psychiatrie Wiesloch waren Spione in den Wän-
den der Sanitärräume der Patientenzimmer ver-
baut. Diese waren für das Personal von außen ein-
sehbar, ohne dass die Nutzung des Spions für die 
betroffene Person ersichtlich war.

Die Verhältnismäßigkeit einer durchgehenden 
Überwachung mittels Spionen erachtet die Na-
tionale Stelle als fragwürdig.90 Aus ihrer Sicht be-
steht für diese Maßnahme keine Notwendigkeit, 
da die Klinik über mehrere kameraüberwachte 
Räume verfügt. Zudem lässt sich durch die Spi-
one nichts erkennen, solange das Licht im Bad 
nicht eingeschaltet ist.

Die Nationale Stelle forderte daraufhin, die 
Spione aus den Bädern zu entfernen bzw. abzu-
montieren.

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und 
Integration Baden-Württemberg entgegnete 
diesbezüglich in seiner Stellungnahme vom 23. 
Dezember 2022, dass man die Spione nicht ent-
fernen werde, da sie weder für untergebrachte 
Personen noch für die Mitarbeitenden frei zu-
gänglich und mit einer Revisionsklappe mit wei-
terer Blende versehen seien. Deren „Nutzung 
[sei] nur nach präzisierter schriftlicher Vorgabe 
erlaubt“.

Die Nationale Stelle beobachtete bisher in kei-
ner vergleichbaren Einrichtung Sanitärräume mit 
eingebauten Spionen und ist demnach der Über-
zeugung, dass man trotz der in der Stellungnahme 
erwähnten „Sicherheitsgesichtspunkte“ auf diese 
verzichten kann.

Die Nationale Stelle betont abschließend, dass 
die Beobachtung einer untergebrachten Person 
während deren Benutzung der Toilette oder des 
Bades einen schweren Eingriff in die Privat- und 
Intimsphäre darstellt. Es wird erneut dazu aufge-
fordert, die Spione zu entfernen bzw. abzukleben.

4.2 – Bayern

Im Jahr 2022 wurden in Bayern Einrichtungen 
der Forensischen Psychiatrie in Taufkirchen und 
Wasserburg besucht.

90 Analog dazu: Bundesgerichtshof, Urteil vom 08.05.1991,  
Az.: 5 AR Vollz 39/90: Die Anordnung an Strafgefangene  

 im geschlossenen Vollzug, den Sichtspion an der Haftraum- 
 tür freizuhalten, bedarf einer Einzelfallprüfung.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In beiden Einrichtungen waren die Krisen-
interventionsräume mit herausfordernden
Möbeln ausgestattet, welche der betroffenen 
Person ermöglichen, eine normale Sitzposi-
tion einzunehmen.

+ Zudem war eine Uhr in einigen Kriseninter-
ventionsräumen installiert, was zur Normali-
sierung der belastenden Situation beitragen
kann.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurde im Wesentlichen folgende bundeslandspe-
zifische Feststellung getroffen:

Systematische Erfassung von besonderen 
Sicherungsmaßnahmen

Im Eingangsgespräch ihres Besuchs in Wasser-
burg erbat die Nationale Stelle eine statistische 
Aufstellung der Fixierungs- und Isolierungsmaß-
nahmen. Die Einrichtung informierte sie darauf-
hin, dass eine systematische zentrale Erfassung 
der Anwendung von solchen Maßnahmen grund-
sätzlich nicht geführt werde.

Die systematische Erfassung von Sicherungs- 
und Disziplinarmaßnahmen hat den Vorteil, dass 
die Anordnungen u.a. nach Art der Maßnahme, 
Dauer und Grund abgerufen werden können. 
Zudem kann die Entwicklung der Anzahl sol-
cher Anordnungen über einen längeren Zeitraum 
nachverfolgt werden. Dies kann der Prävention 
einer unverhältnismäßigen Anwendung dienen.

4.3 – Brandenburg

Im Jahr 2022 wurde in Brandenburg eine Ein-
richtung der Forensischen Psychiatrie in Ebers-
walde besucht.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die eingeführte Videotelefonie kann mitt-
lerweile zusätzlich zu den Besuchen bean-
tragt werden.

+ Einige Kriseninterventionsräume waren mit
einer Medienwand ausgestattet, was wesent-
lich zur Entspannung der abgesonderten
Personen beitragen kann.

+ Die Drogenkontrolle erfolgte mit Einver-
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ständnis der untergebrachten Patientinnen 
und Patienten durch die Verabreichung eines 
Markers bei Urinproben, was die Intimsphä-
re der untergebrachten Personen schont.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurde im Wesentlichen die folgende bundesland-
spezifische Feststellung mit der entsprechenden 
Empfehlung getroffen:

Bewegung im Freien

Einer untergebrachten Patientin wurde kein 
Aufenthalt im Freien gewährt, sondern lediglich 
eine kurze Zeit zum Rauchen innerhalb der Ein-
richtung.

Selbst im Strafvollzug ist gesetzlich vorge-
schrieben, dass jede Person die Möglichkeit be-
kommt, sich mindestens eine Stunde täglich im 
Freien aufhalten und bewegen zu können.91 Die 
Bewegung an der frischen Luft besitzt einen ei-
genen Gesundheitswert, der durch keine andere 
Maßnahme ersetzt werden kann.92 

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen 
ist, soll täglich mindestens eine Stunde die Mög-
lichkeit zur Bewegung im Freien gegeben werden.

Die Nationale Stelle forderte das Ministerium 
für Soziales, Gesundheit, Integration, und Ver-
braucherschutz des Landes Brandenburg dazu auf, 
zeitnah eine Änderung des Brandenburgischen 
Psychisch-Kranken-Gesetzes (BbgPsychKG) 
unter Beachtung der obengenannten Mindest-
standards vorzunehmen, wie dies z.B. in Bayern,93  

91 § 77 Abs. 2 des Gesetzes über den Vollzug der Freiheits- 
 strafe, der Jugendstrafe und der Untersuchungshaft im  
 Land Brandenburg (Brandenburgisches Justizvollzugs- 
 gesetz - BbgJVollzG); Nummer 27.1 der Europäischen Straf- 
 vollzugsgrundsätze (Recommendation Rec(2006)2-rev of  

the Committee of Ministers to Member States on the  
 European Prison Rules): „Allen Gefangenen wird täglich er- 
 möglicht, sich mindestens eine Stunde im Freien zu bewe- 
 gen, wenn es die Witterung zulässt“.
92 „Nach Ansicht des CPT sollte es Ziel sein, dass die Unter- 
 gebrachten in psychiatrischen Einrichtungen bei ent- 
 sprechender Gesundheit tagsüber grundsätzlich unbe- 
 grenzt Zugang ins Freie erhalten, soweit sie nicht wegen Be- 
 handlungen auf ihrer Station sein müssen. Der Ausschuss  

ermutigt die Behörden in Hamburg und Sachsen-Anhalt  
sowie in allen anderen Bundesländern, die bestehenden  
Regelungen für die Bewegung im Freien in psychiatrischen  
Einrichtungen entsprechend zu überprüfen.“ CPT-Bericht  
zum Besuch Deutschlands, CPT/Inf (2022) 18, Rn. 112,  

 https://rm.coe.int/1680a80c61.
93 Art. 11 Abs. 2 BayMRVG.

Berlin,94  Hamburg, 95 Rheinland-Pfalz,96  Schles-
wig-Holstein97  oder Sachsen-Anhalt98  bereits der 
Fall ist.

4.4 – Bremen

Nach einem ersten Besuch der Forensischen 
Psychiatrie am Klinikum Bremen-Ost im Jahr 
2017 und einem ersten Folgebesuch im Jahr 2019 
besuchte die Nationale Stelle die Einrichtung er-
neut, um festzustellen, inwieweit die vorgefunde-
nen Missstände beseitigt wurden.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die Durchsuchung mit Entkleidung erfolgte 
in zwei Phasen und schont somit das Scham-
gefühl.

+ Die Absonderungsräume verfügten über
eine verbesserte Ausstattung wie z.B. Sitz-
möglichkeiten.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

4.4.1 – Akteneinsicht

Im Rahmen ihres Besuchs forderte die Na-
tionale Stelle bei der Forensischen Klinik Bre-
men-Ost Akteneinsicht bzw. die Übermittlung 
der Akten einer abgesonderten Person an. Die 
Klinik verwehrte jedoch die Einsicht der Akten 
ohne die ausdrückliche Einwilligung der unter-
gebrachten Person. Infolgedessen war es der Na-
tionalen Stelle nicht möglich, sich ein klares Bild 
von den Unterbringungsbedingungen zu machen. 
So konnte sie gerade nicht in die Akten von einer 
Person Einsicht nehmen, deren spezifische Um-
stände besonderen Anlass zur Sorge gaben, da sie  
bereits mehrere Jahre abgesondert untergebracht 
worden war.99 

94 § 32 PsychKG.
95 § 20 Abs. 3 HmbMVollzG.
96 § 25 Abs. 2 MVollzG.
97 § 10 Abs. 1 MVollzG.
98 § 14 Abs. 2 MVollzG LSA.
99 Über die praktisch nicht umsetzbare Anforderung der Ein- 
 willigung der Betroffenen zur Akteneinsicht, CPT-Bericht  

über den Besuch in Deutschland in 2015, CPT/Inf (2017) 13,  
Rn. 9 ff.
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Das Mandat der Nationalen Stelle umfasst das 
Recht auf „Zugang zu allen Informationen […], 
welche die Behandlung [der betroffenen] Perso-
nen und die Bedingungen ihrer Freiheitsentzie-
hung betreffen“.100 Dementsprechend regelt das 
Bremische Gesetz über Hilfen und Schutzmaß-
nahmen bei psychischen Krankheiten, dass die 
„Mitglieder […] der Nationalen Stelle zur Ver-
hütung von Folter […] während des Besuchs in 
einer Unterbringungseinrichtung Einsicht in die 
vorhandenen Akten der untergebrachten Person, 
mit Ausnahme der Therapiegespräche [erhal-
ten]“.101 

4.4.2 – Nachteinschluss

Auf einer Station erfolgte ein genereller Nacht-
einschluss.

Im Rahmen ihrer Besuche im Jahr 2022 beob-
achtete die Nationale Stelle, dass in Einrichtun-
gen des Maßregelvollzugs mehrheitlich kein ge-
nereller Nachteinschluss erfolgt.

Ein Nachteinschluss stößt jedenfalls dann auf 
Bedenken, wenn er aus organisatorischen Grün-
den oder wegen Personalmangel angeordnet 
wird. Eine solche Maßnahme soll ausschließlich 
in denjenigen Einzelfällen vollgezogen werden, 
in denen dies unerlässlich ist. Die entsprechende 
Einzelfallentscheidung soll begründet und nach-
vollziehbar sein.

4.5 – Hamburg

Die Nationale Stelle besuchte die Maßregel-
vollzugseinheit Holstenglacis des Zentralkran-
kenhauses, Station 6 (ZKH 6), welche sich in-
nerhalb der Untersuchungshaftanstalt (UHA) 
Hamburg befindet.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgenden Punkt positiv bewertet:

+ Bereits am Besuchstag erhielt die Nationa-
le Stelle eine ausführliche, nachvollziehbare
Dokumentation über alle untergebrachten
Patientinnen und Patienten – sogenannte
Verlaufsbögen – von der Einrichtung. Eine
separate Dokumentation kann eine präven-
tive Wirkung entfalten, da somit Anordnun-
gen von Maßnahmen transparent werden,

100 Art. 20 lit. b OPCAT.
101 § 89 BremPsychKG.

welche andernfalls von den Betroffenen in 
vielen Fällen als willkürlich empfunden wür-
den.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

4.5.1 – Anwendung des  
Maßregelvollzugsgesetzes

Aufgrund einer chronischen Überbelegung der 
Maßregelvollzugseinrichtung am Standort der 
Asklepios Klinik Nord-Ochsenzoll wurde die 
ZKH 6 innerhalb der Untersuchungshaftanstalt 
eröffnet.

Unterbringungsbedingungen

Aus Sicht der Nationalen Stelle ist es wesent-
lich, dass auch für die Maßregelvollzugseinheit 
in der UHA das Hamburger Maßregelvollzugsge-
setz Anwendung findet.

Die Unterbringungsbedingungen sollen an die-
jenigen Bedingungen, die in Maßregelvollzugs-
einrichtungen üblich sind, angeglichen werden, 
um eine zielführende Behandlung zu gewährleis-
ten.

Besuche

Die Stationsregularien legten fest, dass „die Be-
suchszeiten an die Regularien der Untersuchungs-
haftanstalt gebunden sind“. Laut § 21 Abs. 1 des 
Gesetzes über den Vollzug der Untersuchungs-
haft „dürfen die Untersuchungsgefangenen regel-
mäßig Besuch empfangen. Die Gesamtdauer be-
trägt mindestens zwei Stunden im Monat“.

Nach § 15 Abs. 1 des Hamburgischen Maßregel-
vollzugsgesetzes ist die Regelung zu den Besuchs-
möglichkeiten jedoch flexibler: „Die unterge-
brachte Person ist berechtigt, regelmäßig Besuch 
zu empfangen.“

Die Nationale Stelle beobachtet in vielen Maß-
regelvollzugseinrichtungen Besuchsregelungen, 
die mindestens vier Stunden pro Monat gewähren.

Es soll darauf geachtet werden, dass für die 
untergebrachten Personen auf der ZKH 6 die 
gleichen Besuchsregelungen wie in der Asklepios 
Klinik Nord-Ochsenzoll gelten und diese nicht 
aus Organisationsgründen benachteiligt werden.
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4.5.2 – Dauer des Aufenthalts

In den Stationsregularien wird die ZKH 6 als 
„eine Akut- und Aufnahmestation“ definiert. Im 
Hinblick auf die Verweildauer bedeutet dies, dass 
der Aufenthalt auf der Station grundsätzlich auf 
eine begrenzte Zeit beschränkt sein soll.

Zum Besuchszeitpunkt befanden sich jedoch 
die meisten untergebrachten Patienten bereits 
über mehrere Monate auf der Station.

Die Nationale Stelle beobachtet in vielen Maß-
regelvollzugseinrichtungen, dass sich die Ver-
weildauer auf Aufnahme- und Akutstationen nur 
über mehrere Wochen erstreckt, bis die unter-
gebrachte Person auf die normale Behandlungs-
station verlegt wird, bzw. bis sich die akute Phase 
normalisiert hat.

Bei der Nationalen Stelle bestehen starke 
Zweifel, ob eine derart lange Verweildauer auf der 
ZKH 6 verhältnismäßig sein kann, insbesondere 
da die räumlichen Gegebenheiten und die Ge-
staltung des Tagesablaufs auf der Station proble-
matisch sind.

4.5.3 – Gestaltung des Tagesablaufs  
auf der Station

Die räumlichen Gegebenheiten schränkten die 
Möglichkeit der untergebrachten Personen, sich 
selbst zu beschäftigen, erheblich ein. So bestand 
die Station lediglich aus den Patientenzimmern, 
einem Flur, einem kleinen Gruppenraum (Fern-
sehraum) und einer Küche, welche lediglich im 
Rahmen von Kochgruppen zugänglich war. Die 
untergebrachten Personen durften eine Stunde 
im Hof sowie einige Stunden im Aufschluss auf 
dem Flur oder „nach individueller Absprache“ im 
Gruppenraum verbringen. Aufgrund der beeng-
ten Platzverhältnisse können sich dort jedoch nur 
drei bis vier Personen zugleich aufhalten.

Die Einschlusszeiten beliefen sich grundsätz-
lich auf mindestens 15 Stunden am Tag. Die an-
gebotenen Beschäftigungsmöglichkeiten waren 
begrenzt. Es wurden weder Arbeit, Aus- und 
Fortbildungen (§ 12 des Hamburger Maßregel-
vollzugsgesetzes) noch Unterricht (§ 13 des Ham-
burger Maßregelvollzugsgesetzes) angeboten; 
auch wurden keine Sportangebote unterbreitet.

Es ist sicherzustellen, dass strukturierte und re-
gelmäßige Beschäftigungsmöglichkeiten für die 
untergebrachten Personen angeboten werden.

4.6 – Hessen

Im Jahr 2022 wurden in Hessen Einrichtungen 
der Forensischen Psychiatrie in Haina, Marburg 
(Jugend) und Riedstadt besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In Riedstadt hingen sogenannte „Steckbrie-
fe“ teilweise mit Fotos aus, in denen sich die
Mitarbeitenden persönlich vorstellten. Dies
kann den Abbau von möglichen Vorbehalten
oder Hemmungen im Umgang miteinander
ermöglichen, was sich auch therapeutisch
positiv auswirken kann.

+ In den Zimmern derselben Einrichtung
konnten die untergebrachten Patientin-
nen und Patienten elektrische Außenrollos
eigenständig bedienen und somit über die
Intensität der natürlichen Beleuchtung ent-
scheiden. Dies trägt zur Anpassung an die
allgemeinen Lebensverhältnisse und zum
alltäglichen Ausüben des international an-
erkannten Rechts zur Autonomie bei.102

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

4.6.1 – Externer Sicherheitsdienst

In der Vitos Klinik für forensische Psychiatrie 
in Riedstadt wurden von 26 unbesetzten Vollzeit-
stellen im Bereich Pflege seit 2022 18,5 von einem 
externen Sicherheits- und Wachdienst „kompen-
siert“ (Formulierung der Klinikleitung). Diese 
Mitarbeitenden wurden von den untergebrach-
ten Patientinnen und Patienten als „normale“ 
Mitarbeitende auf Station wahrgenommen, da 
sie ohne erkennbare Kleidung oder Bezeichnung 
ihren Dienst ausübten.

Die Kompensierung von ausgebildeten Pflege-
kräften durch nicht ausgebildete externe Sicher-
heitsmitarbeitende ist nach Ansicht der Nationa-
len Stelle nicht annehmbar.103 

102 Artikel 3 lit. a des Übereinkommens über die Rechte von  
 Menschen mit Behinderungen.
103 Dies gilt insbesondere im Hinblick auf den gesetzlichen  

Auftrag zur Behandlung und Eingliederung (§ 6 Gesetz  
 über den Vollzug von Maßregeln der Besserung und Siche- 
 rung in einem psychiatrischen Krankenhaus und in einer  
 Entziehungsanstalt).
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4.6.2 – Fesselung

Die Nationale Stelle beobachtete, dass die Kli-
nik Riedstadt, in der Präsenz von anderen unter-
gebrachten Personen, Handschellen aus Metall 
zur Fesselung einzelner untergebrachter Perso-
nen anlässlich des Hofgangs nutzte.

Die Verhältnismäßigkeit der Praxis der Hand- 
und Fußfesselung von Personen mit psychischer 
Störung bei Aufenthalten in gesicherten Außen-
bereichen erscheint fragwürdig. Auch der CPT 
empfiehlt grundsätzlich, eine solche Verfahrens-
weise einzustellen.104 

Darüber hinaus birgt das Verwenden von me-
tallenen Fesseln für die betroffene Person ein ho-
hes Verletzungspotential.

Um das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
zu schützen, sollen Handfixiergürtel aus Textil, 
die arretiert werden können, verwendet werden.

4.6.3 – Privatsphäre

Auf einer Station in Haina waren die Türen der 
jeweiligen Zimmer der untergebrachten Patien-
tinnen und Patienten mit Sichtfenstern aus Klar-
glas versehen. Die Fenster dienten vorrangig der 
Sichtkontrolle besonders gefährdeter Personen. 
Mittels dieser war es jeder sich auf dem Gang auf-
haltenden Person möglich, durch die Sichtfenster 
in die Zimmer zu blicken und die sich darin be-
findende Person zu beobachten.

Es sind Möglichkeiten zu schaffen, um eine 
Einsicht in die Patientenzimmer zu verhindern 
und damit die Privatsphäre zu schützen.

4.7 – Niedersachsen

Im Jahr 2022 wurden in Niedersachsen Ein-
richtungen der Forensischen Psychiatrie in Bad 
Zwischenahn (Erwachsene & Jugend), Göttingen 
und Hildesheim besucht.

104 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 146.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Nach dem Besuch der Nationalen Stelle in
der Erwachsenenforensik in Bad Zwischen-
ahn wurde die unzureichende Verpixelung
des Toilettenbereichs im Kriseninterven-
tionsraum überprüft und zeitnah ausgebes-
sert.105 

+ Das Rauchverbot innerhalb der geschlosse-
nen Räume der Einrichtung in Hildesheim
ist als Teil ihrer gesundheitlichen Fürsorge-
pflicht anzumerken.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

4.7.1 – Berichtspflicht

Bei dem Besuch der Erwachsenenforensik in 
Bad Zwischenahn wurde festgestellt, dass bei Ab-
sonderungen die Aufsichtsbehörde grundsätzlich 
erst nach dem Ablauf eines Zeitraums von vier 
Wochen informiert wird.

Unzureichende soziale Kontakte durch Iso-
lierung können sich negativ auf den psychischen 
Gesundheitszustand der untergebrachten Pati-
entinnen und Patienten auswirken. Absonderun-
gen sollen insbesondere hinsichtlich ihrer Dauer 
engmaschig überprüft werden, um möglichst 
früh eine Lockerung und Beendigung der Maß-
nahme herbeiführen zu können.

Im Hinblick auf die Schwere der Maßnahme, 
stellt die Dauer der Berichtspflicht ab vier Wo-
chen, einen zu langen Zeitraum dar.106 Aus Sicht 
der Nationalen Stelle ist es bedenklich, dass die 
gesetzlichen Anforderungen an die Maßnahme 
der Isolierung im Vergleich zu der der Fixierung 
deutlich niedriger sind.

105 Siehe Stellungnahme des Niedersächsischen Ministeriums  
 für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung vom  

3. Januar 2023.
106 Siehe z.B. § 32, Abs. 3 des StrUG NRW u.a. zur Absonde- 
 rung: „Jede räumliche Trennung nach Absatz 1 Nummer 5  

und Nummer 6, die länger als 48 Stunden dauert, bedarf der  
richterlichen Entscheidung und ist der Aufsichtsbehörde  

 anzuzeigen“.
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Die gesetzliche Regelung darf nicht Anreize 
schaffen, bestimmte Maßnahmen bevorzugt zu 
ergreifen, obwohl diese im Einzelfall nicht die 
mildere Maßnahme darstellen.

4.7.2 – Beschwerdemanagement

Während des Besuchs der Einrichtung in Göt-
tingen fiel auf, dass die Kontaktdaten einiger 
zuständiger Beschwerdestellen für die unterge-
brachten Patientinnen und Patienten – u.a. die 
der Patientenfürsprecherin – nicht aushingen. Es 
fehlte auch die Möglichkeit der anonymen Abga-
be von Beschwerden.

Gerade bei psychisch kranken Personen, die 
geschlossen untergebracht sind, können große 
Hemmungen bestehen, eine Beschwerdestelle 
zu kontaktieren. Eine Patientenfürsprecherin 
oder ein Patientenfürsprecher kann in solchen 
Situationen als Mittelsperson fungieren. Durch 
die Bekanntgabe der Kontaktdaten der Patien-
tenfürsprecherin oder des Patientenfürsprechers 
oder einer Ombudsperson wird die Möglichkeit 
gegeben, eine anonym und im geschützten Rah-
men formulierte Beschwerde vorzubringen. Das 
Angebot einer terminlich festgelegten Sprech-
stunde in der Einrichtung kann außerdem hilf-
reich sein und den untergebrachten Personen die 
Kontaktaufnahme erleichtern. In vergleichbaren 
Einrichtungen stehen zur anonymen Abgabe von 
Beschwerden z.B. auch Beschwerdebriefkästen 
auf den Stationen zur Verfügung.

Die Kontaktdaten der Beschwerdestellen sol-
len gut sichtbar auf den Stationen aushängen. 
Die Möglichkeit, anonym Beschwerden abzu-
geben, soll geschaffen werden. Außerdem sollen 
Beschwerden zentral erfasst und regelmäßig aus-
gewertet werden, um z.B. Häufungen feststellen 
und ggf. Gegenmaßnahmen ergreifen zu können.

4.7.3 – Fixierungen

Die landesgesetzlichen Regelungen zu Fixie-
rungen im Niedersächsischen Maßregelvollzugs-
gesetz stehen auch nach mehr als drei Jahren seit 
dem Bundesverfassungsgerichtsurteil vom 24. 
Juli 2018 noch nicht in Einklang mit den verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen.

Eine Fixierung stellt einen weitreichenden 
Grundrechtseingriff dar und birgt die Gefahr 

von schwerwiegenden Gesundheitsschäden.107 
Daher müssen fixierte Personen ständig und per-
sönlich durch therapeutisches oder pflegerisches 
Personal überwacht werden, welches sich in der 
unmittelbaren Nähe befinden muss (Eins-zu-
eins-Betreuung).108 Für eine nicht nur kurzfristige 
Fixierung ist zudem eine richterliche Entschei-
dung erforderlich.109 Die Maßnahme soll mit der 
betroffenen Person nachbesprochen werden.110  
Außerdem ist diese nach Beendigung der Maß-
nahme auf die Möglichkeit hinzuweisen, die Zu-
lässigkeit der durchgeführten Fixierung gericht-
lich überprüfen zu lassen.111 

Das Landesrecht muss die verfassungsrechtli-
chen Anforderungen berücksichtigen und dem-
entsprechend angepasst werden.

4.8 – Nordrhein-Westfalen

Im Jahr 2022 wurden in Nordrhein-Westfalen 
Einrichtungen der Forensischen Psychiatrie in 
Münster und in Rheine besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die untergebrachten Patienten in Rheine
besaßen ihren eigenen Schlüssel und konn-
ten somit ihr Zimmer abschließen. Dies
ermöglichte u.a. das Vermeiden von uner-
wünschtem Besuch durch andere Personen.

+ In der Klinik in Münster herrschte ein hohes 
Maß an Einbeziehung der untergebrachten
Personen in die Alltagsgestaltung vor: z.B.
durch den Informationsflyer „Von Patienten
für Patienten“ oder durch Namenskürzel an
den Zimmertüren der untergebrachten Per-
sonen. Dies ermöglichte eine niederschwel-
lige, konstruktive Kommunikationskultur
zwischen Patienten und Mitarbeitenden.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurde im Wesentlichen die folgende bundesland-

107 Vgl. BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15,  
 Rn. 71.
108 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
109 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
110 DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang:  
 Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Er- 
 wachsenen“, (abgerufen am 19.04.2023).
111 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.
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spezifische Feststellung mit der entsprechenden 
Empfehlung getroffen:

Ausstattung Patientenzimmer

In einigen Patientenzimmern der Klinik in 
Münster waren weder Verdunklungsmöglich-
keiten noch Sichtschutzvorrichtungen an den 
Fenstern (in Form von Rollos oder Vorhängen) 
angebracht, so dass Patienten sowie Mitarbeiten-
de vom Hof aus direkt und jederzeit in die Räume 
blicken konnten. Somit konnte der Schutz der In-
tim- und Privatsphäre der betroffenen Personen 
nicht ausreichend gewährleistet werden. Darü-
ber hinaus war es nicht möglich, die Zimmer in 
der Nacht vollständig abzudunkeln.

Die Nationale Stelle beobachtet bei ihren Be-
suchen in Maßregelvollzugseinrichtungen re-
gelmäßig Patientenzimmer, die mit Vorhängen 
ausgestattet sind, die den üblichen Krankenhaus-
regularien entsprechen und zudem schwer ent-
flammbar und reißfest sind, sodass die Möglich-
keit geboten wird, den Raum abzudunkeln und 
die Intim- und Privatsphäre zu schützen.

Untergebrachten Personen soll ermöglicht 
werden, in einem abgedunkelten Raum zu schla-
fen und ihre Intim- und Privatsphäre zu schützen.

4.9 – Rheinland-Pfalz

Im Jahr 2022 wurden in Rheinland-Pfalz Ein-
richtungen der Forensischen Psychiatrie in Klin-
genmünster und in Weißenthurm besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die Kriseninterventionsräume in der Kli-
nik in Weißenthurm besaßen große Fenster
und auch zum Teil Radios, die zur Normali-
sierung der belastenden Situation beitragen
konnten. Die Möblierung bestand aus Sitz-
möglichkeiten und Tischen aus Schaumstoff.

+ In der Klinik Klingenmünster wurden The-
rapien mit nicht deutschsprachigen unter-
gebrachten Personen mithilfe eines Tele-
fondolmetscherdienstes durchgeführt. Da
Gespräche einen wichtigen Teil der Therapie 
darstellen, wurden die Behandlungsmöglich-
keiten auf diese Weise deutlich verbessert.
Zudem wurde den untergebrachten Perso-
nen einmal wöchentlich Deutschunterricht

angeboten, was einen wichtigen Baustein zur 
Förderung der Sprachkompetenz darstellt.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurde im Wesentlichen die folgende bundesland-
spezifische Feststellung mit der entsprechenden 
Empfehlung getroffen:

Kontakt zur Außenwelt

In der Einrichtung in Weißenthurm wurde 
festgestellt, dass die Videotelefonie, die zu Be-
ginn der Pandemie als Ausgleichsmaßnahme ein-
geführt worden war, aus Datenschutzgründen 
noch während der Pandemie ersatzlos eingestellt 
wurde. Der Nationalen Stelle wurde mitgeteilt, 
dass man an einer Lösung des Problems arbeite.

 Videotelefonie soll als zusätzliche Möglichkeit 
zur Kommunikation wiedereingerichtet werden.

4.10 – Saarland

Im Jahr 2022 wurde im Saarland die Klinik für 
Forensische Psychiatrie in Merzig besucht. Es 
handelte sich dabei um einen Nachfolgebesuch. 
Die Nationale Stelle hatte die Einrichtung erst-
mals am 15. April 2019 besucht und in ihrem Be-
richt vom 12. September 2019 eine Reihe von 
Empfehlungen zur Verbesserung der Unterbrin-
gung und Behandlung dargelegt. Der Nachfolge-
besuch sollte auch der Feststellung dienen, in-
wieweit die vorgefundenen Missstände beseitigt 
wurden.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In der Einrichtung waren fast ausschließlich
examinierte Pflegekräfte tätig, was zu einer
hohen Qualität der Betreuung beitragen
kann.

+ Im hellen und geräumigen Neubau verfüg-
te jede Etage über einen eigenen dachge-
schützten Hof, so dass die untergebrachten
Patienten sich jederzeit draußen aufhalten
konnten.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:
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4.10.1 – Fixierungen

Aus den Unterlagen der Einrichtung geht her-
vor, dass Fixierungen im Jahr 2021 und im Jahr 
2022 über lange Zeiträume, nicht selten über 
mehrere Tage, aufrechterhalten wurden. Allein 
im Jahr 2019 wurde ein untergebrachter Patient 
bis zu dem Besuchszeitpunkt elf Mal fixiert. Die 
Fixierungszahlen der Einrichtung sind nach den 
Erfahrungen der Nationalen Stelle in vergleich-
baren Einrichtungen auffallend hoch.

Es wird empfohlen sicherzustellen, dass Fi-
xierungen ausschließlich als letztes Mittel zur 
Anwendung kommen und sich auf den kürzest 
möglichen Zeitraum beschränken. Es sind Maß-
nahmen zur Vermeidung von Fixierungen zu er-
greifen.

4.10.2 – Vertrauliche Gespräche

Auf den Stationen befanden sich die Telefone 
für die untergebrachten Patienten ohne vollstän-
dige Abschirmung im Aufenthaltsbereich. Das 
Führen vertraulicher Telefonate war somit nicht 
uneingeschränkt möglich.

Es sind Möglichkeiten zu schaffen, die gewähr-
leisten, dass auf allen Stationen vertrauliche Tele-
fongespräche geführt werden können.

Der Nationalen Stelle wurde diesbezüglich 
mitgeteilt, dass Vorrichtungen zu diesem Zweck 
bestellt worden seien.

4.11 – Schleswig-Holstein

Im Jahr 2022 wurde in Schleswig-Holstein 
die Einrichtung für Forensische Psychiatrie in 
Schleswig besucht.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Auf eine Videoüberwachung wurde inner-
halb der kompletten Einrichtung verzichtet.
Die Privatsphäre der untergebrachten Per-
sonen wurde somit verstärkt geschützt.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurde im Wesentlichen die folgende bundesland-
spezifische Feststellung getroffen:

Bauliche Gegebenheiten

Das Altbaugebäude steht hinsichtlich seines 

baulichen Zustands und den materiellen Bedin-
gungen in einem starken Kontrast zum Neubau 
der Klinik.

Es bedarf einer Renovierung sowie Umbau-
maßnahmen. Die Toiletten und Duschen waren 
nicht in die Zimmer der Stationen integriert, so-
dass die untergebrachten Personen die Sanitäran-
lagen auf dem Flur nutzen mussten. Zudem wie-
sen die Böden der Flure sowie der Zimmer starke 
Abnutzungsspuren auf.

Die materiellen Bedingungen in forensisch-
psychiatrischen Einrichtungen beeinflussen die 
therapeutische Umgebung112, was auch den Erhal-
tungszustand der Wohnräume miteinschließt.113  
In Anbetracht dessen erscheint der Nationalen 
Stelle die Eignung des Altbaugebäudes für die Be-
handlung von untergebrachten Patientinnen und 
Patienten auf lange Sicht zweifelhaft.

4.12 – Thüringen

Im Jahr 2022 wurden in Thüringen Einrichtun-
gen der Forensischen Psychiatrie in Hildburg-
hausen und in Stadtroda besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In Stadtroda wurde die geplante Anschaf-
fung eines speziell für den Einsatz im Frei-
heitsentzug konzipierten Multimedia- und
Infotainment-Systems positiv vermerkt.
Dieses bietet eine sichere Telefonie- und
Internetanwendung, bei gleichzeitiger Mög-
lichkeit soziale Kontakte aufrechterhalten.
Dies kann den Therapieerfolg unterstützen.

+ Innerhalb der Stationen in Hildburghausen
gab es die Möglichkeit, mithilfe von Antrags-
zetteln niedrigschwellig Beschwerden abzu-
geben.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurde im Wesentlichen die folgende bundesland-
spezifische Feststellung mit der entsprechenden 
Empfehlung getroffen:

Einsicht des Überwachungsmonitors

Die Videoüberwachung des Kriseninterven-
tionsraums lief in der Zentrale der Klinik Hild-

112 Vgl. CPT/Inf (2022) 18, Rn. 111.
113 Ebenda.
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burghausen auf, die sich im Erdgeschoß des 
Gebäudes befand und von außen durch Glas-
scheiben vollständig einsehbar war, sowohl für 
Mitarbeitende als auch Besucher, die diese Ein-
heit regelmäßig passierten. Dadurch konnte die 
Privat- und Intimsphäre der betroffenen Perso-
nen nicht gewährleistet werden.

Um die Einsehbarkeit von außen zu unterbin-
den, sind entsprechende Maßnahmen zu treffen. 
Die Privat- und Intimsphäre der betroffenen Per-
sonen ist zu wahren.

In der o.g. Stellungnahme zu beiden Besuchs-
berichten kündigte das Ministerium an, dass die 
Klink Hildburghausen entsprechende Sicht-
schutzmöglichkeiten für den Monitoring Bereich 
anschaffen werde.
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V  
JUSTIZVOLLZUG
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EINFÜHRUNG
Im Jahr 2022 besuchte die Nationale Stelle 

17 Justizvollzugsanstalten114 in Bayern, Baden-
Württemberg, Brandenburg, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, 
Schleswig-Holstein und Thüringen sowie zwei 
Justizvollzugskrankenhäuser in Hessen und 
Nordrhein-Westfalen.

Bei den Besuchen der Justizvollzugsanstalten 
Bernau (BY), Konstanz (BW), Rockenberg (Ju-
gend, HE), Dinslaken (NW), Vechta (Frauen, 
NI), Dresden (SN) und Suhl-Goldlauter (TH) 
handelte es sich um erneute bzw. Folgebesuche, 
die u.a. der Feststellung dienten, inwieweit vor-
hergehende Empfehlungen umgesetzt worden 
sind.

Das folgende Kapitel liefert eine Übersicht 
zu den Erkenntnissen, die bei den im Jahr 2022 
durchgeführten Besuchen erworben wurden. 
Nach der Darlegung bundesländerübergreifen-
der Feststellungen und Empfehlungen zu der 
Unterbringung in deutschen Justizvollzugsanstal-
ten (Teil 1) sollen diesbezüglich bundeslandspezi-
fische Beobachtungen besonders hervorgehoben 
werden (Teil 2). Abschließend folgt eine Zusam-
menfassung der Besuche von Justizvollzugskran-
kenhäusern sowie ein Ausblick auf die geplanten 
Aktivitäten der Nationalen Stelle und des damit 
verbundenen Fokus auf das Problem der stetig 
steigenden Anzahl an psychisch auffälligen Ge-
fangenen.

114 Es handelte sich um die Justizvollzugsanstalten Konstanz,  
Ravensburg, Augsburg-Gablingen, Bernau, Neuruppin- 

 Wulkow, Hamburg-Fuhlsbüttel, Rockenberg (Jugend), Wei- 
 terstadt, Vechta (Frauen), Dinslaken, Rheinbach, Werl,  

Neumünster, Dresden, Suhl-Goldlauter und Untermaßfeld  
sowie die Untersuchungshaftanstalt Hamburg.

1 – BUNDESLÄNDER-
ÜBERGREIFENDE 
FESTSTELLUNGEN 
UND EMPFEHLUN-
GEN

Im Rahmen ihrer Besuche hat die Nationale 
Stelle bundesweit u.a. folgende Punkte positiv 
bewertet:

+ Im Kontext der Corona-Pandemie wurden
zusätzliche Kommunikationsmöglichkeiten
– wie die Videotelefonie – in nahezu allen
Justizvollzugsanstalten eingeführt, um den
Kontakt mit der Außenwelt zu unterstützen. 
In einigen Anstalten kann diese mittlerweile
zusätzlich zu Besuchen beantragt werden.
Auch die Einführung von Haftraumtelefonie 
konnte die Nationale Stelle verstärkt beob-
achten.

+ Der Einsatz von (Video)-Dolmetscherinnen
und Dolmetschern kann dazu beitragen,
Verständnisproblemen vorzubeugen und die
Möglichkeit geben, Themen zu besprechen,
die die Intimsphäre betreffen bzw. der ärzt-
lichen Schweigepflicht unterliegen. Außer-
dem wird durch eine professionelle Sprach-
mittlung sichergestellt, dass Fachbegriffe
und Zusammenhänge richtig in die andere
Sprache übersetzt werden.

Bei den durchgeführten Besuchen ergaben sich 
auch im Jahr 2022 strukturelle und anhaltende 
Probleme, die in einer Vielzahl der besuchten 
Justizvollzugsanstalten beobachtet wurden. Zu-
dem erfasste die Nationale Stelle bedeutende 
Unterschiede in der Umsetzung der von ihr ent-
wickelten Standards und Empfehlungen, welche 
im Rahmen vergleichender Betrachtungen her-
ausgestellt werden sollen.

In diesem Zusammenhang wurden den be-
suchten Justizvollzugsanstalten im Wesentlichen 
Empfehlungen zu folgenden Themen gegeben:
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1.1 – Besondere Sicherungsmaßnahmen

1.1.1 – Absonderung

Als Absonderung wird die vollständige Isolie-
rung von allen Mitgefangenen verstanden.115 Wird 
eine solche Maßnahme über mehr als 24 Stunden 
vollzogen, handelt es sich um eine unausgesetzte 
Absonderung (Einzelhaft),116 die nur dann durch-
geführt werden darf, wenn sie unerlässlich ist, d.h. 
wenn sie nicht durch andere mildere Mittel er-
setzt werden kann, zu welchen eine angemessene 
psychiatrische Versorgung zählen sollte.117 

Zu diesem Thema ist die Stellungnahme einer 
Aufsichtsbehörde besonders problematisch an-
zusehen, da sie die Kritik der Nationalen Stelle 
über lange Absonderungen mit der Argumenta-
tion relativieren möchte, die Anzahl von langen 
Absonderungen sei „als gering anzusehen“.118  Aus 
Sicht der Nationalen Stelle ist dies nicht annehm-
bar, da lange Absonderungen grundsätzlich zu 
vermeiden sind.

Dauer

Bei den Besuchen mehrerer Justizvollzugs-
anstalten und der damit verbundenen Einsicht 
in die Dokumentationen fielen der Nationalen 
Stelle unausgesetzte Absonderungen auf, die 
über Monate oder – wie es in den Justizvollzugs-
anstalten Ravensburg119 und Dresden120 der Fall 

115 Arloth/Krä, StVollzG Kommentar, 2021, 5. Auflage, § 88  
 StVollzG, Rn. 6: Hierbei wird zwischen einer vorüberge- 
 henden Absonderung (§ 88 Abs. 2, Nr. 3 StVollzG) und einer  
 dauernden Absonderung im Sinne der Einzelhaft oder un- 
 ausgesetzten Absonderung (§ 89 StVollzG) unterschieden.
116 § 89 Abs. 1 StVollzG; Arloth/Krä, StVollzG Kommentar,  
 2021, 5. Auflage, § 89 StVollzG, Rn. 1.
117 Arloth/Krä, StVollzG Kommentar, 2021, 5. Auflage, § 89  

StVollzG, Rn. 2: „Unerlässlich ist die Einzelhaft nur dann,  
wenn sie nicht durch andere Maßnahmen ersetzt werden  
kann; die Anstalt hat daher zunächst alle sonstigen Mittel  
einzusetzen, um der unausgesetzten Absonderung vorzu- 

 beugen oder ihre Notwendigkeit zu beheben; dazu werden  
insbesondere ärztlich-psychiatrische Maßnahmen geeignet  

 sein.“
118 Stellungnahme der Behörde für Justiz und Verbraucher- 
 schutz vom 20. März 2023 zum Bericht über den Besuch der  

Untersuchungshaftanstalt Hamburg am 12. Oktober 2022.
119 In der JVA Ravensburg wurden in den Jahren 2021 und 2022  

bis zum Besuchszeitpunkt insgesamt 119 Absonderungen  
vollzogen, darunter drei Maßnahmen, im Rahmen derer  
sich Gefangene über jeweils 138, 373 und 608 Tage in unaus- 

 gesetzter Absonderung befanden.
120 Bericht über den Besuch der Justizvollzugsanstalt Dresden  

am 28. Juni 2022. Eine Person befand sich bereits über Jahre  
hinweg in unausgesetzter Absonderung.

war – in einzelnen Fällen sogar über Jahre hinweg 
andauerten. Im Rahmen einer unausgesetzten 
Absonderung verfügen die Gefangenen häufig  
lediglich über die Gelegenheit eines einstündigen 
Hofgangs täglich und müssen die übrigen 23 Stun-
den in den jeweiligen Haft- bzw. Absonderungs-
räumen verbringen.

Aus Sicht der Nationalen Stelle sind derart 
lange Absonderungen, ohne verstärkte Bemü-
hungen, diese zu vermeiden, menschenrechtlich 
nicht vertretbar.

Eine unausgesetzte Absonderung geht mit 
einer außerordentlichen Belastung für die be-
troffenen Gefangenen einher.121 Der Europäi-
sche Ausschuss zur Verhütung von Folter und 
unmenschlicher oder erniedrigender Behand-
lung oder Strafe (CPT) betont, dass eine solche 
Vollzugsform schädliche Auswirkungen auf die 
psychische und somatische Gesundheit der be-
troffenen Personen haben und unter bestimmten 
Umständen eine unmenschliche und erniedrigen-
de Behandlung darstellen kann.122 

Nach Ansicht des Kammergerichts Berlin 
können Einschlusszeiten von 23 Stunden täglich 
einen Verstoß gegen die Menschenwürde darstel-
len.123 

Eine Absonderung ist so kurz wie möglich zu 
halten. Es sollen Maßnahmen ergriffen werden, 
die zur Reduzierung der Zeitdauer dienen und so-
mit den negativen Auswirkungen auf die psychi-
sche und physische Gesundheit der Betroffenen 
entgegenwirken können.

Beschäftigungsangebote und Betreuung

Die Nationale Stelle erfasste wiederholt un-
zureichende Beschäftigungsangebote sowie eine 
mangelnde Betreuung von Gefangenen in unaus-

121 Vgl. bereits Jahresbericht 2010/2011 der Nationalen Stelle;  
siehe auch Feest/Lesting/Lindemann, Strafvollzugsgesetze  

 Kommentar, 8. Auflage, 2021, II § 78 29, S. 684.
122 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 53, https://rm.coe.int/1680a80c61  

(abgerufen am 19.04.2023).
123 Berliner Kammergericht, Urteil vom 17.02.2015, Az.: 9 U  
 129/13, Rn. 38: „Der Einschluss von 23 Stunden ohne Ausbil- 
 dungs- oder Arbeitsmöglichkeiten, ohne Gruppenangebo- 
 te im weiteren Sinne und ohne jeden sozialen Austausch wi- 
 derspricht diesen Vollzugszielen in eklatanter Weise und  

verhindert jede Form der Resozialisierung. Ein Vollzug  
von Haft ohne klare Orientierung an diesem Vollzugsziel  
der Resozialisierung aber regrediert zur bloßen Verwah- 

 rung, verletzt den Gefangenen in seiner Menschenwürde  
und macht ihn zum Objekt staatlichen Handelns“.
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gesetzter Absonderung. Die Maßnahme soll dazu 
dienen, den Kontakt zu anderen Gefangenen zu 
unterbinden und spezifischen Gefahrensituatio-
nen vorzubeugen, darf aber nicht zu einer umfas-
senden Isolierung der Betroffenen führen.

 Lange Absonderungen stehen regelmäßig 
im Zusammenhang mit dem Auftreten von un-
behandelten psychischen Störungen und Er-
krankungen. Diese Tatsache erscheint umso be-
denklicher, als eine angemessene Betreuung und 
Behandlung solcher Auffälligkeiten im Justiz-
vollzug längst nicht immer gewährleistet wurde. 
Beispielsweise bestand die Möglichkeit mit einer 
Psychologin oder einem Psychologen zu spre-
chen in der Untersuchungshaftanstalt Hamburg 
lediglich auf Anfrage. Im Rahmen des Besuchs 
der JVA Weiterstadt wurde festgestellt, dass eine 
psychologische Betreuung von Gefangenen in un-
ausgesetzter Absonderung bis zum Besuchszeit-
punkt grundsätzlich nicht stattgefunden hatte. 
Die Verhältnismäßigkeit dieser Verfahrensweise 
ist schon im Hinblick darauf zweifelhaft, dass die 
landesrechtlichen Vorschriften festlegen, dass 
die Gefangenen „in besonderem Maße zu betreu-
en [sind]“.124 Zudem wurde der Nationalen Stelle 
mitgeteilt, dass die Gefangenen nur einmal wö-
chentlich von einer Ärztin oder einem Arzt be-
sucht würden.

Die beträchtliche Reduzierung bzw. das Fehlen 
von sozialen Kontakten durch Isolierung kann 
sich negativ auf den psychischen Gesundheitszu-
stand der betroffenen Person auswirken.

Die Mindestgrundsätze der Vereinten Natio-
nen für die Behandlung der Gefangenen125 legen 
nahe, Langzeit-Einzelhaft zu vermeiden.126 Da-
runter fällt bereits die Absonderung eines Ge-
fangenen an 15 aufeinanderfolgenden Tagen für 
mindestens 22 Stunden am Tag, ohne echten zwi-
schenmenschlichen Kontakt.127 

Es ist sicherzustellen, dass strukturierte und 
regelmäßige menschliche Kontakte stattfinden 
und eine ausreichende Betreuung und ggf. Be-
handlung der abgesonderten Gefangenen ge-
währleistet wird. Zudem sollen die Betroffenen  

124 § 50 Abs. 8 des Hessischen Strafvollzugsgesetzes  
 (HStVollzG).
125 Resolution 70/175 der Generalversammlung, Annex, verab- 
 schiedet am 17. Dezember 2015, auch Nelson-Mandela-Re- 
 geln genannt.
126 Nelson-Mandela-Regeln, Regel 43.
127 Nelson-Mandela-Regeln, Regel 44.

sinnvollen Beschäftigungsmöglichkeiten nachge-
hen können.128 

1.1.2 – Besonders gesicherter Haftraum

Bei der Unterbringung im besonders gesicher-
ten Haftraum handelt es sich um eine eingriffsin-
tensivere Form der Absonderung. Der isolieren-
de Charakter dieser Maßnahme wird durch die 
spärliche Ausstattung der Räume, sowie häufig 
durch die zusätzlich angeordnete Videoüber-
wachung und ggf. den Entzug der Bewegung im 
Freien verschärft.

Dauer

Die Nationale Stelle stellte mit Besorgnis fest, 
dass einige Gefangene über mehrere Wochen und 
Monate bis zu 24 Stunden täglich in besonders 
gesicherten Hafträumen untergebracht wurden. 
Dies war u.a. in der JVA Rheinbach (NW) der 
Fall, in der eine Person für eine Dauer von 22 Ta-
gen im besonders gesicherten Haftraum unterge-
bracht worden war und in der JVA Bernau (BY), 
in der die Dauer der dortigen Unterbringung re-
gelmäßig 15 Tage überschritt und bis zu 92 Tage 
andauerte.

Eine Unterbringung über eine nicht nur kurz-
fristige Dauer ist nach Ansicht der Nationalen 
Stelle jedenfalls dann unzulässig, wenn die Aus-
stattung der Räume die Menschenwürde beein-
trächtigt.

Das ist u.a. dann der Fall, wenn der besonders 
gesicherte Haftraum einem „Glaskäfig“ ähnelt,129  
oder die Größe des Raums die Mindeststandards 
unterschreitet und dieser über kein Fenster ver-
fügt.130 

Darüber hinaus bestehen erhebliche Zweifel, 
ob eine Unterbringung im besonders gesicher-
ten Haftraum über eine derart lange Dauer ver-
hältnismäßig sein kann. Insbesondere steht diese 
Vorgehensweise im Kontrast zur Begründung 

128 Auch der CPT hatte bereits bei seinem Besuch einer  
Sicherungsstation mit langen Absonderungen im Jahr 2005  

 die nicht vorhandenen Betätigungs- und Sportmöglichkei- 
 ten als „unzulässigen Zustand“ kritisiert (CPT (2006) 36,  

Rn. 88).
129 Dies war der Fall in der JVA Bernau (BY). Die dortigen  
 Unterbringungsbedingungen werden im Rahmen der bun- 
 deslandspezifischen Übersicht präzisiert.
130 Dies war der Fall in der JVA Werl (NW). Die dortigen  
 Unterbringungsbedingungen werden im Rahmen der bun- 
 deslandspezifischen Übersicht präzisiert.
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der Maßnahme, welche sich auf den „akuten Zu-
stand“131 der betroffenen Person und die damit 
verbundene Gefahr von Selbstverletzung, Suizid 
oder Gewalttätigkeiten stützt. In den Fällen, in 
denen ein solcher Akutzustand andauert, sind 
aus Sicht der Nationalen Stelle Maßnahmen zu 
ergreifen, die diesem entgegenwirken; u.a. ist der 
psychiatrische Dienst beizuziehen.

Die langen Unterbringungen im besonders ge-
sicherten Haftraum standen regelmäßig im Zu-
sammenhang mit unbehandelten psychischen 
Störungen und Erkrankungen. Vermehrt wurde 
auch die Äußerung von Suizidgedanken als Be-
gründung angegeben.

Hier möchte die Nationale Stelle auf den Sui-
zidpräventionsraum der JVA Leipzig mit Kran-
kenhaus (SN) verweisen, dessen Priorität auf 
einem Behandlungsangebot und nicht allein auf 
dem Unterbinden der Selbstgefährdung liegt. 
Die Ausstattung des Raums ist entsprechend an-
gepasst.132 Auch die Verlegung von Gefangenen 
auf die psychiatrische Abteilung in der JVA Vech-
ta (Frauen, NI) soll ermöglichen, frühzeitig und 
gezielt bei psychischen Auffälligkeiten reagieren 
und den Zugang zu einer angemessenen Therapie 
gewährleisten zu können.

UNTERBRINGUNGSBEDINGUNGEN

Einsicht in den Toilettenbereich

In elf der besuchten Justizvollzugsanstalten 
umfasste die dauerhafte Kameraüberwachung in 
den besonders gesicherten Hafträumen auch den 
Toilettenbereich und bildete diesen vollständig 
auf dem Monitor ab.

Eine Unterbringung mit permanenter Kame-
raüberwachung stellt bereits einen erheblichen 
Eingriff in grundrechtlich geschützte Rechts-
positionen dar;133 die Beobachtung einer Person 
während der Benutzung der Toilette einen schwe-

131 Feest/Lesting/Lindemann, Strafvollzugsgesetze Kommen- 
 tar, 8. Auflage, 2021, II § 78 42, S. 688.
132 Bericht der Nationalen Stelle über den Besuch der Justiz- 
 vollzugsanstalt Leipzig mit Krankenhaus am 18. Mai 2018,  
 veröffentlicht unter https://www.nationale-stelle.de/besu- 
 che/laenderkommission/2018.html.
133 BVerfG, Beschluss vom 18.03.2015, 2 BvR 1111/13, Rn. 32.

ren Eingriff in deren Persönlichkeitsrechte.134 

Eine Kameraüberwachung soll nur dann erfol-
gen, wenn sie im Einzelfall zum Schutz der Per-
sonen unerlässlich ist. Hierbei sollen die Über-
wachungskameras so angebracht sein, dass der 
Toilettenbereich nicht oder lediglich abgeklebt 
oder verpixelt auf dem Monitor abgebildet wird. 
Allenfalls bei einer Unterbringung aufgrund 
akuter Selbstverletzungs- oder Suizidgefahr er-
scheint eine im Einzelfall abgewogene Entschei-
dung denkbar, einen Haftraum temporär ohne 
Einschränkung zu überwachen.

Während das Ministerium der Justiz des Landes 
Nordrhein-Westfalen wie auch das Bayerische 
Staatsministerium der Justiz eine Verpixelung 
aus Sicherheitsgründen entschieden ablehnten, 
beobachtete die Nationale Stelle auch im Jahr 
2022 regelmäßig Systeme, die bei Kameraüber-
wachung eine Verpixelung des Intimbereichs er-
möglichen, eine Sichtbarkeit des Oberkörpers 
der überwachten Personen beim Sitzen auf der 
Toilette jedoch zulassen.135 Teilweise ist dies auch 
gesetzlich verankert.136 Nach Auskunft der be-
troffenen Einrichtungen konnten etwaige Sicher-
heitsbedenken nicht bestätigt werden.137 

Kleidung

Gefangene, die im besonders gesicherten Haft-
raum untergebracht wurden, erhielten in meh-
reren besuchten Justizvollzugsanstalten eine Be-
kleidung, durch die ihr Intimbereich erkennbar 
war. Dies ist nach Überzeugung der Nationalen 
Stelle schamverletzend, insbesondere in Ver-
bindung mit einer dauerhaften Kameraüberwa-

134 So wird durch eine Beobachtung des Toilettengangs das  
 Schamgefühl der Betroffenen in besonderer Weise beein- 
 trächtigt. Vgl. u.a. LG Regensburg, Beschluss vom  

20.01.2022, SR StVK 245/21: „Nach der Rechtsprechung  
des Bundesverfassungsgerichts ist für die Vollzugsbeamten  
besondere Sensibilität geboten, wenn Maßnahmen durch- 

 geführt werden, während Gefangene die Toilette benutzen.  
 Denn hier wird regelmäßig die durch Art. 2 Abs. 1 in Ver- 
 bindung mit Art. 1 Abs. 1 GG geschützte Intimsphäre be- 
 einträchtigt.“
135 Im Jahr 2022 beobachtete sie ein solches System u.a. bei  

ihren Besuchen in Justizvollzugsanstalten in Brandenburg,  
 Hessen und Schleswig-Holstein sowie in der Untersu- 
 chungshaftanstalt Hamburg.
136 Vgl. z.B. § 32 Abs. 4 des Landesjustizvollzugsdatenschutz- 
 gesetzes Rheinland-Pfalz.
137 Dies war auch der Fall in der JVA Schwäbisch-Hall, die die  

Nationale Stelle im Jahr 2021 besuchte. Hier wurden die  
besonders gesicherten Hafträume nicht kameraüberwacht.  
Sicherheitsbedenken bestünden diesbezüglich nicht.
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chung. So wurde den Gefangenen jeweils lediglich 
ein Überzug, welcher in bestimmten Sitz- und 
Hockpositionen, den Intimbereich der betroffe-
nen Person nicht bedeckte,138 eine Papierunterho-
se139 bzw. Kleidung aus durchsichtigem Stoff, durch 
den der Intimbereich erkennbar war,140 ausgehän-
digt.

Auch bei kurzzeitiger Unterbringung soll den 
Gefangenen geeignete (erforderlichenfalls) reiß-
feste Kleidung zur Verfügung gestellt werden.141

Die Nationale Stelle beobachtete in mehreren 
Einrichtungen den Einsatz von reißfesten T-Shirts 
und Shorts.

Kopfunterlage und Decke

Hinsichtlich der Ausgabe von Kopfunterlagen 
und Decken stellte die Nationale Stelle unter-
schiedliche Vorgehensweisen in den Justizvoll-
zugsanstalten fest. In der JVA Dresden (SN) eben-
so wie insgesamt im Bundesland Sachsen142 werden 
auch bei längerer Unterbringung keine Kopfunter-
lagen und Decken zur Verfügung gestellt. In der 
JVA Untermaßfeld (TH) war dies ebenfalls der 
Fall, während in der JVA Suhl (TH) zumindest eine 
Decke ausgegeben wurde. In den Justizvollzugs-
anstalten Weiterstadt (HE) und Rheinbach (NW) 
erhielten die Betroffenen keine Kopfunterlagen.

In besonders gesicherten Hafträumen ist dar-
auf zu achten, dass die Ausstattung der Räume die 
Menschenwürde nicht beeinträchtigt. Diese sol-
len grundsätzlich mit einer Matratze, einer Decke 
und einer Kopfunterlage ausgestattet sein.

In diesem Sinne forderte der CPT in seinem Be-
richt vom 14. September 2022 erneut eindringlich 
dazu auf, zu gewährleisten, dass die betroffenen 
Personen „eine Decke und ein Kissen erhalten“.143 

138 JVA Ravensburg. In der JVA Konstanz erhalten die betrof- 
 fenen Gefangenen ein reißfestes Hemd, das nur sehr be- 
 dingt einen Sichtschutz des unteren Körperbereichs er- 
 möglicht.
139 JVA Bernau, UHA Hamburg.
140 JVA Weiterstadt.
141 BVerfG, Beschluss vom 18.03.2015, 2 BvR 1111/13, Rn. 31  

i.V.m. EGMR, Hellig ./. Deutschland, Urteil vom 07.07.2011, 
Individualbeschwerde Nr. 20999/05 mit Verweis auf CPT/
Inf (96) 28, Nr. 147), CPT/Inf (99) 9, Nr. 102 und CPT/Inf
(2010) 24, Nr. 130.

142 Stellungnahme des Staatsministeriums der Justiz und für  
Demokratie, Europa und Gleichstellung vom 6. Januar 2023  
zum Bericht über den Besuch der Justizvollzugsanstalt  
Dresden am 28. Juni 2022.

143 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 130.

Sitzgelegenheit

In nahezu allen besuchten Justizvollzugsanstal-
ten waren die besonders gesicherten Hafträume 
lediglich mit einer am Boden liegenden Matratze 
ausgestattet. Eine Sitzgelegenheit in geeigneter 
Höhe stand nicht zur Verfügung.

Bei einer nicht nur kurzzeitigen Unterbrin-
gungsdauer ist ein Verweilen im Stehen oder am 
Boden sitzend menschenunwürdig.

Gefangenen soll ermöglicht werden, eine nor-
male Sitzposition einzunehmen.

Die Nationale Stelle beobachtete in mehreren 
Einrichtungen den Einsatz von Sitzgelegenheiten 
aus Schaumstoff und sogenannten herausfordern-
den Möbeln, die robust und ohne scharfe Kan-
ten sind. Durch diese wird auch bei Eigen- oder 
Fremdgefährdung die Gelegenheit geschaffen, 
eine Sitzposition einzunehmen. In der JVA Suhl 
(TH) wurde die Empfehlung der Nationalen Stel-
le insoweit umgesetzt, dass nach dem Besuch eine 
solche Sitzmöglichkeit für den besonders gesi-
cherten Haftraum beschafft wurde, die nunmehr 
situationsbedingt hinzugestellt werden kann.

Das Hessische Ministerium der Justiz startete 
ein Pilotprojekt, in dessen Rahmen der Einsatz 
eines überzogenen Schaumstoffwürfels in der 
JVA Weiterstadt erprobt wird.

Ein vergleichbares Projekt wurde bereits im 
Jahr 2020 im Bundesland Brandenburg gestartet. 
Leider konnte das zuständige Ministerium auch 
nach zwei Jahren noch kein Fazit aus diesem Pro-
jekt ziehen.

1.1.3 – Fesselung

In mehreren Justizvollzugsanstalten wurden 
Fesseln aus Metall in bestimmten Situationen un-
mittelbaren Zwangs oder im Rahmen der Unter-
bringung im besonders gesicherten Haftraum ge-
nutzt.

Die Verwendung von metallenen Fesseln birgt 
für die betroffenen Personen ein hohes Verlet-
zungsrisiko.

Um das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
zu schützen, sollen Fixiergürtel aus Textil ver-
wendet werden.144

144 Es wird z.B. auf den Handfixiergürtel der Firma Segufix  
 verwiesen.
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1.1.4 – Fixierung

In mehreren der besuchten Justizvollzugs-
anstalten wurden Fixierungen durchgeführt.145 
In diesem Zusammenhang wurde die Nationale 
Stelle wiederholt darauf hingewiesen, dass eine 
ständige Eins-zu-eins Betreuung durch therapeu-
tisches oder pflegerisches Personal nicht gewähr-
leistet werden könne. Auch das Strafvollzugs-
gesetz fordert lediglich eine Betreuung durch 
„geschulte Bedienstete“.146 

Die Anforderung einer Eins-zu-eins-Betreu-
ung bei Fixierungen durch therapeutisches oder 
pflegerisches Personal, welches sich in der unmit-
telbaren Nähe befindet, ist durch die besonderen 
Gesundheitsgefahren begründet,147 die während 
einer Fixierung auftreten können und unmittel-
barer fachlich fundierter Reaktion bedürfen. 
Durch den Einsatz von therapeutischem oder 
pflegerischem Personal kann zudem deeskalie-
rend auf die Person eingewirkt werden, um eine 
schnelle Beendigung der Maßnahme zu ermög-
lichen.

Fixierungen dürfen ausschließlich dann durch-
geführt werden, wenn die verfassungsrechtlichen 
Anforderungen gewährleistet werden können.

Für eine nicht nur kurzfristige Fixierung ist 
zudem eine richterliche Entscheidung erforder-
lich.148 Die Maßnahme soll mit der betroffenen 
Person nachbesprochen werden.149 Außerdem ist 
diese nach Beendigung der Maßnahme auf die 
Möglichkeit hinzuweisen, die Zulässigkeit der 
durchgeführten Fixierung gerichtlich überprüfen 
zu lassen.150 

Fixierungen dürfen ausschließlich unter Beach-
tung der seit 2018 bekannten verfassungsrechtli-
chen Anforderungen durchgeführt werden.

In der JVA Fuhlsbüttel (HH) stellte die Natio-
nale Stelle wie auch schon bei ihrem Erstbesuch 
am 1. März 2012 fest, dass die betroffene Person 
während der gesamten Fixierung nahezu vollstän-
dig entkleidet wird. Es erfolgt lediglich das Anle-

145 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 91: Der CPT empfiehlt, die Anwen- 
 dung der Fixierung in Justizvollzugsanstalten abzuschaffen.
146 § 171 Abs. 5 StVollzG.
147 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
148 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 69.
149 DGPPN (2018): S3-Leitlinie „Verhinderung von Zwang:  
 Prävention und Therapie aggressiven Verhaltens bei Er- 
 wachsenen“. Abrufbar unter diesem Link (abgerufen am  
 19.04.2023).
150 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 85.

gen einer Unterbekleidung aus Papier.

Die beschriebene Praxis ist schamverletzend 
und stellt aus Sicht der Nationalen Stelle eine 
entwürdigende Behandlung dar. Diese ist unver-
züglich abzustellen.151 

1.2 – Mehrfachbelegung

In der JVA Bernau (BY) waren die Gemein-
schaftsräume mit bis zu acht Gefangenen belegt, 
in der JVA Untermaßfeld (TH) mit bis zu sechs 
Gefangenen.

Da sich eine derart hohe Belegung selbst bei 
einer ausreichenden Raumgröße belastend aus-
wirken sowie Krisen und Konflikte zwischen den 
Gefangenen begünstigen kann, ist sie zu unter-
lassen.152 

In der JVA Konstanz (BW) funktionierten die 
Kohlefilter der Lüftungsanlagen in mehreren 
mehrfachbelegten Hafträumen zum Besuchs-
zeitpunkt nicht. Eine natürliche Belüftung wurde 
erschwert, da die Gefangenen die Fenster in den 
Hafträumen nicht eigenständig öffnen konnten.

Die Nationale Stelle ist der Auffassung, dass 
eine regelmäßige Unterbringung in Einzelhaft-
räumen gewährleistet werden soll. Im Fall einer 
unvermeidbaren Doppelbelegung ist diese aus-
schließlich in Hafträumen mit separat entlüfte-
ten und baulich abgetrennten Toiletten vorzu-
nehmen.

Eine vollständige Umsetzung des gesetzlich 
verankerten Grundsatzes der Einzelunterbrin-
gung konnte die Nationale Stelle im Jahr 2022 in 
den Justizvollzugsanstalten Augsburg-Gablingen 
(BY), Fuhlsbüttel (HH), Neuruppin-Wulkow 
(BB), Vechta (NI) und Rockenberg (Jugend, HE) 
beobachten.

151 In ihrer Stellungnahme vom 6. März 2023 zum Bericht über  
den Besuch der JVA Fuhlsbüttel am 9. August 2022 teilte  
die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz mit, dass aus  
Sicherheitsgründen an der Entkleidung fixierter Personen  
festgehalten werden solle.

152 Vgl. Anna Schliehe, Ben Crewe, “Top bunk, bottom bunk:  
cellsharing in prisons” in The British Journal of Criminology, 
März 2022, Volume 62, Issue 2, S. 484–500.
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1.3 – Schutz der Privat- und Intimsphäre

1.3.1 – Durchsuchung mit vollständiger 
Entkleidung 

In nahezu allen besuchten Justizvollzugsanstal-
ten wurde der Nationalen Stelle berichtet, dass 
sämtliche neu aufgenommenen Personen unter 
vollständiger Entkleidung durchsucht würden. 
Eine solche körperliche Durchsuchung mit Ent-
kleidung fände ebenfalls nach Kontakten mit Be-
sucherinnen und Besuchern statt.

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen nach dem Bundesverfas-
sungsgericht einen schwerwiegenden Eingriff 
in das allgemeine Persönlichkeitsrecht dar.153 Sie 
dürfen nicht routinemäßig, unabhängig von fall-
bezogenen Verdachtsgründen, durchgeführt wer-
den.154 

Es ist sicherzustellen, dass eine Durchsuchung, 
die mit einer Entkleidung und Inaugenschein-
nahme des Schambereichs einhergeht, jeweils aus 
einer Entscheidung im Einzelfall hervorgeht. Die 
Bediensteten sind hierfür zu sensibilisieren.

Ist eine vollständige Entkleidung erforderlich, 
soll eine die Intimsphäre schonende Praxis der 
Entkleidung, z.B. in zwei Phasen, stattfinden, bei 
der jeweils eine Körperhälfte bekleidet bleibt.155 

Die Mehrzahl der zuständigen Ministerien 
betonten trotz der Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts die unbedingte Notwendig-
keit einer Durchsuchung mit vollständiger Ent-
kleidung aller neu aufgenommenen Gefangenen. 
Darüber hinaus lehnten das Ministerium der 
Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen und das 
Ministerium der Justiz und für Migration Baden-
Württemberg die Vorgehensweise einer Durch-
suchung im Wege der Halbentkleidung aus Si-
cherheitsgründen explizit ab.

153 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, 2 BvR 746/13, Rn. 33;  
 Beschluss vom 23.09.2020, 2 BvR 1810/19, Rn. 21.
154 BVerfG, Beschluss vom 10.07.2013, 2 BvR 2815/11, Rn. 16;  

BVerfG, Beschluss vom 23.09.2020, 2 BvR 1810/19, Rn. 22.  
In diesem Sinne vgl. auch EGMR, Urteil vom 22.10.2020,  
Roth ./. Deutschland, Individualbeschwerde Nr. 6780/18  
und 30776/18, Rn. 69, 72 – Verletzung von Artikel 3 EMRK.

155 Vgl. dazu analog, auch für die forensische Psychiatrie gel- 
 tend, § 70 Abs. 2 des Bremischen Gesetzes über Hilfen  
 und Schutzmaßnahmen bei psychischen Krankheiten  
 (BremPsychKG) vom 13. Dezember 2022: „Die Durchsu- 
 chung ist im Wege der Halbentkleidung durchzuführen  
 […]“.

In der JVA Dinslaken (NW) und der Teilanstalt 
Neuruppin-Wulkow (BB) wird über eine Durch-
suchung mit Entkleidung im Einzelfall ent-
schieden. Ist eine solche erforderlich, sieht die 
anstaltsinterne Regelung in Neuruppin-Wulkow 
zudem vor, dass die Maßnahme in zwei Phasen 
durchgeführt wird. Das Eintreten der oben ange-
führten Sicherheitsbedenken einiger Ministerien 
wurde diesbezüglich nicht beobachtet.

1.3.2 – Duschen

In 12 besuchten Justizvollzugsanstalten ver-
fügten die Gemeinschaftsduschen nicht über die 
Intimsphäre wahrende Vorkehrungen wie z.B. 
Trennwände.

Um die Intimsphäre der Gefangenen ausrei-
chend zu wahren, soll in Gemeinschaftsduschen 
zumindest eine Dusche partiell abgetrennt sein 
oder die Möglichkeit gegeben werden, einzeln zu 
duschen.

Entgegen den vorgebrachten Sicherheitsbe-
denken berichteten Justizvollzugsanstalten, in 
denen bereits Wände zwischen den Duschplät-
zen bestehen, nicht über eine steigende Zahl an 
Übergriffen.

1.3.3 – Urinabgabe unter Sichtkontrolle

In besuchten Justizvollzugsanstalten in Bayern, 
Brandenburg, Hamburg, Hessen und Thürin-
gen156 erfolgten die Drogenkontrollen ausschließ-
lich mittels Urinabgabe unter direkter Beobach-
tung.

Eine Urinabgabe unter direkter Beobachtung 
kann erheblich in die Intimsphäre der Betroffe-
nen eingreifen.

Daher soll zumindest eine alternative Möglich-
keit der Drogenkontrolle angeboten werden, so-
dass Gefangene die für sie weniger einschneiden-
de Methode wählen können.

Die Nationale Stelle hat bei ihren im Jahr 2022 
durchgeführten Besuchen in Baden-Württem-
berg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
Schleswig-Holstein unterschiedliche, die Intim-
sphäre der betroffenen Personen schonende Me-
thoden der Drogenkontrolle angetroffen. So etwa 

156 Während in der JVA Suhl-Goldlauter eine weitere Methode  
 der Drogenkontrolle angeboten wird, wird in der JVA Un- 
 termaßfeld ausschließlich das Verfahren der Urinkontrolle  

unter direkter Beobachtung durchgeführt.
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mittels eines Abstrichs im Mund, des Einsatzes 
eines Markersystems oder der Möglichkeit der 
Blutabnahme über die Fingerkuppe, die freiwillig 
erfolgen kann.157

Unter Bezugnahme auf den Beschluss des Bun-
desverfassungsgerichts vom 22. Juli 2022158 teilte 
das Hessische Ministerium der Justiz der Natio-
nalen Stelle mit, dass das System der Urinkontrol-
len im hessischen Justizvollzug hinsichtlich des 
Angebots alternativer Testmöglichkeiten über-
prüft werden solle.

1.4 – Substitution

Anlässlich mehrerer Fälle, in denen opioidab-
hängigen Gefangenen der Zugang zu einer Subs-
titutionsbehandlung verweigert wurde,159 führte 
die Nationale Stelle zusätzlich zu ihren Besuchs-
tätigkeiten eine Abfrage zur Substitution in Jus-
tizvollzugsanstalten in den 16 Bundesländern 
durch.

Hierbei stellte sie – ähnlich wie der CPT160 – 
vereinzelt positive Entwicklungen im Umgang 
mit opioidabhängigen Gefangenen fest. Jedoch 
zeigte die Abfrage weiterhin eine ausgeprägte 
Heterogenität der Substitutionsquoten zwischen 
den Bundesländern auf.161 So wurden im Vergleich 
der Bundesländer Substitutionsquoten von 19% 
bis 90% festgestellt. Darüber hinaus waren gro-
ße Unterschiede zwischen den einzelnen Justiz-
vollzugsanstalten zu beobachten, welche nicht 
zuletzt auf die jeweiligen Anstaltsärztinnen und 
Anstaltsärzte zurückzuführen sind.

Aufgrund seiner Tragweite wird die Nationale 
Stelle dieses Problem weiterhin im Blick behal-
ten.

157 BVerfG, Beschluss vom 22.07.2022, 2 BvR 1630/21,  
 Rn. 37-41.
158 Stellungnahme des Hessischen Ministeriums der Justiz  

vom 22. August 2022 zum Bericht über den Besuch der JVA  
 Rockenberg am 2. April 2022.
159 Hinsichtlich einer ähnlichen Sachlage, siehe EGMR,  

Wenner gegen Deutschland, Urteil vom 01.12.2016, In- 
 dividualbeschwerde Nr. 62303/13 – Verletzung von Artikel  

3 EMRK; Diese Rechtssache ist weiterhin anhängig vor  
dem Ministerkomitee des Europarats (abrufbar unter  

 diesem Link; abgerufen am 19.04.2023). In diesem Zusam- 
 menhang reichte Deutschland am 28. Februar 2022 einen  
 neuen Aktionsplan ein.
160 CPT/Inf (2022) 18, Rn. 73.
161 Vgl. hierzu bereits CPT/Inf (2017) 13, Rn. 61. Diese Beob- 
 achtungen wurden durch eine Studie des Wissenschaftli- 
 chen Dienstes des Deutschen Bundestages zur Substitu- 
 tionsbehandlung im Justizvollzug bestätigt (abrufbar unter  
 diesem Link; abgerufen am 20.04.2023).

2 – BUNDESLANDSPEZI-
FISCHE ÜBERSICHT 
DER FESTSTELLUN-
GEN UND EMPFEH-
LUNGEN

2.1 – Baden-Württemberg

Im Jahr 2022 wurden in Baden-Württemberg 
die Justizvollzugsanstalten Konstanz (2. Be-
such)162  sowie Ravensburg besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In der JVA Konstanz wurde eine offene
Wohngemeinschaft mit einer Belegungsfä-
higkeit von 15 Plätzen eingerichtet, in der die 
Gefangenen einen eigenen Haftraumschlüs-
sel besitzen und einen uneingeschränkten
Zugang zu den Gemeinschaftsduschen ha-
ben.

+ In der JVA Ravensburg gehören bereits auf
der Zugangsstation Fernseher und Wasser-
kocher zu der Grundausstattung, was zu Be-
ginn der Inhaftierung zur Entschärfung der
belastenden Situation beitragen kann.

+ Um einerseits Schlaf zu ermöglichen und
andererseits die Orientierung im Raum bei
Dunkelheit zu erleichtern, wurden die be-
sonders gesicherten Hafträume mit einem
dimmbaren Nachtlicht ausgestattet.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

2.1.1 – Bauliche Mängel

Trotz erster Baumaßnahmen in der JVA Kons-
tanz konnten die bereits bei dem ersten Besuch 
festgestellten baulichen Mängel auch neun Jahre 
später nicht zufriedenstellend behoben werden.

So sind weiterhin undurchsichtige Plexiglas-
scheiben vor den Fenstern aller Hafträume ange-
bracht. Zwar sind diese Scheiben lichtdurchläs-
sig, jedoch verhindern sie, dass die Gefangenen 

162 Erstbesuch am 1. Juni 2013.
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nach draußen schauen können, was – wie es das 
Justizministerium Baden-Württemberg bereits 
in seiner Stellungnahme vom 24. September 2013 
selbst anerkannte – eine „gravierende Belastung“ 
für die Betroffenen darstellt.163 

Auch war der Gesamteindruck der Hafträume 
im nicht renovierten Teil der Anstalt insgesamt 
höchst unbefriedigend. Einige Holzböden waren 
beschädigt, wiesen Löcher auf und stellten folg-
lich potenzielle Gefahrenstellen dar.

2.1.2 – Überbelegung

Auch im Jahr 2022 konstatierte die Nationale 
Stelle eine strukturelle Überbelegung der besuch-
ten Justizvollzugsanstalten in Baden-Württem-
berg. Insbesondere im Zusammenhang mit der 
angespannten Personalsituation kann diese zu 
Einschränkungen von Aktivitäten sowie einem 
erhöhten Gewaltpotential zwischen Gefangenen 
führen.

Der Nationalen Stelle ist bewusst, dass die an-
gespannte Belegungssituation mit besonderen 
Herausforderungen einhergeht. Gleichwohl darf 
die Gewährleistung menschenrechtlicher Garan-
tien und Mindeststandards nicht daran scheitern, 
dass die Anstalten diese aufgrund der Überbele-
gung nicht umsetzen können.

Konkret führte die Überbelegung zu einer 
Belegung der Hafträume mit bis zu drei Gefan-
genen. In der JVA Konstanz verfügten die ge-
nutzten Räume zwar über abgetrennte Toiletten, 
allerdings funktionierten die Kohlefilter in meh-
reren Hafträumen zum Besuchszeitpunkt nicht. 
Eine natürliche Belüftung wurde erschwert, da 
die Gefangenen die Fenster in den Hafträumen 
nicht eigenständig öffnen konnten.

Das Ministerium der Justiz und für Migration 
Baden-Württemberg informierte die Nationale 
Stelle darüber, dass die defekten Kohlefilter zeit-
nah ausgetauscht werden würden.164 

Die Nationale Stelle ist der Auffassung, dass 
eine regelmäßige Unterbringung in Einzelhaft-
räumen gewährleistet werden soll. Im Fall einer 
unvermeidbaren Doppelbelegung ist diese aus-

163 Stellungnahme des Justizministeriums Baden-Württem- 
 berg vom 24. September 2013 zum Bericht über den Besuch  
 der Justizvollzugsanstalt Konstanz und der Abschiebehaft- 
 abteilung der Justizvollzugsanstalt Mannheim im Jahr 2013.
164 Stellungnahme des Justizministeriums Baden-Württem- 
 berg vom 9. Dezember 2022 zum Bericht über den Besuch  

der JVA Konstanz am 9. Juni 2022.

schließlich in Hafträumen mit separat entlüfte-
ten und baulich abgetrennten Toiletten vorzu-
nehmen.

Auch verfügte eine Vielzahl an doppeltbeleg-
ten Hafträumen in der JVA Ravensburg lediglich 
über eine Grundfläche von 9 qm. Sie genügten 
folglich nicht den nach der Nationalen Stelle zu 
wahrenden Mindeststandards.

Für eine menschenwürdige Unterbringung 
muss ein Einzelhaftraum mindestens eine Grund-
fläche von 6 qm exklusive des Sanitärbereichs 
aufweisen.165 Bei Mehrfachbelegung muss eine 
Fläche von 4 qm für jede weitere Person exklusive 
des Sanitärbereichs hinzukommen.

2.2 – Bayern

Im Jahr 2022 wurden in Bayern die Justizvoll-
zugsanstalten Augsburg-Gablingen und Bernau 
(2. Besuch)166 besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die neu gebaute JVA Augsburg-Gablingen
verfügt über eine moderne Ausstattung und
ist grundsätzlich darauf ausgelegt, dass Ge-
fangene einzeln untergebracht werden kön-
nen. Um Gefangenen eine leichtere Orien-
tierung zu ermöglichen, ist die gesamte
Einrichtung mit farblichen Markierungen
versehen.

+ In beiden besuchten Justizvollzugsanstalten
lag die Hausordnung in einer Vielzahl an
Sprachen vor. Auf diese Weise wird sicher-
gestellt, dass auch Gefangene mit geringen
Deutschkenntnissen die Regeln und Struk-
turen der Einrichtung kennen, diese verste-
hen und dadurch gesetzte Grenzen für sie
transparent sind.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurde im Wesentlichen die folgende bundesland-
spezifische Feststellung und Empfehlung getrof-
fen:

165 6 qm stellen den Mindeststandard dar. Kleinere Hafträume  
verstoßen nach Auffassung der Nationalen Stelle gegen Art.  
1 des Grundgesetzes. Darüberhinausgehende gesetzliche  
Anforderungen sind zu beachten und werden ausdrücklich  

 begrüßt.
166 Erstbesuch am 5. Mai 2011.
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Menschenunwürdige Unterbringung im 
besonders gesicherten Haftraum

In der JVA Bernau wurden Gefangene über 
mehrere Tage, Wochen und Monate hinweg – bis 
zu 92 Tage – im besonders gesicherten Haftraum 
untergebracht. Darüber hinaus waren die Betrof-
fenen die gesamte Zeitspanne der Unterbringung 
über 24 Stunden täglich dort eingeschlossen.167 
Die genutzten Räume waren allenfalls mit je ei-
ner am Boden liegenden Matratze ausgestattet; 
einige Gefangene erhielten über mehrere Tage 
bis Wochen keine Matratze. Auch wurden die be-
troffenen Gefangenen in der JVA Bernau häufig 
bloß mit einer Papierunterhose ausgestattet, was 
insbesondere in Verbindung mit einer dauerhaf-
ten Kameraüberwachung schamverletzend ist.

Eine solche Vorgehensweise ist in jedem Fall 
dann unzulässig, wenn Zustand und Ausstattung 
der Räume die Menschenwürde verletzen.

Letzteres trifft auf die besonders gesicherten 
Hafträume in Haus 1 der JVA Bernau zu. Diese 
gleichen einem „Glaskäfig“. Die dort unterge-
brachten Gefangenen befinden sich hinter einer 
Glasfassade, deren Trennscheiben so massiv sind, 
dass die betroffenen Personen nur schwer akus-
tisch zu verstehen sind. Um sich mit der Besuchs-
delegation der Nationalen Stelle verständigen 
zu können, musste sich ein dort untergebrach-
ter Gefangener auf den Boden legen und durch 
die sich dort befindende Kostklappe sprechen. 
Durch eben jene in Fußbodenhöhe angebrachte 
Kostklappe werden auch die täglichen Essens-
rationen gereicht. Diese Bedingungen führen zu 
einer erniedrigenden Situation für die betroffe-
nen Gefangenen und einer menschenunwürdigen 
Unterbringung.

Daher sind Unterbringungen in besonders ge-
sicherten Hafträumen im Haus 1 umgehend zu 
unterlassen.

2.3 – Brandenburg

Im Jahr 2022 wurde in Brandenburg die Teilan-
stalt Neuruppin-Wulkow besucht.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

167 Der CPT forderte bereits mehrfach, dass Gefangenen, „die  
für mehr als 24 Stunden in einem besonders gesicherten  
Haftraum untergebracht sind, täglich mindestens eine  

 Stunde Bewegung im Freien gewährt wird.“ (CPT/ 
Inf(2012)23, Rn. 48).

+ Über eine Durchsuchung mit vollständiger
Entkleidung wird im Einzelfall entschieden.
Ist diese notwendig, sieht die anstaltsinterne 
Regelung vor, dass die Maßnahme grund-
sätzlich in zwei Phasen durchgeführt wird,
um das Schamgefühl der betroffenen Person
bestmöglich zu schonen.

+ Die dortige schrittweise Einführung eines
Haftraummediensystems ermöglicht die
Nutzung von Haftraumtelefonie. Auf diese
Weise werden regelmäßige Kontakte mit der 
Außenwelt sowie das Führen vertraulicher
Gespräche erleichtert.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

2.3.1 – Sitzgelegenheit im besonders 
gesicherten Haftraum

Es wurde festgestellt, dass die besonders ge-
sicherten Hafträume der Teilanstalt Neuruppin-
Wulkow nicht über Sitzgelegenheiten verfügten. 
Ebenjene Situation traf die Nationale Stelle be-
reits bei ihrem Besuch der JVA Brandenburg an 
der Havel am 21. August 2020 an.

Sie erkennt an, dass bereits gegenwärtig die 
Eignung schaumstoffüberzogener Würfel in den 
Justizvollzugsanstalten Brandenburg an der Ha-
vel und Cottbus-Dissenchen erprobt werden 
soll. Allerdings hat diese Erprobung auch nach 
zwei Jahren nicht dazu geführt, dass Gefangene 
im besonders gesicherten Haftraum die Gele-
genheit erhalten, eine normale Sitzposition ein-
zunehmen. Dies ist nach Ansicht der Nationalen 
Stelle nicht nachvollziehbar, zumal sie in anderen 
Einrichtungen regelmäßig den Einsatz von Sitz-
gelegenheiten aus Schaumstoff und sogenannten 
herausfordernden Möbeln beobachtet.

2.3.2 – Sichtspione

Eine Vielzahl der Hafträume war mit nicht-
blickdichten Türspionen ausgestattet. Auch auf 
Nachfrage vor Ort konnte die Besuchsdelegation 
nicht erfahren, ob die Türspione noch genutzt 
wurden bzw. zu welchem Zweck.

Bereits das Bewusstsein um eine jederzeit mög-
liche Beobachtung durch Dritte kann eine starke 
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seelische Belastung bewirken.168 

Mit Ausnahme von Beobachtungsräumen sol-
len Türspione blickdicht gemacht werden, um die 
Privatsphäre der untergebrachten Personen zu 
schützen.

Das Ministerium der Justiz des Landes Bran-
denburg informierte die Nationale Stelle darü-
ber, dass die Türspione vollständig außer Betrieb 
genommen worden seien und nicht mehr benutzt 
würden.169 

2.4 – Hamburg

Im Jahr 2022 wurden in Hamburg die Justiz-
vollzugsanstalt Hamburg-Fuhlsbüttel (inkl. der 
Sicherungsverwahrung; 2. Besuch)170 sowie die 
Untersuchungshaftanstalt Hamburg besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Seit 2012 erfolgt ausschließlich eine Einzel-
unterbringung.

+ Durch den Einsatz von Haftraumtelefonie
werden in beiden Anstalten ein regelmäßiger 
Kontakt mit der Außenwelt und das Führen
vertraulicher Gespräche erleichtert.

+ Ebenso wertschätzt die Nationale Stelle
die „Hausordnung in Bildern für Inhaftier-
te ohne Kenntnisse der deutschen Sprache
oder Schrift“ in der Untersuchungshaftan-
stalt Hamburg. Das Verständnis für Regeln
und Strukturen der Anstalt sowie die damit
verbundene Transparenz gesetzter Grenzen
kann deeskalierend wirken und die Vermei-
dung von individuellen Krisensituationen
und Konflikten unterstützen.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

168 Bundesgerichtshof, Urteil vom 08.05.1991, Az.: 5 AR Vollz  
 39/90.
169 Stellungnahme vom 2. November 2022 zum Bericht über  

den Besuch der Teilanstalt Neuruppin-Wulkow am 24. Mai  
 2022.
170 Erstbesuch am 1. März 2012.

2.4.1 – Dokumentation besonderer 
Sicherungsmaßnahmen

Zur Dokumentation der Absonderungen liegen 
aus beiden Anstalten ausschließlich handschrift-
lich geführte Sicherungsbücher für die Jahre 2021 
und 2022 vor. Aus diesen ist schwer ersichtlich, 
inwieweit Gefangene mehrfach von einer solchen 
Maßnahme betroffen waren. Auch wurde die Na-
tionale Stelle darüber informiert, dass eine syste-
matische zentrale Erfassung der Anwendung der 
Maßnahmen nicht geführt werde.

Eine nachvollziehbare Dokumentation der be-
sonderen Vorkommnisse und der damit verbun-
denen Maßnahmen zuzüglich deren Auswertung 
dienen nicht nur der Vergegenwärtigung der Vor-
kommnisse und ihrer Anzahl, sondern auch der 
Prävention einer unverhältnismäßigen Anwen-
dung.

2.4.2 – Unterbringung nach § 126a StPO

Aufgrund der Überbelegung der Asklepios Kli-
nik Nord Ochsenzoll in Hamburg waren zum 
Besuchszeitpunkt sieben Personen, für die eine 
Unterbringung nach § 126a StPO gerichtlich an-
geordnet worden war, auf verschiedenen Statio-
nen der Untersuchungshaft untergebracht. Dabei 
handelte es sich teilweise um eine über Wochen 
oder Monate andauernde Unterbringung der Be-
troffenen.171 

Während des Besuchs und anhand der Doku-
mentation wurde festgestellt, dass die Unter-
suchungshaftanstalt Hamburg über keine aus-
reichende psychiatrische Versorgungsstruktur 
verfügte, sodass eine angemessene Betreuung der 
betroffenen Personen nicht gewährleistet werden 
konnte.

Eine nach § 126a StPO untergebrachte Person 
darf nur dann in eine Untersuchungshaftanstalt 
aufgenommen werden, wenn dort eine angemes-
sene psychiatrische Versorgung gewährleistet 
wird.

171 Vgl. LG Hamburg, Beschluss vom 27.04.2021, Az.: 615 KLs  
3/21: In diesem Fall erklärte das Landgericht Hamburg eine  
dauerhafte Unterbringung in der Untersuchungshaft gegen  
den Willen des Betroffenen für rechtswidrig.
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2.5 – Hessen

Im Jahr 2022 wurden in Hessen die Justizvoll-
zugsanstalten Rockenberg (Jugendstrafvollzug, 2. 
Besuch)172 und Weiterstadt besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In der JVA Rockenberg (Jugend) wurde zum
Besuchszeitpunkt die Einzelunterbringung
aller Gefangenen gewährleistet. Die Unter-
teilung in kleine Wohngruppen trug zu ei-
nem besseren Lebensalltag bei.

+ Die gute Personalausstattung des Sozialen
Dienstes des Jugendstrafvollzugs ermöglicht
eine engmaschige Betreuung der jungen
Menschen.

+ Die JVA Weiterstadt bietet speziell für Fa-
milien mit Kindern, die einen Gefangenen
besuchen, ein eigens illustriertes Heft an.
Anhand der dort enthaltenen Geschichte
mit unterlegten Bildern soll ein besseres Ver-
ständnis der Einrichtung des Gefängnisses
vermittelt werden, um auf diese Weise mög-
liche Ängste gegenüber dem Besuch der An-
stalt zu reduzieren.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

2.5.1 – Sitzgelegenheit im besonders 
gesicherten Haftraum

Die besonders gesicherten Hafträume der JVA 
Rockenberg waren lediglich mit je einer am Bo-
den liegenden Matratze ausgestattet. In der JVA 
Weiterstadt wird aktuell ein Pilotprojekt zur Er-
probung der Eignung schaumstoffüberzogener 
Sitzwürfel durchgeführt. Nach Aussage der An-
staltsleitung stünden nicht ausreichend Sitzwür-
fel zur Verfügung, um eine Nutzung in allen be-
sonders gesicherten Hafträumen gewährleisten 
zu können.

In besonders gesicherten Hafträumen ist dar-
auf zu achten, dass die Ausstattung der Räume die 
Menschenwürde nicht beeinträchtigt.

172 Erstbesuch am 3. Juli 2015.

2.5.2 – Fixierungen

In den Jahren 2021 und 2022 wurden insgesamt 
12 Fixierungen in der JVA Weiterstadt durchge-
führt, darunter dauerten vier länger als fünf Stun-
den und zwei weitere 20 Stunden an.

Das Hessische Strafvollzugsgesetz erfüllt nicht 
die Anforderungen des Bundesverfassungsge-
richts,173 wonach eine ständige und persönliche 
Eins-zu-eins-Betreuung durch therapeutisches 
oder pflegerisches Personal gewährleistet wer-
den soll. Zudem erscheint jene Anforderung des 
Bundesverfassungsgerichtsurteils durch die Ein-
richtung mangels Pflegepersonals praktisch nicht 
umsetzbar.174 

2.6 – Niedersachsen

Im Jahr 2022 wurde in Niedersachsen die Jus-
tizvollzugsanstalt Vechta für Frauen (2. Besuch)175 
besucht.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die JVA Vechta verfügt über eine eigene psy-
chiatrische Abteilung mit zehn Plätzen.

+ Unter diesem Gesichtspunkt ist die gute
Ausstattung des psychologischen und psy-
chiatrischen Dienstes hervorzuheben, ins-
besondere dass eine kooperierende Klinik
einen Psychiater mit 30 Stunden pro Woche
stellt, der ausschließlich der Justizvollzugs-
anstalt zur Verfügung steht.

2.7 – Nordrhein-Westfalen

Im Jahr 2022 wurden in Nordrhein-Westfalen 
die Justizvollzugsanstalten Dinslaken (2. Be-
such),176 Rheinbach und Werl (inkl. der Siche-
rungsverwahrung) besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In der JVA Rheinbach wurden die Wohn-
gruppen bzw. Behandlungsabteilungen für
lebensältere Inhaftierte sowie für Gefangene 

173 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.
174 Der CPT empfiehlt, die Durchführung von Fixierungen im  
 Justizvollzug abzuschaffen (CPT/Inf (2022) 18, Rn. 91).
175 Erstbesuch am 21. Juli 2016.
176 Erstbesuch am 3. August 2016.
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mit Sucht- und Gewaltproblemen begrüßt. 
Diese tragen insbesondere dazu bei, dass 
eine bedarfsorientierte Betreuung und Be-
handlung der Gefangenen ermöglicht wird.

+ Die besonders gesicherten Hafträume der
JVA Rheinbach sind alle mit großen Fens-
tern ausgestattet. Die Nationale Stelle be-
wertet den damit verbundenen natürlichen
Lichteinfall als positiv.

+ Über Durchsuchungen mit Entkleidung
wird in der JVA Dinslaken grundsätzlich im
Einzelfall entschieden.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

2.7.1 – Unannehmbare bauliche Mängel 
des besonders gesicherten 
Haftraums

Der besonders gesicherte Haftraum 1 im Haus 
1 der JVA Werl verfügt über eine Raumgröße von 
nur 4,7 qm inkl. nicht abgetrenntem Sanitärbe-
reich. Er befindet sich im Kellergeschoss und ist 
nicht mit einem Fenster ausgestattet, was einen 
Zugang zum Tageslicht verhindert. Dies ist umso 
schwerwiegender, da Gefangene und Sicherungs-
verwahrte, die in besonders gesicherten Hafträu-
men abgesondert werden, ausnahmslos 24 Stun-
den täglich eingeschlossen werden.

Aufgrund dieser Mängel empfahl die Nationale 
Stelle, keine Gefangenen mehr im besonders ge-
sicherten Haftraum 1 im Haus 1 unterzubringen.

In seiner Stellungnahme vom 6. Februar 2023 
zum Bericht über den Besuch der JVA Werl be-
tonte das Ministerium der Justiz Nordrhein-
Westfalen, dass eine Unterbringung im besonders 
gesicherten Haftraum 1 im Haus 1 nur als letzte 
Lösung angeordnet werden solle.

Aus Sicht der Nationalen Stelle bleibt eine Un-
terbringung in dem besonderen Haftraum 1 im 
Haus 1 unannehmbar und gilt zu unterlassen.

2.7.2 – Ausstattung des besonders 
gesicherten Haftraums

Die besonders gesicherten Hafträume der drei 
besuchten Anstalten waren lediglich mit je einer 
am Boden liegenden Matratze ausgestattet.

In seiner Stellungnahme vom 6. Februar 2023 
zum Bericht über den Besuch der JVA Werl 
schreibt das Ministerium dazu, dass „Sitzwürfel 
als Standardausstattung im besonderes gesicher-
ten Haftraum in einer Justizvollzugsanstalt des 
Landes erprobt“ würden.

Zudem stellte die Nationale Stelle fest, dass 
Gefangenen in der JVA Rheinbach auch bei län-
gerer Unterbringung keine Kopfunterlage ausge-
händigt wurde.

2.8 – Sachsen

Im Jahr 2022 wurde in Sachsen die Justizvoll-
zugsanstalt Dresden (2. Besuch)177 besucht.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In der Anstalt wurde ein System der Haft-
raumtelefonie mit 20 Rufnummern zugelas-
sen.

+ Auch die digitalen Informationsterminals
für Anliegen wie Einkäufe, die von den Ge-
fangenen selbst bedient werden können,
wurden begrüßt.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgende bundes-
landspezifische Feststellung und Empfehlung ge-
troffen:

Fesselung im besonders gesicherten 
Haftraum

In einigen Fällen wurden den im besonders 
gesicherten Haftraum untergebrachten Gefan-
genen Metallfesseln angelegt, was ein hohes Ver-
letzungspotential für die betroffenen Personen 
birgt.

Um das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
zu schützen, sollen Fixiergürtel aus Textil ver-
wendet werden.178 

Das Sächsische Staatsministerium der Justiz 
und für Demokratie, Europa und Gleichstellung 
informierte die Nationale Stelle darüber, dass die  

177 Erstbesuch am 28. Juli 2011.
178 Es wird z.B. auf den Handfixiergürtel der Firma Segufix  
 verwiesen.
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Eignung eines Fesselgurts, welcher keinerlei Me-
tallteile enthalte, aktuell geprüft werde.179 

2.9 – Schleswig-Holstein

Im Jahr 2022 wurde in Schleswig-Holstein die 
Justizvollzugsanstalt Neumünster besucht.

Im Rahmen dieses Besuchs hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die JVA Neumünster verfügt über eine
eigene psychiatrische Abteilung, wodurch
die Möglichkeit geschaffen wird, gezielt auf
psychische Auffälligkeiten reagieren und den 
Zugang zu einer angemessenen Therapie ge-
währleisten zu können.

+ Ein Großteil der Hafträume ist mit Haft-
raumtelefonie ausgestattet.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgenden bundes-
landspezifischen Feststellungen und Empfehlun-
gen getroffen:

2.9.1 – Aufbewahrung des Fixier- 
materials

Zum Besuchszeitpunkt lag im Vorzimmer eines 
besonders gesicherten Haftraums eine Matratze 
mit Fixiervorrichtung, die für die dort unterge-
brachten Personen offen sichtbar war.

Die Sichtbarkeit von Fixiergurten kann be-
drohlich wirken und Verunsicherungen und 
Ängste auslösen.180 

Daher sollen diese außerhalb der Sichtweite 
der Gefangenen aufbewahrt werden.

2.9.2 – Fixierungen

Der Nationalen Stelle wurde berichtet, dass 
die Eins-zu-eins-Betreuung bei Fixierungen 
nicht durch therapeutisches oder pflegerisches 
Personal durchgeführt werde. § 108 Abs. 8 Satz 2 

179 Stellungnahme vom 6. Januar 2023 zum Bericht über den  
Besuch der JVA Dresden am 28. Juni 2022: Das Ministerium  

 verweist auf ein Fixiersystem von der Firma Bonovi.
180 In diesem Sinne, vgl. CPT/Inf (2022) 18, Rn. 90: „Nach  

Auffassung des CPT ist [eine solche Verfahrensweise]  
völlig unangemessen und kann von den Gefangenen, die in  
den BGH gebracht werden, leicht als Bedrohung wahrge- 

 nommen werden.“

LStVollzG SH besagt, dass Gefangene bei einer 
Fixierung durch geschulte Bedienstete ständig 
und in unmittelbarem Sichtkontakt und in räum-
licher Anwesenheit zu beobachten sind. Dies 
entspricht nicht den verfassungsrechtlichen An-
forderungen, denen zufolge die Eins-zu-eins-Be-
treuung bei Fixierungen durch therapeutisches 
oder pflegerisches Personal zu erfolgen hat.

2.9.3 – Nutzung von Pfefferspray

In der Zentrale der Anstalt wurde u.a. Pfeffer-
spray zur Nutzung in Einsatzlagen gegen Gefan-
gene aufbewahrt.

Der Einsatz von Pfefferspray in geschlossenen 
Räumen ist aufgrund der erheblichen gesund-
heitlichen Risiken nicht verhältnismäßig und da-
her zu unterlassen.

2.10 – Thüringen

Im Jahr 2022 wurden in Thüringen die Justiz-
vollzugsanstalten Suhl-Goldlauter (2. Besuch)181 
und Untermaßfeld besucht.

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die Nationale Stelle begrüßt die Möglich-
keit der Haftraumtelefonie in der Justizvoll-
zugsanstalt Untermaßfeld.

+ Die besonders gesicherten Hafträume der
JVA Suhl-Goldlauter sind mit großen Fens-
tern nach außen ausgestattet.

Über die allgemeinen Empfehlungen hinaus 
wurden im Wesentlichen die folgende bundes-
landspezifische Feststellung und Empfehlung ge-
troffen:

Fixierungen

Der Nationalen Stelle wurde berichtet, dass 
die Eins-zu-eins-Betreuung bei Fixierungen in 
beiden besuchten Anstalten durch Bedienstete 
des Allgemeinen Vollzugsdiensts durchgeführt 
werde.

Bei der Einsicht in das Thüringer Justizvollzugs-
gesetzbuch fiel zudem auf, dass die Bestimmun-
gen nicht im Einklang mit den im Bundesverfas-

181 Erstbesuch am 8. November 2012.
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sungsgerichtsurteil vom 24. Juli 2018 festgelegten 
Anforderungen stehen.182  So ist weder die Garan-
tie des Richtervorbehalts gesetzlich ausgestaltet, 
noch wird eine ständige und persönliche Eins-zu-
eins-Betreuung durch therapeutisches oder pfle-
gerisches Personal gefordert.

Die Nationale Stelle empfahl daher dringlichst, 
das Thüringer Justizvollzugsgesetzbuch den An-
forderungen des Bundesverfassungsgerichts an-
zupassen.

AUSBLICK
Besuchte Justizvollzugskrankenhäuser im 
Jahr 2022

Im Jahr 2022 besuchte die Nationale Stelle 
die Justizvollzugskrankenhäuser in Fröndenberg 
(Nordrhein-Westfalen) und Kassel (Hessen).

Viele der vorherigen Kritikpunkte wurden 
auch bei diesen Besuchen festgestellt. So war 
der Toilettenbereich der besonders gesicherten 
Hafträume nicht verpixelt; zudem waren diese 
teilweise fensterlos und es waren keine Sitzmög-
lichkeiten vorhanden. Bei der Aufnahme wurde 
stets eine Durchsuchung mit Entkleidung und 
Inaugenscheinnahme des Schambereichs durch-
geführt.

Als besonders kritisch schätzte die Nationale 
Stelle ein, dass die untergebrachten Gefange-
nen für 23 Stunden täglich in ihrem Zimmer ein-
geschlossen waren. Sie erhielten lediglich eine 
Stunde täglichen Hofgang sowie Aufschluss, um 
zu duschen.

Umgang mit psychisch auffälligen  
Gefangenen

Aus aktuellen Studien geht hervor, dass immer 
mehr Gefangene im deutschen Justizvollzug psy-
chische Auffälligkeiten aufweisen – zurzeit zwi-
schen 40 und 70%.183 Diese Tatsache erscheint 
umso schwerwiegender, als dort eine ausreichen-
de Behandlung nicht immer gewährleistet wer-
den kann.

182 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15.
183 Siehe z.B. Justizministerium Baden-Württemberg (2015):  
 Umgang mit psychisch auffälligen Gefangenen. Abschluss- 
 bericht der Expertenkommission. Stuttgart.

Im Rahmen ihrer Besuche hat die Nationale 
Stelle – wie auch der CPT184 – monatelange oder 
sogar jahrelange Absonderungen aufgrund psy-
chischer Auffälligkeiten und die damit verbunde-
ne ungenügende Betreuung und Behandlung der 
Betroffenen beobachtet.

Daher betrachtet sie Justizvollzugskranken-
häuser und psychiatrische Abteilungen – ins-
besondere in offenen Settings – als wichtige 
Einrichtungen zur psychologischen und psychia-
trischen Behandlung der Gefangenen.

Unter Beachtung dieses bedeutenden Um-
stands und um sich einen umfassenden Überblick 
zu verschaffen, strebt die Nationale Stelle an, die 
Anzahl an Besuchen von Justizvollzugskranken-
häusern und Justizvollzugsanstalten mit ange-
schlossenem Krankenhaus oder eigenen psychia-
trischen Abteilungen zu erhöhen.

184 CPT/Inf (2022) 18.
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VI  
FREIHEITS- 
ENTZIEHENDE  
UNTERBRINGUNG 
VON KINDERN UND 
JUGENDLICHEN
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EINFÜHRUNG
Aufgrund der Vulnerabilität von Kindern und 

Jugendlichen sehen sich die Einrichtungen, in 
denen diese geschlossen untergebracht werden, 
vor eine besonders verantwortungsvolle Auf-
gabe gestellt. Die Corona-Pandemie zeigte dies 
deutlich auf.185 Vor diesem Hintergrund hatte die 
Nationale Stelle bereits Anfang 2021 einen Fra-
gebogen an alle seit ihrem Bestehen besuchten 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe ver-
sendet, um die dortigen menschenrechtlichen 
Bedingungen der Unterbringung im Hinblick auf 
die einschränkenden Maßnahmen während der 
Pandemie in Erfahrung zu bringen.186

Im Jahr 2022 legte die Nationale Stelle einen 
besonderen Fokus auf die Besuche geschlosse-
ner Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, 
„die u.a. mit freiheitsentziehenden Maßnahmen 
arbeiten.“187 Insgesamt besuchte sie acht Einrich-
tungen in fünf Bundesländern.188 Zudem besuch-
te sie vier Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
psychiatrie in drei Bundesländern.189 

Die thematische Zusammenführung beider 
Unterbringungsformen in diesem Kapitel ergibt 
sich daraus, dass die Nationale Stelle regelmäßig 
feststellen konnte, dass Minderjährige in indivi-
duell geschlossenen Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe bereits Erfahrungen mit einer 
Unterbringung in der Kinder- und Jugendpsych-
iatrie gemacht hatten.

Die Besuche von zwei Einrichtungen der Ju-
gendforensik werden an dieser Stelle nicht weiter 
ausgeführt, da die Anordnung der Unterbringung 
nicht wie bei der Kinder- und Jugendhilfe und der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie dem Betreuungs-
recht obliegt, sondern nach Bestimmungen des 
Strafrechts erfolgt, und sich viele Themenbe-
reiche unterscheiden. Diese werden im Kapitel 
„Schwerpunkt Maßregelvollzug“190 behandelt.

185 Siehe z.B. die Ad-hoc-Empfehlung des Deutschen Ethik- 
 rats vom 28. November 2022 „Pandemie und psychische  
 Gesundheit. Aufmerksamkeit, Beistand und Unterstüt- 
 zung für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene in und  
 nach gesellschaftlichen Krisen“ (abgerufen am 19.04.2023).
186 Ergebnisse der Abfrage: Jahresbericht 2021, III 1.5., S. 34 ff.
187 Siehe dazu die Angaben des Arbeitskreises GU14plus,   
 https://www.gu14plus.de/ (abgerufen am 19.04.2023).
188 Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein- 

Westfalen, Thüringen. Seit Aufnahme ihrer Tätigkeit im  
Jahr 2010 hat die Nationale Stelle mittlerweile nahezu alle  
geschlossenen Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe  
in Deutschland besucht.

189 Bayern, Berlin, Thüringen.
190 Näheres unter IV Schwerpunkt Maßregelvollzug.

1 – EINRICHTUNGS-
ÜBERGREIFENDE 
FESTSTELLUNGEN 
UND EMPFEHLUN-
GEN

Bei den Besuchen von Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe und der Kinder- und Jugend-
psychiatrie haben sich zwei einrichtungsüber-
schneidende Aspekte herauskristallisiert. Zum 
einen stellte die Nationale Stelle rund um die 
noch in Benutzung stehenden Time-Out-Räu-
me hinsichtlich deren Ausstattung und Über-
wachung diverse Mängel fest, die es zu beheben 
gilt. Aus Sicht der Nationalen Stelle ist die da-
hingehende Entwicklung, dass immer weniger 
Einrichtungen Time-Out-Räume nutzen, positiv 
zu bewerten. Mehrere Einrichtungen nutzen be-
reits alternative, mildere Methoden, welche der 
Unterbringung in Time-Out-Räumen in ihrer Ef-
fektivität in keinerlei Weise nachstehen. Zum an-
deren besteht das Problem der unzureichenden 
Rechteaufklärung für Kinder und Jugendliche: 
Während einige Einrichtungen großen Wert auf 
eine umfassende Aufklärung legten, kamen ande-
re Einrichtungen dieser nur in mündlicher Form 
oder unzureichend nach.

1.1 – Time-Out-Räume

Bei Besuchen in Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendhilfe in Bayern und Thüringen wurde 
festgestellt, dass die sich dort befindenden Time-
Out-Räume regelmäßig genutzt werden. Dies 
galt auch für den Time-Out-Raum einer Kinder- 
und Jugendpsychiatrie in Bayern und für die be-
sonders gesicherten Hafträume eines Klinikums 
in Thüringen.

1.1.1 – Ausstattung

In einer bayerischen Einrichtung der Kinder- 
und Jugendhilfe war der gesamte Time-Out-
Raum mit Kacheln ausgekleidet.

Die Nutzung eines Time-Out-Raums ist bei 
emotionalen Ausnahmezuständen von den be-
troffenen Kindern und Jugendlichen vorgesehen. 
Wutausbrüche oder Anspannungen können sich 
mittels physischer Handlungen, wie z.B. des Schla-
gens an die Wand, ausdrücken. Die gekachelten 
Wände des Time-Out-Raums stellten somit bei 
dortiger Unterbringung eine erhebliche Verlet-
zungsgefahr für die Kinder und Jugendlichen dar.
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Die Verletzungsgefahr ist stets auf ein Mini-
mum zu reduzieren. In diesem Zusammenhang 
bietet sich z.B. eine Ausstattung der Wände und 
Böden mit weichem Material an.

Bei dem Besuch einer thüringischen Einrich-
tung schlug die Nationale Stelle vor, die dauer-
hafte Möglichkeit sicherzustellen, die Uhrzeit 
einzusehen. Die Möglichkeit, sich zeitlich zu 
orientieren, kann zur Normalisierung der belas-
tenden Situation beitragen.

In seiner Stellungnahme vom 19. Januar 2023 
zum Bericht über den Besuch am 1. September 
2022 teilte das Thüringer Ministerium für Bil-
dung, Jugend und Sport mit, dass in Folge des 
Besuchs der Nationalen Stelle eine Uhr im Time-
Out-Raum installiert worden sei.

1.1.2 – Sitzgelegenheit

In den aktiv benutzten Time-Out-Räumen in 
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe in 
Bayern und Thüringen war keine Sitzmöglichkeit 
in normaler Sitzhöhe für die betroffenen Kinder 
und Jugendlichen vorhanden.

Bei einer nicht nur kurzzeitigen Unterbringung 
ist ein Verweilen im Stehen oder am Boden sit-
zend menschenunwürdig.

Die Nationale Stelle beobachtet bei ihren Be-
suchen regelmäßig den Einsatz von Sitzgelegen-
heiten aus Schaumstoff oder auch von sogenann-
ten herausfordernden Möbeln, die robust und 
ohne scharfe Kanten sind. Durch diese wird auch 
bei Eigen- oder Fremdgefährdung eine Gelegen-
heit geschaffen, sich hinzusetzen.

In seiner Stellungnahme vom 19. Januar 2023 
teilte das Thüringer Ministerium für Bildung, 
Jugend und Sport mit, dass im Anschluss an den 
Besuch der Nationalen Stelle unverzüglich Sitz-
würfel bestellt worden seien und nunmehr zur 
Verfügung gestellt würden.

1.1.3 – Kameraüberwachung

Alle aktiv benutzten Time-Out-Räume der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie der Time-Out-
Raum einer Bayerischen Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie und die besonders gesicherten Räume 
einer Klinik in Thüringen wurden grundsätzlich 
kameraüberwacht.

Eine Unterbringung mit permanenter Kamera-
überwachung stellt einen erheblichen Eingriff in 

grundrechtlich geschützte Rechtspositionen dar.

Kameraüberwachung von Kindern und Jugend-
lichen soll grundsätzlich vermieden werden. In 
keinem Fall kann und darf die Kameraüberwa-
chung die Präsenz der Mitarbeitenden ersetzen. 
Die Gründe für die Kameraüberwachung sollen 
dokumentiert werden.

Für die sich im Time-Out-Raum befindende 
Person war nicht ersichtlich, ob die Kamera an 
oder ausgeschaltet war – dies könnte z.B. mittels 
eines LED-Lichts gewährleistet werden.

Die betroffenen Personen müssen in geeig-
neter Weise auf die Kameraüberwachung hin-
gewiesen werden. Die bloße Sichtbarkeit der 
Überwachungskamera ist nicht ausreichend. Für 
die betroffene Person soll erkennbar sein, ob die 
Überwachungskamera eingeschaltet ist.

In seiner Stellungnahme vom 19. Januar 2023 
teilte das Thüringer Ministerium für Bildung, 
Jugend und Sport mit, dass die Empfehlung um-
gesetzt werde.

1.1.4 – Einsicht in den Toilettenbereich

In einer bayerischen Einrichtung der Kinder- 
und Jugendhilfe befand sich die Toilette ohne 
Sichtschutz offen im Raum. Sie war auf dem Mo-
nitor der Kameraüberwachung vollständig, ohne 
Verpixelung, einsehbar.

Mitarbeitende sollen sich vor dem Betreten in 
geeigneter Weise bemerkbar machen, um der be-
troffenen Person die Möglichkeit zu gegeben, da-
rauf hinzuweisen, dass sie ggf. gerade die Toilette 
benutzt.

Eine Überwachungskamera soll so angebracht 
sein, dass der Toilettenbereich nicht oder nur ver-
pixelt auf dem Monitor abgebildet wird.

1.2 – Aufklärung über Rechte und Regeln

Kinder und Jugendliche wurden bei Aufnahme 
in allen drei besuchten Einrichtungen der Kin-
der- und Jugendhilfe in Bayern über ihre Rechte 
sowie über allgemeine Regeln und Abläufe auf 
den jeweiligen Stationen informiert. Allerdings 
ergaben Gespräche während der Besuche, dass 
diese Informationen bei der Aufnahme entweder 
nicht verständlich wiedergegeben oder nicht aus-
reichend besprochen wurden.
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Aus Sicht der Nationalen Stelle ist eine um-
fassende, schriftliche Aufklärung über die Rech-
te und Pflichten einer Person in einer geschlos-
senen Einrichtung unverzichtbar. Im Falle von 
Kindern und Jugendlichen soll diese Aufklärung 
altersgerecht erfolgen.

Dies kann die Eigenständigkeit der jungen 
Menschen fördern und auch zur Akzeptanz von 
einschränkenden Maßnahmen beitragen.

In seiner Stellungnahme vom 29. September 
2022 versicherte das Bayerische Staatsministe-
rium für Familie, Arbeit und Soziales, dass die 
Heimaufsichten der Bezirksregierungen auf die 
aktive Umsetzung von Partizipations- und Be-
schwerdestrukturen in den Einrichtungen der 
Kinder- und Jugendhilfe hinwirken werden.

In Bayern wurden Patientinnen und Patien-
ten bei stationärer Aufnahme in die Kinder- und 
Jugendpsychiatrie lediglich mündlich über ihre 
Rechte und Pflichten informiert.

Insbesondere in geschlossenen psychiatrischen 
Einrichtungen ist es wichtig, dass die Patientin-
nen und Patienten die Regeln und Strukturen der 
Einrichtung kennen, diese verstehen und gesetz-
te Grenzen für sie transparent sind. Dies kann 
sich deeskalierend auswirken und zur Vermei-
dung von individuellen Krisensituationen sowie 
von Konflikten zwischen Patienten/Patientinnen 
beitragen.

+ Als ein positives Beispiel kann die Broschüre 
„Was ist denn schon normal?“ der Klinik für
Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psycho-
therapie am Universitätsklinikum Ulm die-
nen.191 

Nach der Darlegung bereichsübergreifender 
Feststellungen und Empfehlungen zu der Unter-
bringung von Kindern und Jugendlichen sollen 
diesbezüglich bereichsspezifische Beobachtun-
gen zu der Kinder- und Jugendhilfe (Teil 2) sowie 
zu der Kinder- und Jugendpsychiatrie (Teil 3) be-
sonders hervorgehoben werden.

191 U.a. unter diesem Link zu finden: https://mindmatters- 
 schule.de/news-zum-thema/broschuere-was-ist-denn- 
 schon-normal.html (abgerufen am 19.04.2023).

2 – KINDER- UND 
JUGENDHILFE

In Deutschland gibt es insgesamt 306 geschlos-
sene Plätze in 28 Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe.192 Es handelt sich um die laut Be-
triebserlaubnis verfügbaren Plätze, wobei sich 
die Anzahl der tatsächlich belegten Plätze auf 
264 belief. Im Kontrast zu anderen Einrichtungs-
arten, in denen die Nationale Stelle eine Über-
belegung feststellte, insbesondere im Maßregel-
vollzug, werden hier einige Plätze aufgrund von 
Personalmangel nicht belegt.

Die Unterbringung in einer Einrichtung der 
Kinder- und Jugendhilfe erfolgt durch die Jugend-
ämter nach §§ 34 und 35a SGB VIII. Bei geschlos-
sener Unterbringung ist zudem eine Genehmi-
gung des Familiengerichts nach § 1631b BGB 
erforderlich. Bemerkenswert ist, dass nur sieben 
Bundesländer Einrichtungen mit geschlossener 
Unterbringung vorhalten.193 

Im Rahmen ihrer Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:194 

+ Das Aufnahmeverfahren einer thüringischen 
Einrichtung war durch seine Willkommens- 
und Kommunikationskultur geprägt: Eine
Mappe samt Kuscheltier wird für Neuan-
kömmlinge auf das Bett gelegt, der junge
Mensch wird vorab zudem schriftlich auf
der Pinnwand im Flur vorgestellt. Daneben
wurde eine Broschüre über die Einrichtung
in jugendgerechter Sprache verfasst.

+ Die Ausstattung der Einzelzimmer einer
bayerischen Einrichtung beinhaltete einen
eigenen Sanitärbereich. Zudem besaßen die
dortigen Zimmertüren einen Knauf an der
Außenseite und eine Klinke an der Innensei-
te, so dass die Privatsphäre der Betroffenen
bestmöglich geschützt wurde, da auf diese
Weise unerwünschter Besuch durch andere
Bewohnerinnen und Bewohner verhindert
werden konnte.

+ Es ist zu begrüßen, dass einige der aktuell
noch vorhandenen, aber nicht mehr genutz-

192 Stand: 1. August 2022. Zahlen und Angaben wurden der  
 Nationalen Stelle vom Deutschen Jugendinstitut übermit- 
 telt.
193 Baden-Württemberg, Bayern, Brandenburg, Hessen,  
 Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Thüringen.
194 Die Berichte zu den besuchten Einrichtungen der Kinder-  
 und Jugendhilfe werden nicht veröffentlicht.
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ten Time-Out-Räume195 dauerhaft umfunk-
tioniert werden sollen.

+ Bemerkenswert ist, dass in Einrichtungen,
in denen keine Time-Out-Räume vorhan-
den sind,196 Konflikte mit anderen, milde-
ren Mitteln beigelegt werden. Zur Bewäl-
tigung von Krisensituationen wird z.B. auf
Gespräche – auch außerhalb des Gebäudes
– oder auf das Anwenden von Hilfsmitteln
zur Ablenkung zurückgegriffen. Somit ent-
fällt die Notwendigkeit der Nutzung eines
Time-Out-Raumes oder anderer einschnei-
dender Maßnahmen. Als Alternativraum
war in einer Einrichtung in Thüringen ein
sogenannter Snoezelenraum197 vorhanden,
dessen Ausstattung mit weichen Sitzkissen
und gedämpfter Beleuchtung eine beruhi-
gende Atmosphäre bewirken kann und u.a.
bei Krisensituationen vermeiden soll, dass
auf andere, tiefgreifendere Ansätze zurück-
gegriffen werden muss.

Im Jahr 2022 wurden den besuchten Einrich-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe im Wesent-
lichen Empfehlungen zu folgenden Themen ge-
geben:

2.1 – Ombudsstellen

Mit Inkrafttreten des Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetzes am 10. Juni 2021 wurde das 
SGB VIII geändert, der § 9a benennt dort Om-
budsstellen: „In den Ländern wird sichergestellt, 
dass sich junge Menschen und ihre Familien zur 
Beratung in sowie Vermittlung und Klärung von 
Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben 
der Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und deren 
Wahrnehmung durch die öffentliche und freie Ju-
gendhilfe an eine Ombudsstelle wenden können. 
Die hierzu dem Bedarf von jungen Menschen und 
ihren Familien entsprechend errichteten Om-
budsstellen arbeiten unabhängig und sind fach-
lich nicht weisungsgebunden.“

Der sich daraus ergebende Sicherstellungsauf-
trag an die Bundesländer wurde unterschiedlich 
umgesetzt.

195 In jeweils einer Einrichtung in Bayern und in Niedersach- 
 sen.
196 Bayern, Baden-Württemberg, Thüringen.
197 Mehr Informationen dazu unter https://gedankenwelt.de/ 

kennst-du-den-snoezelenraum/ (abgerufen am 20.04.2023).

2.1.1 – Bayern

Die Nationale Stelle erhielt Kenntnis darüber, 
dass verschiedene Modellprojekte zur Etablie-
rung von Ombudsstellen durchgeführt werden. 
Zum Zeitpunkt der Besuche der Einrichtungen 
in Bayern war der Auftrag aus § 9a SGB VIII al-
lerdings noch nicht landesgesetzlich umgesetzt 
worden.

Die Kinder und Jugendlichen müssen in die 
Lage versetzt werden, Beschwerden bei einer ge-
eigneten Stelle vorzubringen. Neben Ansprech-
personen innerhalb der Einrichtung sind hierzu, 
entsprechend § 9a SGB VIII, Ombudsstellen 
einzurichten, an die sich junge Menschen und 
ihre Familien zur Beratung in und zur Klärung 
von Konflikten wenden können. Landesrecht-
lich sind hierzu die nötigen Voraussetzungen zu 
schaffen.

In seiner Stellungnahme vom 29. September 
2022 zum Bericht über den Besuch einer Einrich-
tung am 8. März 2022 teilte das Bayerische Staats-
ministerium für Familie, Arbeit und Soziales mit, 
dass erst nach Ende der Modellprojektlaufzeit 
zum 31. Dezember 2023 und auf Grundlage der 
Ergebnisse aus der wissenschaftlichen Begleitung 
der Modellprojekte über die „Handlungsbedarfe 
und das weitere Vorgehen zu entscheiden sei“.

Die Nationale Stelle bat das Bayerische Staats-
ministerium für Familie, Arbeit und Soziales dar-
um, sie über die landesrechtlichen Anpassungen 
zu informieren und sie gemäß Artikel 19 lit. c OP-
CAT198 hierbei zu beteiligen.

2.1.2 – Nordrhein-Westfalen

Die Nationale Stelle begrüßte, dass die unter-
gebrachten Kinder und Jugendlichen in der be-
suchten Einrichtung in Nordrhein-Westfalen bei 
der Aufnahme umfassend über ihre Rechte und 
Möglichkeiten zur Abgabe einer Beschwerde auf-
geklärt wurden. Auch das Einrichten einer Om-
budsstelle wurde positiv aufgenommen.

Den jungen Menschen war jene Ombudsstelle 
zwar bekannt, jedoch wurde die Information zur 
diesbezüglichen Kontaktaufnahme nicht in die 
entsprechenden Formulare zum Beschwerdema-

198 „Den nationalen Mechanismen zur Verhütung von Folter  
 wird zumindest die Befugnis erteilt Vorschläge und  
 Beobachtungen zu bestehenden oder im Entwurf befindli- 
 chen Rechtsvorschriften zu unterbreiten.“
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nagement für die Kinder und Jugendlichen auf-
genommen.

Es muss gewährleistet sein, dass Kinder und Ju-
gendliche ungehindert und vertraulich Kontakt 
zu einer solchen Ombudsstelle aufnehmen kön-
nen. Die Beschwerdewege einschließlich der nö-
tigen Kontaktdaten sollen in einem altersgerecht 
formulierten Merkblatt oder der Hausordnung 
aufgeführt und den jungen Menschen zu Beginn 
ihrer Aufnahme in der Einrichtung erklärt wer-
den.

2.2 – Kontakt zur Außenwelt

In einer Einrichtung in Baden-Württemberg 
wurde berichtet, dass die jungen Menschen ledig-
lich zwei Mal pro Woche telefonischen Kontakt 
mittels eines Festnetztelefons zu ihren Sorgebe-
rechtigten aufnehmen dürften. Weitere telefo-
nische Kontaktmöglichkeiten zu Freunden und 
Bekannten bestünden nicht.

In einer Einrichtung in Bayern wurde ein Stu-
fenplan während des Aufenthalts verfolgt. In der 
ersten Phase, während des Einlebens der Kinder 
und Jugendlichen in der Wohngruppe, war der 
direkte Kontakt zu den Sorgeberechtigten nicht 
gestattet. Diese Stufe war auf einen Mindestzeit-
raum von vier Wochen angelegt.

Einschränkungen des Kontakts zur Außenwelt 
sollen nur im begründeten Einzelfall erfolgen. Es 
sollen Regelungen gefunden werden, welche eine 
Trennung der Kinder und Jugendlichen von ihren 
Eltern bzw. Sorgeberechtigten und weiteren Be-
zugspersonen über einen langen Zeitraum grund-
sätzlich vermeiden.

2.3 – Raumgestaltung

In besuchten Einrichtungen in Bayern und 
Baden-Württemberg wurde während der Be-
sichtigung der Zimmer festgestellt, dass sich die 
Fenster nicht öffnen ließen. Auf Nachfrage wurde 
der Nationalen Stelle berichtet, dass dies mit der 
dortigen Klimaanlage zusammenhänge. Diese sei 
eingebaut worden, um auch im Sommer akzep-
table Temperaturen zu erreichen.

Gerade im Sommer ist es von Bedeutung, eine 
ausreichende Frischluftzufuhr zu gewährleisten. 
Die Wahrnehmung der Außenwelt durch Gerü-
che, Luftbewegung und Geräusche ist ein wich-
tiger Faktor, welcher zum Wohlbefinden der jun-
gen Menschen beitragen kann.

Das Öffnen der Fenster ist zu ermöglichen.

In vergleichbaren Einrichtungen wird dies z.B. 
mittels sehr schmaler Fenster oder aufstellbarer 
Oberlichter bewerkstelligt.

In einer niedersächsischen Einrichtung wur-
den Kinder und Jugendliche zu Beginn in einem 
sogenannten Aufnahmezimmer untergebracht. 
Es wurde festgestellt, dass die Beleuchtung in 
diesem Zimmer nicht dimmbar war. Auch wurde 
die Nutzung einer Nachttischlampe erst nach ei-
niger Zeit und nur auf Antrag gewährt. So war es 
für die dort untergebrachten jungen Menschen 
ausschließlich möglich, zwischen Dunkelheit 
und grellem Licht zu wählen.

Zimmer jeglicher Art sind mit einer regulier-
baren Beleuchtung auszustatten, um einerseits 
abendliche Ruhephasen und einen besseren 
Schlaf zu begünstigen und andererseits die Ori-
entierung im Raum zu erleichtern und somit der 
Verletzungsgefahr bei Dunkelheit vorzubeugen.

2.4 – Urinabgabe unter Sichtkontrolle

In den bayerischen Einrichtungen erfolgten 
Drogenkontrollen stets durch die Abgabe einer 
Urinprobe unter Beobachtung von Mitarbeiten-
den. Eine Urinabgabe unter direkter Beobach-
tung greift erheblich in die Intimsphäre der be-
troffenen jungen Menschen ein.

Die Nationale Stelle hat bei ihren Besuchen 
unterschiedliche, die Intimsphäre schonende, 
Methoden der Drogenkontrolle angetroffen, z.B. 
mittels eines Abstrichs im Mund oder des Einsat-
zes eines Markersystems. Durch diese Verfahren 
entfällt die Notwendigkeit, die Urinabgabe von 
Mitarbeitenden beobachten zu lassen.

Zur Achtung der Menschenwürde soll neben 
der Urinabgabe unter Beobachtung zumindest 
eine alternative Möglichkeit der Drogenkont-
rolle angeboten werden, so dass die jungen Men-
schen eine für sie weniger einschneidende Me-
thode wählen können.

In seiner Stellungnahme vom 29. September 
2022 zum Bericht über den Besuch einer Einrich-
tung am 1. Juni 2022 teilte das Bayerische Minis-
terium für Familie, Arbeit und Soziales mit, dass 
der Einsatz anderer Methoden geprüft werde.
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3 – KINDER- UND 
JUGENDPSYCHIATRIE

Im Jahr 2022 besuchte die Nationale Stelle zwei 
Kinder- und Jugendpsychiatrien in Bayern, eine 
Klinik in Berlin und eine in Thüringen.199 

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ In einer Bayerischen Klinik konnte der sich
vor Ort befindende Deeskalationsbeauftrag-
te in Konfliktsituationen jederzeit hinzuge-
zogen werden.

+ In einer Klinik in Bayern hatten die Patien-
tinnen und Patienten die Möglichkeit, wäh-
rend festgelegter Zeiten uneingeschränkt
ihre Mobiltelefone zu nutzen. Die Nationale 
Stelle begrüßt diese Kontaktmöglichkeit zu
Familie, Freunden und Bekannten.

+ In Thüringen war jeder Station der Kinder- 
und Jugendpsychiatrie ein großräumig ange-
legter Garten angegliedert. In diesen Gärten 
standen Sport- und Spielgeräte zur Freizeit-
gestaltung zur Verfügung, welche außerhalb
der Therapietermine jederzeit genutzt wer-
den konnten. Dies wird begrüßt, da die Be-
wegung im Freien einen eigenen Gesund-
heitswert besitzt, der durch keine andere
Maßnahme ersetzt werden kann.

Den besuchten Einrichtungen der Kinder- 
und Jugendpsychiatrie wurden im Wesentlichen 
Empfehlungen zu folgenden Themen gegeben:

3.1 – Wirksame Ausübung des Mandats der 
Nationalen Stelle

Zunächst musste die Nationale Stelle feststel-
len, dass das Bayerische Staatsministerium für 
Gesundheit und Pflege zwar den meisten ihrer 
Empfehlungen beipflichtete, sich aber nicht für 
berechtigt hielt, für die Umsetzung dieser Emp-
fehlungen Sorge zu tragen. 

Die Nationale Stelle fordert, die nötigen Maß-
nahmen zu ergreifen, um die Menschenrechte 
der betroffenen Kinder und Jugendlichen in den 
bayerischen Krankenhäusern zu wahren.

199 Berichte und Stellungnahmen zu den Besuchen in Einrich- 
 tungen der Kinder- und Jugendpsychiatrie werden auf der  
 Website der Nationalen Stelle veröffentlicht unter:  
 https://www.nationale-stelle.de/aktuelles/stellungnahmen- 
 zu-gesetzentwuerfen.html.

Die Effektivität ihrer Arbeit hängt ebenfalls 
von der Kooperation der besuchten Einrichtun-
gen ab. In einer Bayerischen Klinik (wie im Jahr 
2021 auch in einer Hamburger Einrichtung der 
Kinder- und Jugendpsychiatrie)200 wurde das 
Recht der Besuchsdelegation, Gespräche mit 
minderjährigen Patientinnen und Patienten zu 
führen, hinterfragt, da keine Erlaubnis der Sorge-
berechtigten vorläge.

Zum Schutz von Kindern und Jugendlichen vor 
Folter und unmenschlicher oder erniedrigender 
Behandlung umfasst das Mandat der Nationalen 
Stelle das Recht, Gespräche mit Personen zu füh-
ren, denen die Freiheit entzogen ist.201 

Nach eingehender Prüfung wurde der Besuchs-
delegation die Möglichkeit zur Führung von Ge-
sprächen mit den minderjährigen Patientinnen 
und Patienten gewährt.

3.2 – Beschwerdemanagement

In einer Klinik in Bayern gab es auf den Statio-
nen zum Zeitpunkt des Besuchs für die Patientin-
nen und Patienten die Möglichkeit Beschwerden 
mündlich über therapeutische Mitarbeitende 
vorzubringen, allerdings nicht in anonymer Form.

Um eine anonyme Beschwerdemöglichkeit 
zu gewährleisten, soll ein Informationsblatt mit 
Kontaktdaten von Patientenfürsprecherinnen 
oder Patientenfürsprechern oder Ombudsper-
sonen mit ggf. einem Foto auf den einzelnen ge-
schlossenen Stationen gut sichtbar ausgehängt 
werden. Des Weiteren kann ein Beschwerde-
briefkasten innerhalb der geschlossenen Sta-
tionen den Kindern und Jugendlichen einen 
anonymen Weg zur Beschwerdeabgabe bieten. 
Beschwerden sollen zentral erfasst und regel-
mäßig ausgewertet werden, um z.B. Häufungen 
feststellen und ggf. Gegenmaßnahmen ergreifen 
zu können. Außerdem kann das Angebot einer 
terminlich festgelegten Sprechstunde einer Pati-
entenfürsprecherin oder eines Patientenfürspre-
chers auf den Stationen hilfreich sein und den Pa-
tientinnen und Patienten die Kontaktaufnahme 
erleichtern.

200 Besuch vom 1. Dezember 2021, https://www.nationale- 
 stelle.de/besuche/laenderkommission/2021.html.
201 Art. 20 lit. d OPCAT.
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3.3 – Besondere Sicherungsmaßnahmen

3.3.1 – Fixierung

Im Rahmen der Gespräche in einer Bayeri-
schen Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie bei 
der Einsicht in die Dokumentation fiel auf, dass 
die wiederholte Fixierung einer Person für einen 
Zeitraum von bis zu sechs Wochen durch einen 
richterlichen Beschluss genehmigt wurde. Eine 
weitere regelmäßige externe Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme fand in diesem 
Zeitraum nicht statt.

Fixierungen sind lediglich als ultima ratio unter 
klaren und engen Voraussetzungen anzuordnen 
sowie auf den kürzest möglichen Zeitraum zu 
beschränken.202 Die Genehmigung einer Fixie-
rung durch ein Gericht darf nicht dazu führen, 
von dem grundlegenden Ziel abzukommen, eine 
solche Maßnahme weitestgehend zu vermei-
den. In diesem Sinne vertritt das Bundesverfas-
sungsgericht die Ansicht, „dass die gerichtliche 
Genehmigung einer Fixierung einem strikten 
Verhältnismäßigkeitsmaßstab auch und gerade 
hinsichtlich der Dauer der Maßnahme genügen 
und sich auf das absolut Notwendige beschrän-
ken [muss]“.203 Andernfalls würde das Gericht 
pauschale Entscheidungen treffen können, die 
über den Zeitpunkt der akuten Notwendigkeit 
hinaus Gültigkeit hätten. So darf der verfassungs-
rechtliche Richtervorbehalt nicht dadurch unter-
laufen werden, dass die Fixierung über den not-
wendigen Zeitraum hinaus angeordnet wird, um 
eine wiederholte Befassung des anordnenden Ge-
richts zu vermeiden.204 

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales führt 
in der Broschüre „Hinweise für untergebrachte 
Personen im Maßregelvollzug“ dahingehend aus: 
„Die Fixierung darf nur befristet, längstens für 24 
Stunden, angeordnet werden. Eine Verlängerung 
ist möglich. Dafür muss der Vorgang aber erneut 
dem Gericht vorgelegt werden.“205 

Fixierungen dürfen ausschließlich unter Beach-
tung der seit 2018 bekannten verfassungsrechtli-
chen Anforderungen durchgeführt werden.

202 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 502/16,  
 Rn. 73, 80.
203 BVerfG, Beschluss vom 19.03.2019, Az.: 2 BvR 2638/18,  
 Rn. 30.
204 Ebenda.
205 S. 38, unter 6.4, abrufbar unter diesem Link (abgerufen am  
 19.04.2023).

Für jede nicht nur kurzfristige Fixierung ist 
eine richterliche Entscheidung erforderlich.206 
Gerichtliche Genehmigungen, die eine verhält-
nismäßige Dauer überschreiten, stehen nicht 
im Einklang mit den verfassungsrechtlichen An-
forderungen. Es ist Aufgabe der Einrichtungen 
darauf hinzuwirken, dass diese Anforderungen 
erfüllt werden.

3.3.2 – Dokumentation von besonderen 
Sicherungsmaßnahmen

In einem Klinikum in Bayern fehlte im For-
mular zur Anordnung und Dokumentation von 
besonderen Sicherungsmaßnahmen ein Textfeld, 
in dem ausformuliert begründet wird, welche mil-
deren Mittel im Voraus bereits eingeleitet wur-
den und weshalb diese scheiterten.

Eine nachvollziehbare Dokumentation der be-
sonderen Vorkommnisse und der damit verbun-
denen besonderen Sicherungsmaßnahmen dient 
nicht nur der Vergegenwärtigung der Vorkomm-
nisse, sondern auch der Prävention einer unver-
hältnismäßigen Anwendung einschneidender 
Maßnahmen.

Die Gründe für besondere Sicherungsmaß-
nahmen sollen schriftlich ausformuliert werden. 
Dies beinhaltet auch die Dokumentation dar-
über, welche milderen Mittel vorab eingeleitet 
wurden und weshalb diese gescheitert sind.

3.4 – Bewegung im Freien

In einem Klinikum in Berlin wurde der Be-
suchsdelegation berichtet, dass Patientinnen und 
Patienten grundsätzlich mindestens ein bis zwei 
Stunden Aufenthalt im Freien gewährt werde. 
Diese Dauer werde jedoch an die jeweils aktuelle 
personelle Besetzung angepasst. In diesem Zu-
sammenhang komme es vor, dass die Mindestga-
rantie einer Dauer von einer Stunde nicht einge-
halten werden könne.

Die einzige Möglichkeit zur Bewegung im Frei-
en in einer Klinik in Bayern stellte ein entfernt 
gelegener Außenbereich dar, der aus Sicherheits-
gründen nur in Begleitung von Mitarbeitenden 
besucht werden konnte. Infolgedessen hatten 
die Patientinnen und Patienten regelmäßig bis 
zu 14 Tage, teilweise auch über Monate hinweg 
nicht die Möglichkeit zum Aufenthalt im Freien. 

206 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 502/16, Rn. 69.
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Die Einrichtung teilte mit, dass zur Verbesserung 
der Lage ein Neubau mit Dachterrasse zum Auf-
enthalt im Freien in Planung sei. Das Bayerische 
Staatsministerium für Gesundheit und Pflege be-
stätigte dies in seiner Stellungnahme.207 Das ge-
naue Datum der Fertigstellung der Bauarbeiten 
stand noch nicht fest.

Selbst im Strafvollzug ist gesetzlich vorge-
schrieben, dass jede Person die Möglichkeit 
bekommen soll, sich mindestens eine Stunde 
täglich im Freien aufhalten und bewegen zu kön-
nen.208 Die Bewegung im Freien hat einen eigenen 
Gesundheitswert, der durch keine andere Maß-
nahme ersetzt werden kann und ist zentral für die 
Entwicklung der jungen Menschen. In vergleich-
baren Einrichtungen ist dies durch ein gesicher-
tes Außengelände oder die Begleitung von ausrei-
chend Personal möglich.

Allen Personen, denen die Freiheit entzogen 
wird, soll täglich mindestens eine Stunde die 
Möglichkeit zur Bewegung im Freien gegeben 
werden. Kindern und Jugendlichen soll dies noch 
deutlich umfangreicher ermöglicht werden.

3.5 – Schutz der Privatsphäre

3.5.1 – Vertrauliche Telefonate

In einem Berliner Klinikum befanden sich die 
Telefone für Patientinnen und Patienten ohne 
Abschirmung im Aufenthaltsbereich der Statio-
nen, wodurch das Führen vertraulicher Gesprä-
che nicht bzw. kaum möglich war.

Die Möglichkeit des Führens vertraulicher  
Telefongespräche soll gewährleistet werden.

3.5.2 – Aufbewahrung persönlicher 
Gegenstände

In den besuchten Einrichtungen in Berlin 
und Thüringen wurde der Nationalen Stelle be-
richtet, dass auf den jeweiligen Stationen keine 
Möglichkeit bestünde, persönliche Gegenstände 
sicher aufzubewahren.

207 Stellungnahme des Bayerischen Staatsministeriums für  
 Gesundheit und Pflege vom 1. August 2022.
208 § 73 Abs. 2 StVollzG Bln; Nummer 27.1 der Europäischen  
 Strafvollzugsgrundsätze (Recommendation Rec(2006) 

2-rev of the Committee of Ministers to member States on 
the European Prison Rules): „Allen Gefangenen wird 
täglich ermöglicht, sich mindestens eine Stunde im Freien 
zu bewegen, wenn es die Witterung zulässt“.

Persönliche Gegenstände sollen geschützt vor 
dem Zugriff anderer Personen aufbewahrt wer-
den können.

Dies kann z.B. durch abschließbare Schränke 
oder Aufbewahrung in einem Raum ohne Zugang 
von Mitpatientinnen und Mitpatienten erreicht 
werden.
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VII  
BESUCHE
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1 – ABSCHIEBUNGEN
Um auf die bundesweite Umsetzung ihrer 

Empfehlungen hinzuwirken und mögliche gegen-
sätzliche Standpunkte zu erörtern, führte die 
Nationale Stelle am 24. August 2022 ihr jährliches 
Austauschgespräch mit dem Bundesministerium 
des Innern und für Heimat (BMI). Darüber hi-
naus nahm sie am 21. September 2022 an einer 
Escort Leader-Tagung der Bundespolizei teil. 
Neben der wirksamen Ausübung ihres Mandats 
wurde hierbei ein besonderer Fokus auf ständig 
wiederkehrende Feststellungen und Empfehlun-
gen zu der Durchführung von Durchsuchungen  

mit Entkleidung und dem Einsatz von Zwangs-
maßnahmen gelegt.

Um die wirksame Ausübung ihres Mandats 
auch auf Landesebene zu gewährleisten, nahm 
eine Delegation der Nationalen Stelle am 27. Ap-
ril 2022 erneut an einem Treffen der Arbeitsge-
meinschaft Integriertes Rückkehrmanagement 
teil. Das Mandat der Nationalen Stelle, welches 
den gesamten Abschiebeprozess von der Abho-
lung bis zur Übergabe im Zielland umfasst, wurde 
bei dieser Gelegenheit vollumfänglich anerkannt.

     Abholung

 + Ausländerbehörden + Landespolizei+ Bundespolizei

  Zuführung

+ Ausländerbehörden+ Landespolizei+ Bundespolizei

           Bodenabfertigung

+ Bundespolizei+ Landespolizei

           Flugbegleitung

+ Bundespolizei+ Landespolizei+ private 
Sicherheitskräfte

Für den Vollzug von Abschiebungen sind die 
Ausländerbehörden der jeweiligen Bundesländer 
zuständig, die Durchführung der Maßnahmen 
erfolgt durch verschiedene Akteure. Die abzu-
schiebenden Personen werden in der Regel von 
den jeweiligen Ausländerbehörden und/oder der 
Landespolizei abgeholt und zum Flughafen ver-
bracht. Neben der Bundespolizei vollziehen in 
Bayern und Baden-Württemberg die Landes-
polizeien die Bodenabfertigung verstärkt eigen-
ständig. Die Flugbegleitung bis zur Übergabe der 
Personen im Zielland wird in diesen beiden Bun-
desländern an privates Sicherheitspersonal der 
Airline Air Bulgaria übertragen. Eine landeseige-
ne Chartermaßnahme beobachtete die Nationale 
Stelle am Flughafen Karlsruhe / Baden-Baden.209

Die Vielfalt der Akteure, die an der Durch-
führung einer Abschiebungsmaßnahme beteiligt 

209 Die Bodenabfertigung wurde ausschließlich durch  
 Bedienstete der Landespolizei Baden-Württemberg durch- 
 geführt. Den Flug begleiteten von der Fluggesellschaft Air  

Bulgaria eingesetzte private Sicherheitsleute.

sind, erschweren die einheitliche Umsetzung von 
Empfehlungen und Standards der Nationalen 
Stelle.

Verfahrensweisen, wie die Vermeidung der Ab-
holung zur Nachtzeit, das Verbringen der Per-
sonen mit ihrem Gepäck und die Vergabe von 
Handgeld, sollen bundesweit einheitlich gemäß 
den Standards der Nationalen Stelle gehandhabt 
werden.

Im Jahr 2022 begleitete die Nationale Stelle vier 
Abschiebungsmaßnahmen:

24.01.: Karlsruhe/ Baden-Baden in den Kosovo 
und nach Albanien

17.02.: Hannover nach Moskau (Russland)
26.04.: München nach Islamabad (Pakistan)
20.10.: Berlin nach Tiflis (Georgien)
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Im Rahmen der Begleitung dieser Maßnahmen 
wurden u.a. folgende Punkte positiv bewertet:

+ Die Beamtinnen und Beamten zeigten bei
der Bodenabfertigung am Flughafen ein
hohes Maß an Professionalität und Einfüh-
lungsvermögen im Umgang mit den Abzu-
schiebenden. Durch die Kommunikation
und das beruhigende Einwirken der Beam-
tinnen und Beamten wurde die Anwendung
unmittelbaren Zwangs sichtbar reduziert.

+ Bei den beobachteten Maßnahmen wurden
polizeiliche Durchsuchungen nach erfolgter
Überprüfung ausschließlich im Ausnahme-
fall vorgenommen. Im Rahmen der Abschie-
bungen von Karlsruhe in den Kosovo und
nach Albanien (Landespolizei Baden-Würt-
temberg) und von Berlin nach Georgien
(Bundespolizei) wurde in keinem Fall eine
Durchsuchung mit vollständiger Entklei-
dung vollzogen.

+ Am Flughafen München wurden vor Ort
realisierbare Empfehlungen aus voran-
gegangenen Berichten angenommen und
bestmöglich umgesetzt. So war u.a. die Do-
kumentation der bei der beobachteten Ab-
schiebung durchgeführten Zwangsmaßnah-
men sowie deren Begründung vollständig
und nachvollziehbar.

Die Nationale Stelle sprach im Wesentlichen 
Empfehlungen zu folgenden Punkten aus:

1.1 – Abholung zur Nachtzeit

Aufgrund der frühen Zuführung im Rahmen 
aller beobachteten Maßnahmen wurden Abzu-
schiebende zur Nachtzeit abgeholt. In mehreren 
Fällen befanden sich diese bereits vor Beginn der 
Annahme auf dem Parkplatz vor dem Gebäude, 
wo sie im Wagen warten mussten. Von den Maß-
nahmen waren auch Familien mit minderjährigen 
Kindern betroffen. Über den Kontext der beob-
achteten Abschiebungen hinaus hat die Nationa-
le Stelle festgestellt, dass Abzuschiebende weiter-
hin regelmäßig zur Nachtzeit abgeholt werden.

Diese Praxis ist aus ihrer Sicht nicht annehm-
bar. Sie steht dem Grundsatz entgegen, eine 
Abholung zur Nachtzeit grundsätzlich zu ver-
meiden, um auf diese Weise die Belastungen für 
die abzuschiebenden Personen, insbesondere für 
Familien mit Kindern, so gering wie möglich zu 
halten.

Der Eingriff in die Grundrechte bei einer Ab-
schiebung zur Nachtzeit ist umso schwerwiegen-
der, als die Abholung und Zuführung zum Flug-
hafen bereits an sich eine besonders belastende 
Situation für die betroffenen Personen darstellt. 
Insbesondere für kleine Kinder bedeutet eine 
Abholung zur Nachtzeit nicht nur eine empfind-
liche Störung ihres gesunden Schlafrhythmus, 
sondern kann zu Traumata bei der Verarbeitung 
des Erlebten führen.

Eine Abholung zur Nachtzeit soll vermieden 
werden. Im Fall von Abschiebungen von Kindern 
ist dies ausnahmslos zu gewährleisten.

In seiner Stellungnahme vom 13. Mai 2022 
kündigte das BMI an, überprüfen zu lassen, in-
wieweit die Bundespolizei diesen Prozess beein-
flussen kann.210 Hervorzuheben ist diesbezüglich 
die Verfahrensweise bei Abschiebungen aus Ber-
lin, wo der Versuch unternommen wird, durch 
eine bestmögliche Anpassung der Time Slots, 
Abholungen zur Nachtzeit zu vermeiden. Auch 
in Niedersachsen wird verstärkt darauf geachtet, 
Abschiebungen grundsätzlich so zu terminieren, 
dass der Abholungstermin nicht vor 6 Uhr mor-
gens festgelegt werden kann.211 

1.2 – Mittellosigkeit

Die Nationale Stelle beobachtete wiederholt, 
dass Personen bei ihrer Zuführung nicht über ge-
nügend finanzielle Mittel für die Weiterreise vom 
Flughafen im Zielstaat bis zum endgültigen Ziel-
ort sowie die für diese Strecke notwendige Ver-
pflegung verfügten. Hierbei ist die Vorgehens-
weise einiger Bundesländer kritisch anzusehen, 
insbesondere da alle Länder sich darauf geeinigt 
haben, mittelosen Personen grundsätzlich ein 
Handgeld in Höhe von 50 Euro pro Person aus-
zuzahlen. Beispielsweise verfügten bei der Ab-
schiebung von Berlin nach Tiflis (Georgien) sechs 
der aus Sachsen zugeführten Personen bei der 
Übergabe am Flughafen über keinerlei Bargeld, 
darunter eine Familie mit Kleinkind.212 

210 Abrufbar auf der Website der Nationalen Stelle unter  
 https://www.nationale-stelle.de/besuche/bundesstel- 
 le/2022.html.
211 Rechtliche Hinweise und verfahrensmäßige Vorgaben zur  

Organisation und Durchführung des Rückführungs- und  
 Rücküberstellungsvollzugs (Abschiebung) und zur Bean- 
 tragung von Abschiebungshaft (Rückführungserlass),  

RdErl. d. MI vom 07.07.2021, 63–12231-1-00.
212 Nach intensiven Diskussionen wurde den Betroffenen ein  
 Handgeld durch das Bundesland Brandenburg ausgezahlt.
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Die Nationale Stelle ist der Auffassung, dass die 
Bundespolizei ab der Übernahme der abzuschie-
benden Personen am Flughafen die Verantwor-
tung für die menschenwürdige Durchführung der 
Maßnahme trägt. Hierzu gehört auch Personen 
nicht mittelos abzuschieben.

Alle abzuschiebenden Personen sollen über ge-
nügend finanzielle Mittel für die Weiterreise vom 
Flughafen bis zum endgültigen Zielort sowie die 
für diese Strecke notwendige Verpflegung verfü-
gen.

Für den Fall, dass der Bundespolizei eine ab-
zuschiebende Person übergeben wird, die nicht 
über die notwendigen Mittel verfügt, soll ihr im 
Rahmen einer verbindlichen Regelung ein ausrei-
chendes Handgeld ausgezahlt werden, ohne dass 
die Bediensteten vor Ort hierfür in Vorleistung 
treten müssen.

1.3 – Fesselung

1.3.1 – Verhältnismäßigkeit

Auch im Jahr 2022 war eine hohe Anzahl an 
abzuschiebenden Personen bei der Zuführung 
zum Flughafen gefesselt. Die Tatsache, dass die 
Zwangsmaßnahmen teilweise aufgrund vorwie-
gend präventiver Gründe vollzogen wurden, ver-
anlasste die Nationale Stelle erneut zu verdeutli-
chen, dass nicht mehr Zwangsmittel angewendet 
werden sollen als unbedingt erforderlich.

1.3.2 – Fesselungssystem

Die Nationale Stelle beobachtete den Einsatz 
sogenannter Bodycuffs (ein Textilgurt mit Fesse-
lungsvorrichtungen aus Metall für die Hand- und 
Fußgelenke).

Bei der Verwendung metallener Handfesseln 
können Verletzungen entstehen. Dies ist auch bei 
der Verwendung von Plastikeinwegfesseln und 
Klettfesselbändern der Fall.

Ist eine Fesselung notwendig, ist es Aufgabe der 
Polizei, Verletzungen der betroffenen Personen 
zu verhindern und das Recht auf körperliche Un-
versehrtheit zu schützen. Um dies zu gewähren, 
sollen für Fesselungen bei Abschiebungsmaßnah-
men Fixiergürtel aus Textil, die arretiert werden 
können, vorgehalten und verwendet werden.213 

213 Es wird beispielsweise auf das Modell verwiesen, das durch  
FRONTEX auf Abschiebungsflügen verwendet wird.

In seiner Stellungnahme vom 13. Mai 2022 un-
terrichtete das BMI die Nationale Stelle darüber,  
dass mehrere metallfreie Modelle gesichtet wür-
den und eine europaweite Ausschreibung und Be-
schaffung dazu anstünden.214 

1.4 – Waffen

Bei der Abschiebungsmaßnahme vom Flugha-
fen Karlsruhe/ Baden-Baden in den Kosovo und 
nach Albanien trugen die an der Bodenabferti-
gung beteiligten Beamtinnen und Beamten der 
Landespolizei Baden-Württemberg ausnahmslos 
Waffen. Die Nationale Stelle ist der Auffassung, 
dass dies ein erhöhtes Gefährdungsrisiko in sich 
birgt.

Bei Abschiebungsmaßnahmen soll grundsätz-
lich auf das Tragen von Waffen verzichtet werden.

Bei Maßnahmen, die von oder mit Beteiligung 
der Bundespolizei durchgeführt werden, beob-
achtet die Nationale Stelle regelmäßig, dass die 
Bediensteten bei der Bodenabfertigung, der Per-
sonenkontrolle und während des Fluges grund-
sätzlich keine Waffen tragen.

1.5 – Flugbegleitung durch privates 
Sicherheitspersonal

Bei der Abschiebung vom Flughafen Karlsruhe/ 
Baden-Baden in den Kosovo und nach Albanien 
begleitete das Sicherheitspersonal der Fluggesell-
schaft Air Bulgaria die Abzuschiebenden wäh-
rend des Fluges und bis zur Übergabe der Per-
sonen im Zielland. Der Nationalen Stelle wurde 
der Zutritt zum Flugzeug ermöglicht. Allerdings 
konnte ihr zum Zeitpunkt ihrer Beobachtung 
keine Auskunft über die Ausbildung des Sicher-
heitsdienstes, die Bedingungen an Bord und die 
generelle Möglichkeit eines unabhängigen Moni-
torings gegeben werden.

Die Begleitung von abzuschiebenden Personen 
durch Sicherheitspersonal einer Fluggesellschaft 
ist zwar grundsätzlich mit Artikel 8 der Rückfüh-
rungsrichtlinie vereinbar, dies ermöglicht dem 
abschiebenden Staat jedoch nicht, sich seiner ge-

214 Abrufbar auf der Website der Nationalen Stelle unter  
 https://www.nationale-stelle.de/besuche/bundesstel- 
 le/2022.html.
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nerellen Aufsichtspflicht zu entziehen.215 

Der Einsatz von privatem Sicherheitspersonal 
darf nicht zu einer Senkung von Schutzstandards 
führen. Um dies sicherzustellen, soll sich mindes-
tens ein amtlicher Vertreter des abschiebenden 
Landes an Bord des Luftfahrzeugs befinden.216 
Auch eine wirksame Abschiebungsbeobachtung 
ist zu gewährleisten.217 

Die Stellungnahme der Ministerin für Justiz 
und Migration des Landes Baden-Württemberg 
vom 25. Juli 2022 ist insofern besonders proble-
matisch, dass hinsichtlich der Notwendigkeit 
einer wirksamen Abschiebungsbeobachtung le-
diglich auf ein Konzept des BMI verwiesen wird, 
welches der Verbesserung des Rückführungsmo-
nitorings dienen soll. Diesem wolle man nicht 
vorgreifen.

Bereits im Rahmen der Schengen-Evaluie-
rung218 Deutschlands im Jahr 2020 wurde das 
Fehlen eines wirksamen Mechanismus zur Rück-
führungsbeobachtung, wie in der EU-Rückfüh-
rungsrichtlinie vorgesehen, gerügt.

Die unabhängige Beobachtung an den Flug-
häfen Frankfurt am Main, Hamburg, Leipzig/
Halle, Berlin Brandenburg sowie in Nordrhein-
Westfalen, die durch Mitarbeitende der Diako-
nischen Werke und Caritas durchgeführt wird, 
beschränkt sich weiterhin auf die Phase der Bo-
denabfertigung am Flughafen. Darüber hinaus 
sind die Zuständigkeiten jeweils mittels Verein-
barungen festgelegt. Eine einheitliche nationale 
gesetzliche Grundlage ist nicht vorhanden.

215 Ministerkomitee des Europarates, 24. Mai 2005, „20  
Leitlinien zur Frage der erzwungenen Rückkehr“, Leitlinie  

 18, https://www.coe.int/t/dg3/migration/archives/Source/ 
 MalagaRegConf/20_Guidelines_Forced_Return_en.pdf:  

„Privatization should not lead the public authorities to  
escape or diminish their responsibilities.“ (S. 50).

216 Vgl. Gemeinsame Leitlinien für Sicherheitsvorschriften  
bei gemeinsamen Rückführungen auf dem Luftweg im  

 Anhang zur Entscheidung 2004/573/EG des Rates.
217 Artikel 8 Absatz 6 der Richtlinie 2008/115/EG des Europäi- 
 schen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2008.
218 Schengen-Evaluierungsmechanismus (Verordnung (EU)  

Nr. 1053/2013 vom 7.10.2013). Dieser Mechanismus dient  
der Überwachung der wirksamen Umsetzung des Schen- 

 gen-Besitzes durch die Mitgliedstaaten. Vgl. II 6.2.

Die Nationale Stelle möchte erneut unter-
streichen, dass auf der Basis ihrer Erfahrung eine 
unabhängige Abschiebungsbeobachtung219 unab-
dingbar ist.

2 – ABSCHIEBUNGS-
HAFT

Im Jahr 2022 besuchte die Nationale Stelle die 
Abschiebungshafteinrichtung Glückstadt (SH). 
Diesbezüglich hat sie u.a. folgende Punkte posi-
tiv bewertet:

+ Die in der Einrichtung untergebrachten Per-
sonen dürfen – im Rahmen eines Modellver-
suchs – ihre eigenen Mobiltelefone nutzen;
lediglich die Kameras der Geräte wurden aus 
datenschutzrechtlichen Gründen versiegelt.
Die Nationale Stelle unterstützt diese Ver-
fahrensweise ausdrücklich, da den betroffe-
nen Personen die Gelegenheit gegeben wird, 
den Kontakt zu Angehörigen aufrechtzuer-
halten und vertrauliche Gespräche, ohne das 
Beisein von Bediensteten, zu führen.220

+ Videotelefonie ist mit Laptops möglich, die
den untergebrachten Personen zur Verfü-
gung gestellt werden. Auch WLAN wurde
für sie eingerichtet.

Der besuchten Einrichtung wurden im We-
sentlichen Empfehlungen zu folgenden Punkten 
gegeben:

2.1 – Abstandsgebot

Insbesondere fielen die überaus umfangreichen 
baulichen Sicherungsmaßnahmen auf, wie Gitter 
vor den Fenstern und NATO-Draht, der sowohl 
die Einrichtung als auch alle einzelnen Innenhöfe 
umgibt.

Anlässlich der Besuche von Abschiebungshaft-
einrichtungen hat die Nationale Stelle bereits 
wiederholt unterstrichen, dass Sicherungsmaß-
nahmen diesen Ausmaßes aus ihrer Sicht nicht an-
nehmbar sind, da sie auch die Sicherungsmaßnah-

219 Ziel der Abschiebungsbeobachtung ist es, strukturelle  
Missstände zu identifizieren, zur Wahrung von Grund- und  

 Menschenrechten beizutragen und den Vorgang und Voll- 
 zug von Rückführungen transparenter zu machen.
220 Dies kann auch zur Vermeidung und zum Abbau von Stress  

und von Spannungen führen (CPT/Inf (2016) 35, Ziff. 23).
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men in vielen Justizvollzugsanstalten übersteigen. 
Es erscheint fragwürdig, „ob sich der Zwang, dem 
die Drittstaatsangehörigen ausgesetzt sind […] 
auf das Maß beschränkt, das unbedingt erforder-
lich ist, um ein wirksames Rückkehrverfahren zu 
gewährleisten“.221 Die Freiheitsentziehung dient 
hier ausschließlich der Vorbereitung und Siche-
rung der Abschiebung und wird nicht etwa auf-
grund einer Straftat verhängt.

Sicherungsmaßnahmen diesen Ausmaßes ste-
hen auch im Widerspruch zu der Rechtsprechung 
des Gerichtshofs der Europäischen Union, der 
zufolge die Ausgestaltung der Abschiebungshaft 
sich grundsätzlich mit Blick auf die Unterbrin-
gungsbedingungen, die vollzugsspezifischen Frei-
heitsbeschränkungen und die Sicherheitsvorkeh-
rungen deutlich vom Strafvollzug abheben soll.222 
Die Bedingungen der Unterbringung sollen zu-
dem so ausgestaltet sein, „dass sowohl die von der 
Charta garantierten Grundrechte als auch die in 
Artikel 16 Abs. 2 bis 5 und 17 der [Rückführungs-] 
Richtlinie verankerten Rechte beachtet wer-
den“.223 „Männern, Frauen und Kindern, die auf 
ihre Abschiebung warten, (…) den Anschein von 
Straftätern zu geben, (…) indem sie wie solche 
behandelt werden“, verletzt den Schlussfolgerun-
gen des Generalanwalts zufolge für sich genom-
men die Menschenwürde.224

Abschiebungshaft und Ausreisegewahrsam 
müssen sich hinsichtlich der Unterbringungsbe-
dingungen deutlich von der Strafhaft unterschei-
den.

2.2 – Besonders gesicherte Hafträume

2.2.1 – Sitzmöglichkeit

In den besonders gesicherten Hafträumen ist 
keine Sitzmöglichkeit in einer allgemein üblichen 
Sitzhöhe vorhanden. Diese sind lediglich mit auf 
dem Boden liegenden Matratzen ausgestattet.

221 EuGH, Urteil vom 10.03.2022, Az.: C-519/20, Rn. 54.
222 EuGH, Urteil vom 17.07.2014, Az.: C-473/13 und C-514/13;  
 EuGH, Urteil vom 10.03.2022, Az.: C-519/20, Rn. 54.
223 EuGH, Urteil vom 10.03.2022, Az.: C-519/20, Rn. 57  
 und 104.
224 Schlussanträge des Generalanwalts Yves Bot vom 30. April  

2014 in den verbundenen Rechtssachen C-473/13 und  
C-514/13 sowie in der Rechtssache C-474/13, Rn. 99. 
Dieser machte deutlich, dass die Achtung der Menschen 
würde und der Grundrechte der Migrantinnen und Migran- 

 ten es erforderlich mache, dass die Bedingungen der Ab- 
 schiebungshaft sich wesentlich vom Vollzug einer Strafe  

unterscheiden (Ebenda, Rn. 94).

Bei einer Unterbringungsdauer von mehreren 
Stunden oder Tagen ist ein Verweilen im Stehen 
oder am Boden sitzend menschenunwürdig. Die 
Nationale Stelle beobachtete in anderen Einrich-
tungen den Einsatz von Sitzgelegenheiten aus 
Schaumstoff oder auch von sogenannten heraus-
fordernden Möbeln, die robust und ohne scharfe 
Kanten sind.

Den betroffenen Personen soll ermöglicht wer-
den, eine normale Sitzposition einzunehmen.

2.2.2 – Zugang zu Tageslicht

Die besonders gesicherten Hafträume verfüg-
ten nicht über Fenster und boten somit keinen 
Zugang zum Tageslicht.

Dem CPT zufolge sollen Hafträume, „die für 
die Einzelhaft verwendet werden, […] die glei-
chen Mindeststandards erfüllen wie jene, die auf 
die Unterbringung von anderen Gefangenen An-
wendung finden.“225 Dazu gehört auch der Zugang 
zu Tageslicht.226 

Ein natürlicher Lichteinfall soll in allen beson-
ders gesicherten Hafträumen gewährleistet wer-
den.

2.3 – Eins-zu-eins-Betreuung bei 
Fixierungen

Seit ihrer Eröffnung wurden in der Abschie-
bungshafteinrichtung Glückstadt keine Fixie-
rungen durchgeführt. Die Nationale Stelle wurde 
jedoch darüber in Kenntnis gesetzt, dass im Fall 
einer Fixierung, insbesondere nachts, keine ste-
tige Eins-zu-eins-Betreuung durch therapeuti-
sches oder pflegerisches Personal gewährleistet 
werden könne. § 16 des Gesetzes über den Voll-
zug der Abschiebungshaft in Schleswig-Holstein 
sieht lediglich vor, dass Untergebrachte „für die 
Dauer der Fixierung […] durch Bedienstete stän-
dig und in unmittelbarem Sichtkontakt zu beob-
achten [sind]“.

Die Anforderung einer Eins-zu-eins-Betreuung 
durch therapeutisches oder pflegerisches Perso-
nal, welches sich in der unmittelbaren Nähe be-
findet, ist durch die besonderen Gesundheitsge-
fahren begründet,227 die während einer Fixierung 
auftreten können und unmittelbarer fachlich fun-

225 CPT, Standards – Einzelhaft für Gefangene (2011), S. 6,  
 Rn. 58.
226 Ebenda
227 BVerfG, Urteil vom 24.07.2018, Az.: 2 BvR 309/15, Rn. 83.
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dierter Reaktion bedürfen. Durch den Einsatz 
von therapeutischem oder pflegerischem Perso-
nal kann zudem deeskalierend auf die Person ein-
gewirkt werden, um eine schnelle Beendigung der 
Maßnahme zu ermöglichen.

Fixierungen dürfen ausschließlich dann durch-
geführt werden, wenn die verfassungsrechtlichen 
Anforderungen gewährleistet werden können. 
Daher müssen fixierte Personen ständig und per-
sönlich durch therapeutisches oder pflegerisches 
Personal überwacht werden, welches sich in der 
unmittelbaren Nähe befinden muss (Eins-zu-
eins-Betreuung).228 

Das Landesrecht muss die verfassungsrechtli-
chen Anforderungen berücksichtigen.

2.4 – Psychologische und psychiatrische 
Betreuung

Die Einrichtung wird täglich für zwei Stunden 
von einem psychologischen Dienst des Klini-
kums Itzehoe aufgesucht. Es erscheint der Na-
tionalen Stelle fraglich, ob dies ausreichend sein 
kann.

Da Personen in Abschiebungshaft vielfach trau-
matisierende Erfahrungen vor sowie während der 
Flucht gemacht haben und die Abschiebung in 
das Herkunftsland häufig mit Angst besetzt ist, 
ist der Bedarf an psychologischer Betreuung in 
solchen Einrichtungen in der Regel hoch.

Es soll sichergestellt sein, dass bei Vorliegen 
von Anhaltspunkten für psychische Beeinträch-
tigungen eine angemessene psychologische bzw. 
psychiatrische Betreuung erfolgt.

3 – ALTEN- UND 
PFLEGEHEIME

In einem Heim lebende ältere und pflegebe-
dürftige Menschen sind besonders vulnerabel 
und mit dem Verlust von Autonomie, Einschrän-
kungen im Sozialleben und der eigenen Aktivität 
sowie mit der zunehmenden Abhängigkeit von 
Anderen konfrontiert. Sie haben einen unum-
stößlichen Anspruch auf eine adäquate Versor-
gung, Betreuung und Pflege. Dabei soll ihnen ein 
höchstmögliches Maß an Selbstbestimmung und 
Lebensqualität ermöglicht werden.

228 Ebenda.

Die Nationale Stelle überprüft Alten- und Pfle-
geheime hinsichtlich der Einhaltung der Men-
schenrechte und Wahrung der Menschenwürde 
der Bewohnerinnen und Bewohner. Im Jahr 2022 
besuchte sie zu diesem Zweck zwei Heime in 
Niedersachsen sowie ein Heim in Baden-Würt-
temberg.

Da die Rechtslage für die Nennung der Namen 
von Einrichtungen, die sich in alleiniger privater 
Trägerschaft befinden, weiterhin nicht eindeu-
tig ist, werden besuchte Alten- und Pflegehei-
me nicht namentlich genannt. Dies mindert die 
Wirksamkeit der Arbeit der Nationalen Stelle.229  
Sie ist dennoch bestrebt Empfehlungen auszu-
sprechen, die nicht nur in den besuchten, son-
dern in allen Einrichtungen im gesamten Bundes-
gebiet umgesetzt werden sollen. Hierbei ist der 
Austausch mit den zuständigen Ministerien von 
besonderer Bedeutung. Dieser soll eine wirksa-
me und zeitnahe Umsetzung der Empfehlungen 
fördern.

+ Das Hessische Ministerium für Soziales
und Integration unterrichtete die Nationale
Stelle in diesem Sinne fortwährend über die
Fortschritte in der Umsetzung der Empfeh-
lungen anlässlich eines Besuchs am 13. Sep-
tember 2021.230 

Im Rahmen ihrer Besuche im Jahr 2022 hat die 
Nationale Stelle zudem folgende Punkte positiv 
bewertet:

+ In zwei der besuchten Einrichtungen wurde
der Zugang zu Fachärztinnen und -ärzten
erleichtert. So führten in einer Einrichtung
mehrere ärztliche Fachdisziplinen (Augen-
arzt, Hausarzt, Ohrenarzt, Neurologe etc.)
Hausbesuche durch. In einer weiteren Ein-
richtung wurde jedes Halbjahr eine zahn-
ärztliche Reihenuntersuchung angeboten.

+ Eine besuchte Einrichtung verfügte über
ein eigenes Palliativteam, durch welches ein
menschenwürdiges Lebensende und bis da-
hin eine fortdauernde Versorgung in vertrau-
ter Umgebung ermöglicht werden.

229 Dies hat auch der UN-Antifolterausschuss u.a. im Rahmen  
 der Überprüfung des sechsten Staatenberichts der  

Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2019 bemängelt  
(CAT/C/DEU/6, abrufbar unter diesem Link, abgerufen am  

 19.04.2023).
230 Die entsprechende Ergänzung zur Stellungnahme ist auf  

der Website der Nationalen Stelle veröffentlicht.
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+ In einer der besuchten Einrichtungen kön-
nen Paare gemeinsam wohnen; um deren
Privatsphäre bestmöglich zu schützen, stand 
ihnen ein separater Wohn- und Schlafraum
zur Verfügung.

Den besuchten Einrichtungen wurden im We-
sentlichen Empfehlungen zu folgenden Punkten 
gegeben:

3.1 – Barrierefreiheit

In einer Einrichtung wurde festgestellt, dass 
sich auf der geschlossenen Station für Menschen 
mit Demenz am Übergang der Schlafräume zu 
den Badezimmern eine Schwelle befand, welche 
insbesondere für Menschen mit Gangunsicher-
heit eine Erhöhung der Sturzgefahr darstellen 
konnte.

Bewohnerinnen und Bewohnern soll ein wei-
testgehend eigenständiges Leben ohne physische 
Barrieren ermöglicht werden. Der barrierefreie 
Zugang zu allen für die Bewohnerschaft vorgese-
henen Bereichen ist zu gewährleisten.

Die zuständige Aufsichtsbehörde teilte mit, 
dass sich Anforderungen an die Barrierefreiheit 
an den entsprechenden DIN-Normen231 orientie-
ren. Bei Bestandsbauten erfolge die Anpassung 
an die Standards allerdings unter Berücksich-
tigung der technischen Möglichkeiten und der 
wirtschaftlichen Zumutbarkeit. Eine solche Ein-
schränkung der Garantie der Barrierefreiheit ist 
aus Sicht der Nationalen Stelle nicht annehmbar.

3.2 – Beratungs- und Beschwerde- 
möglichkeit

In zwei Einrichtungen wurde während des 
Rundgangs festgestellt, dass zum Besuchszeit-
punkt keine Kontaktdaten der zuständigen Auf-
sichtsbehörde sowie externer Beratungs- und Be-
schwerdestellen sichtbar aushingen.

Um Bewohnerinnen und Bewohner effektiv 
vor Verletzungen ihrer Rechte zu schützen, muss 
diesen sowie ihren Angehörigen und ihren recht-
lichen Vertreterinnen und Vertretern ermöglicht 
werden, sich auch bei externen Stellen über ihre 
Rechte und sie betreffende Belange des Heim-
betriebs informieren und ggf. Beschwerden ab-

231 https://www.dguv.de/barrierefrei/grundlagen/gesetze/ 
 standards/din18040/index.jsp (abgerufen am 19.04.2023).

geben zu können. Daher sollen sie in geeigneter 
Weise über Beschwerdemöglichkeiten informiert 
werden. Die Kontaktdaten der Aufsichtsbehörde 
und externer Beratungs- und Beschwerdestellen 
sollen ihnen barrierefrei zugänglich sein. Bewoh-
nerinnen und Bewohner sollen dabei unterstützt 
werden, Beschwerden mündlich und schriftlich 
auch anonym abgeben zu können.

Die Stellungnahme einer Aufsichtsbehörde ist 
in diesem Zusammenhang besonders kritisch 
zu betrachten. Zwar wurde anerkannt, dass die 
Sichtweise der Nationalen Stelle der allgemei-
nen, in einschlägiger Fachliteratur vertretenen 
Auffassung entspricht, eine Umsetzung der Emp-
fehlung, die Möglichkeit einer anonymen Abgabe 
von Beschwerden zu gewährleisten, wurde jedoch 
grundlegend abgelehnt.

3.3 – Bettgitter

In zwei besuchten Einrichtungen wurde festge-
stellt, dass an allen Betten zweiteilige Bettgitter 
angebracht waren, obwohl nur für wenige Be-
wohnerinnen und Bewohner eine entsprechende 
rechtswirksame Einwilligung bzw. eine richterli-
che Entscheidung vorlagen. Das Anbringen von 
Bettgittern kann eine freiheitsentziehende Maß-
nahme darstellen.

Diese darf nur dann angewendet werden, wenn 
ein entsprechender Beschluss oder eine rechts-
wirksame Einwilligung zur Anwendung von frei-
heitsentziehenden Maßnahmen vorliegen.

Insbesondere in Situationen des Personal-
mangels kann das Vorhandensein und der leichte 
Zugriff auf die Bettgitter die Schwelle der Mit-
arbeitenden senken, diese einzusetzen. Darüber 
hinaus kann die sichtbare Präsenz der Bettgitter 
Verunsicherungen und Ängste bei den Bewohne-
rinnen und Bewohnern auslösen.

Um dies zu verhindern, sollen Bettgitter voll-
ständig entfernt werden, solange eine Nutzung 
nicht rechtswirksam bewilligt wurde.
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3.4 – Personal

3.4.1 – Personalsituation

In allen besuchten Einrichtungen wurde der 
Nationalen Stelle in Gesprächen mit den Be-
wohnerinnen und Bewohnern mitgeteilt, dass die 
verbesserungswürdige Personalsituation zu ein-
schneidenden Problemen führe. Die schlechte 
Besetzung im Nachtdienst führe u.a. dazu, dass 
man oftmals lange warten müsse, bis eine Pfle-
gekraft auf die Klingel reagiere. Insbesondere 
im Hinblick auf nächtliche Toilettengänge stelle 
dies eine unannehmbare Situation dar. In einer 
Einrichtung sei durch den Personalmangel auch 
die Unterstützung bei der morgendlichen Pflege 
nicht immer gewährleistet.

Zwar führten die jeweils zuständigen Aufsichts-
behörden an, dass die Personalsituation den leis-
tungsrechtlichen Vorgaben und den ordnungs-
behördlichen Bestimmungen (umfänglicher 
Personaleinsatz, Erfüllung der Fachkraftquote) 
entspräche. Dies allein vermag allerdings nicht 
Abhilfe gegen Mängel in der Versorgung, wie z.B. 
unterlassene Körperpflege, Hygienemängel, lan-
ge Wartezeiten nach Auslösen des Notrufs sowie 
unzuverlässiges Erbringen oder Ausfall notwendi-
ger Leistungen zu schaffen.

3.4.2 – Pflegekraft mit Zusatzqualifika-
tion für Gerontopsychiatrie

Eine der besuchten Einrichtungen verfügte 
über einen separaten Wohnbereich für Personen 
mit demenziellen Veränderungen. Eine für diese 
Bewohnerinnen und Bewohner einschlägig quali-
fizierte Pflegefachkraft stand in der Einrichtung 
nicht zur Verfügung.

Um sowohl der Schutzbedürftigkeit dieser Be-
wohnergruppe als auch der Wahrung ihrer Rech-
te gerecht zu werden, erscheint es unabdingbar, 
die Pflege und Betreuung an ihren besonderen 
Anforderungen und Bedürfnissen auszurichten.

3.4.3 – Umgang im Brandfall

Im Evakuierungsfall, etwa bei einem Brand 
oder bei Rauchentwicklung, müssen immobile 
Bewohnerinnen und Bewohner mit Rettungsma-
tratzen oder Rettungsdecken evakuiert werden. 
Im akuten Brandfall ist gerade nachts aufgrund 
der knappen Personalsituation eine zügige und 
sichere Evakuierung durch anwesendes Personal 
auf diese Art kaum möglich.

Die zuständigen Aufsichtsbehörden teilten 
hinsichtlich aller besuchten Einrichtungen mit, 
dass ausreichende Brandschutzkonzepte vor-
lägen, die eine Evakuierung der Bewohnerinnen 
und Bewohner im Brandfall sicherstellen würden.

Aufgrund der Dringlichkeit solcher Vorkeh-
rungen möchte die Nationale Stelle erneut darauf 
verweisen, dass eine sichere und zügige Evakuie-
rung der Bewohnerinnen und Bewohner im Not-
fall jederzeit zu gewährleisten ist. Dies ist bereits 
bei der Planung und der Genehmigung der Nut-
zung von Alten- und Pflegeheimen zu berück-
sichtigen. Ebenso ist eine ausreichende Personal-
decke sicherzustellen.

4 – BUNDES- UND 
LANDESPOLIZEI

4.1 – Polizeiliches Handeln bei 
Großereignissen

Im Rahmen des G7-Gipfels beobachtete die 
Nationale Stelle die am 27. Juni 2022 stattgefun-
dene Demonstration am Schloss Elmau. Zu die-
sem Anlass besichtigte sie die zentrale Gefange-
nensammelstelle in Garmisch-Partenkirchen und 
eine mobile Gefangenensammelstelle. Das Ge-
wahrsam wurde sowohl von der Landes- als auch 
von der Bundespolizei genutzt.

Die zentrale Gefangenensammelstelle bestand 
aus 50 „Containerzellen“ (vier davon videoüber-
wacht) mit einer Gesamtkapazität für 150 Perso-
nen (drei Personen je Gewahrsamsraum). Dort 
wurden im Zeitraum des G7 Gipfels (26.-28. Juni 
2022) insgesamt 15 Personen untergebracht.

Die zwischen München und Garmisch-Par-
tenkirchen installierten mobilen Gefangenen-
sammelstellen,232 welche jeweils aus Zelten sowie 
mehreren Polizeifahrzeugen bestanden, wurden 
genutzt, um die Personalien betroffener Perso-
nen aufzunehmen und vorliegende Tatbestände 
zu überprüfen. Nach Beendigung des Bearbei-
tungsprozesses wurde die betroffene Person je 
nach Schwere der Sachlage in die Freiheit ent-
lassen oder in der zentralen Gefangenensammel-
stelle untergebracht.

232 Bei Tag betrug die Anzahl der mobilen Gefangenen- 
 sammelstellen zwölf und bei Nacht neun.
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Folgende Punkte bewertete die Nationale Stel-
le als besonders positiv:

+ Bei Darlegung eines berechtigten Interesses
wurde dem Wunsch von in Gewahrsam ge-
nommenen Personen entsprochen, die mit
der Entkleidung verbundene körperliche
Durchsuchung Bediensteten eines bestimm-
ten Geschlechts zu übertragen. Vor diesem
Hintergrund wurde auch ein eigener Durch-
suchungsraum für diverse Personen einge-
richtet.

+ Personen, die nach der Überprüfung ihrer
Personalien sowie des Tatbestandes in die
Freiheit entlassen wurden, hatten die Mög-
lichkeit sich von der Polizei zu einem Ort im
Umkreis ihrer Wahl transportieren zu lassen. 
Auf diese Weise wurde ihnen der Rückweg
zum ursprünglichen Ausgangspunkt erheb-
lich erleichtert.

Im Wesentlichen sprach die Nationale Stelle 
Empfehlungen zu folgenden Themen aus:

4.1.1 – Ausstattung der 
Gewahrsamsräume

Aus der Dokumentation der Polizei ging her-
vor, dass die in der zentralen Gefangenensam-
melstelle untergebrachten Personen teilweise 
keine Matratze bzw. Decke und Kopfunterlage 
erhalten hatten. Dies erschien umso schwerwie-
gender, da die betroffenen Personen über Nacht 
im Gewahrsam untergebracht waren.

Im Rahmen ihres Besuchs des G20 Gipfels in 
Hamburg im Jahr 2017 kritisierte die Nationale 
Stelle bereits eine ähnliche Verfahrensweise in 
der damaligen Gefangenensammelstelle Neu-
land.233 

Der CPT forderte in seinem Bericht vom 14. 
September 2022 erneut eindringlich dazu auf, un-
verzüglich dafür Sorge zu tragen, dass die seit lan-
gem bestehende Empfehlung, allen Personen, die 
sich über Nacht in Polizeigewahrsam befinden, 
eine saubere (und, falls notwendig, abwaschbare) 
Matratze und saubere Decken zur Verfügung zu 
stellen, umgesetzt wird.234 

Zudem besaßen die Gewahrsamsräume keine 

233 Besuch am 6. und 7. Juli 2017, https://www.nationale-stelle.de 
 /besuche/laenderkommission/2017.html.
234 CPT/Inf (2022) 19, Rn 24.

Fenster, durch die Tageslicht in die Räume hät-
te fallen können. Die betroffenen Personen ver-
brachten teilweise mehrere (bis zu 18) Stunden in 
den Gewahrsamsräumen.

Im Gewahrsam ist darauf zu achten, dass die 
Ausstattung der Räume die Menschenwürde 
nicht beeinträchtigt. Die Räume sollen u.a. mit 
einer Matratze, einer Decke und einer Kopfun-
terlage ausgestattet sein. Ein natürlicher Licht-
einfall soll vorhanden sein.

4.1.2 – Durchsuchung mit Entkleidung

Bedienstete der Landespolizei Bayern teilten 
der Nationalen Stelle mit, dass in Gewahrsam ge-
nommene Personen bei der Durchsuchung mit 
Entkleidung ihre Unterwäsche anbehalten dürf-
ten. Bei der Einsicht der Dokumentation fiel je-
doch auf, dass bei mehreren Personen „Durchsu-
chung mit vollständiger Entkleidung“ vermerkt 
worden war.

Durchsuchungen, die mit einer Entkleidung 
und Inaugenscheinnahme des Schambereichs 
verbunden sind, stellen einen schwerwiegenden 
Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht 
dar.235 

Es ist stets eine Einzelfallentscheidung zu tref-
fen, ob tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die 
eine Durchsuchung mit Entkleidung rechtferti-
gen.236 Ist eine vollständige Entkleidung erforder-
lich, sind die Gründe hierfür zu dokumentieren. 
Die Durchsuchung soll zudem so schonend wie 
möglich erfolgen, z.B. in zwei Phasen, so dass je-
weils eine Körperhälfte bekleidet bleibt.

4.2 – Gewahrsam in Polizeidienststellen

Die Nationale Stelle besuchte im Jahr 2022 vier 
Polizeidienststellen der Bundes- und der Landes-
polizei, darunter die Polizeiinspektionen Dres-
den (SN), Landau (RP) und St. Ingbert (SL) sowie 
die Bundespolizeiinspektion am Flughafen Ber-
lin Brandenburg.

235 BVerfG, Beschluss vom 05.03.2015, Az. 2 BvR 746/13, Rn. 33.
236 VG Köln, Urteil vom 25.11.2015, Az. 20 K 2624/14.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7660– 93 –

https://www.nationale-stelle.de/besuche/laenderkommission/2017.html
https://www.nationale-stelle.de/besuche/laenderkommission/2017.html


94

Im Rahmen dieser Besuche hat die Nationale 
Stelle u.a. Folgendes positiv bewertet:

+ Bei dem Besuch der Bundespolizeiinspekti-
on am Flughafen Berlin Brandenburg kam es
zu keinen nennenswerten Beanstandungen.
Die vor Ort realisierbaren Empfehlungen
wurden umgehend umgesetzt.

+ In den Polizeiinspektionen Dresden und
Landau wurden im Fall einer Fesselung
Handfixiergürtel aus Textil verwendet,237 um
die körperliche Unversehrtheit der betroffe-
nen Personen bestmöglich zu schützen.

+ In allen besuchten Dienststellen wurden die
im Zusammenhang mit dem Gewahrsam
stehenden Informationen vollständig und
nachvollziehbar dokumentiert und die Ein-
träge namentlich abgezeichnet. Eine solche
Dokumentation dient der Vergegenwärti-
gung der Vorkommnisse und gewährleistet
eine Überprüfbarkeit der damit verbunde-
nen Grundrechtseingriffe.

+ Durchsuchungen mit Entkleidung wurden
in den besuchten Dienststellen ausschließ-
lich im begründeten Einzelfall durchgeführt. 
Bestand eine solche Notwendigkeit, erfolgte 
die Durchsuchung so schonend wie möglich.

+ Die Gewahrsamsräume der Polizeiinspek-
tion Landau waren mit einem dimmbaren
Licht ausgestattet, sodass die Möglichkeit
zu schlafen gewährleistet, der Verletzungs-
gefahr bei Dunkelheit vorgebeugt sowie
der betroffenen Person die Orientierung im
Raum ermöglicht wurde.

Den besuchten Dienststellen wurden im We-
sentlichen Empfehlungen zu folgenden Themen 
gegeben:

4.3 – Ausstattung der Gewahrsamsräume

Drei Gewahrsamsräume in St. Ingbert besaßen 
lediglich kleine, engmaschig vergitterte Luft-
schächte anstelle von Fenstern, was den Zugang 
zum Tageslicht stark minderte. Die Sicht nach 
draußen war nicht möglich. Auch in den Gewahr-
samsräumen der Bundespolizeiinspektion Ber-
lin Flughafen war der Einfall natürlichen Lichts 
stark eingeschränkt.

237 In Dresden handelt es sich um Handfixiergürtel der Firma  
 Segufix.

Auch bei kurzer Unterbringung im Gewahrsam 
soll natürlicher Lichteinfall vorhanden sein.

Ebenfalls fiel auf, dass die Polizeiinspektion 
Landau zum Besuchszeitpunkt nur über eine Ma-
tratze für vier Gewahrsamsräume verfügte.

Alle Gewahrsamsräume sind mit abwaschba-
ren, schwer entflammbaren Matratzen auszustat-
ten.

In seiner Stellungnahme vom 9. Juni 2022 kün-
digte das Ministerium des Innern und für Sport 
Rheinland-Pfalz an, die Polizeiinspektion Land-
au zeitnah mit weiteren Matratzen auszustatten.

Abschließend wiesen drei Sammelgewahrsams-
räume der Polizeiinspektion Dresden, jeweils 
vorgesehen für maximal 16 Personen, eine zu ge-
ringe Mindestgrundfläche (2 qm pro Person) auf.

In Sammelgewahrsamsräumen muss jeder Per-
son eine Grundfläche von mindestens 3,5 qm zur 
Verfügung stehen.

4.4 – Fesselung

In der Polizeiinspektion Dresden werden Per-
sonen im Sammelgewahrsam an eine Bank gefes-
selt, um einen Angriff auf Mitarbeitende zu ver-
meiden.

Das Anbinden von Personen an der Wand oder 
an einen sonstigen Gegenstand beeinträchtigt 
die Menschenwürde und ist zu unterlassen.

4.5 – Privatsphäre

In der Polizeiinspektion Landau sind bei Tele-
fongesprächen einer in Gewahrsam genommenen 
Person grundsätzlich Bedienstete zugegen. Ver-
trauliche Telefongespräche mit einem Rechtsbei-
stand würden im Einzelfall ermöglicht.

Aus Sicht der Nationalen Stelle ist zumindest 
zu gewährleisten, dass Gespräche, die der ärztli-
chen Schweigepflicht unterliegen, sowie Gesprä-
che zwischen der betroffenen Person und ihrem 
Rechtsbeistand vertraulich geführt werden kön-
nen, sofern keine Belange der Gefahrenabwehr 
entgegenstehen.

4.6 – Vorhalten von Hygieneartikeln

In den Polizeiinspektionen Landau und St. Ing-
bert wurden keine grundlegenden Hygieneartikel 
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wie Zahnpasta und Zahnbürste oder Artikel zur 
Menstruationshygiene vorgehalten.

Grundlegende Hygieneartikel sollen vorgehal-
ten und bei Bedarf ausgehändigt werden.

Das Ministerium des Innern und für Sport 
Rheinland-Pfalz und das Ministerium für Inne-
res, Bauen und Sport Saarland informierten die 
Nationale Stelle über die unmittelbare Umset-
zung dieser Empfehlung.

5 – BUNDESWEHR
Im Jahr 2022 besuchte die Nationale Stelle die 

Vollzugseinrichtungen der Otto-Lilienthal-Ka-
serne (Roth) und des Fliegerhorsts am Standort 
Cochem/Büchel.

Zusätzlich führte die Nationale Stelle am 8. No-
vember 2022 eine fortbildende Maßnahme in der 
Knüll-Kaserne in Schwarzenborn durch238 und 
nahm am 13. Juni 2022 an einer Begehung der Ju-
lius-Leber-Kaserne in Berlin teil. Letztere diente 
dem Zweck, über die Wiederinbetriebnahme der 
dortigen Arresträume zu entscheiden. Hierbei 
wurden mehrere Empfehlungen der Nationalen 
Stelle berücksichtigt, darunter dass in Arrest-
räumen, deren Fenster aus Milchglas bestehen, 
ausschließlich Arrestpersonen aufgenommen 
werden dürfen, bei denen eine Teilnahme am Tag-
dienst vorgesehen ist; auch wurde zugesichert, 
dass der Aufenthalt im Freien an dienstfreien Ta-
gen deutlich hochgesetzt werden wird.

Im Rahmen ihrer Besuche im Jahr 2022 hat die 
Nationale Stelle folgende Punkte besonders posi-
tiv bewertet:

+ In beiden besuchten Einrichtungen wur-
de die Arresttauglichkeit grundsätzlich im
Rahmen einer ärztlichen Untersuchung
festgestellt. Diese von der Nationalen Stel-
le regelmäßig empfohlene Vorgehensweise
ist besonders positiv hervorzuheben, da auf
diese Weise der Gesundheitszustand der Ar-
restperson und ggf. die damit einhergehende 
Notwendigkeit einer ärztlichen Behand-

238 Im Rahmen ihres Besuchs der Knüll-Kaserne im Jahr 2021  
 hatte die Nationale Stelle empfohlen, die Fortbildungsan- 
 gebote zu erweitern, um die Handlungssicherheit des  

Wachpersonals in der besonderen Situation des Arrests zu  
verstärken (Bericht abrufbar unter diesem Link).

lung (Versorgungsbedarf) ermittelt werden 
kann und etwaige Anzeichen von psycholo-
gischem oder sonstigem Stress festgestellt 
werden können.

+ Nach der Auswertung des Berichts der Na-
tionalen Stelle über den Besuch von Ein-
richtungen der Bundeswehr im Zeitraum
vom 25.-26. August 2020 entschied das Kom-
mando Territoriale Aufgaben, die besonders
gesicherten Arresträume aller Vollzugsein-
richtungen der Bundeswehr zu sperren. Im
Fall einer akuten Suizidgefährdung sowie der 
Gefahr von Gewalt gegen andere werden die
Arrestmaßnahmen unmittelbar ausgesetzt.

Den besuchten Vollzugseinrichtungen wurden 
im Wesentlichen Empfehlungen zu folgenden 
Punkten gegeben:

5.1 – Sechsmonatiger Strafarrest

Neben der Durchführung von Arrestmaßnah-
men239 beobachtete die Nationale Stelle den Voll-
zug eines sechsmonatigen Strafarrests240 im Flie-
gerhorst Cochem/Büchel und betrachtete diesen 
als besonders kritisch. Der Vollzugsplan für die 
untergebrachte Arrestperson sah einen täglichen 
Einschluss von ca. 23 Stunden vor. Weder die 
Teilnahme am Dienst noch an etwaigen Weiter-
bildungsmaßnahmen war vorgesehen. Auch die 
Einnahme ihrer Mahlzeiten sollte ausnahmslos 
im Arrestraum erfolgen und vom diensthabenden 
Offizier beaufsichtigt werden. Dies führte zu ei-
ner ständigen Isolierung der betroffenen Person, 
die für eine Dauer von sechs Monaten vorgese-
hen war.

Nach Ansicht des Kammergerichts Berlin zur 
Untersuchungshaft können derart lange Ein-
schlusszeiten von 23 Stunden täglich einen Ver-
stoß gegen die Menschenwürde darstellen. 

239 Der Disziplinararrest nach § 26 der Wehrdisziplinarord- 
 nung wird für eine Dauer von höchstens 21 Tagen vollzogen.  

Die Durchführung von Arrestmaßnahmen unterscheidet  
sich in mehrfacher Hinsicht von der Unterbringung von  
Gefangenen in Justizvollzugsanstalten und der Unterbrin- 

 gung in Gewahrsamseinrichtungen der Polizei und des  
 Zolls.
240 Dieser wurde gemäß § 9 des Wehrstrafgesetzes vollzogen:  

(1) Das Höchstmaß des Strafarrestes ist sechs Monate, das 
Mindestmaß zwei Wochen. (2) Der Strafarrest besteht in 
Freiheitsentziehung. Im Vollzug soll der Soldat, soweit tun- 

 lich, in seiner Ausbildung gefördert werden. (3) Die Voll- 
 streckung des Strafarrestes verjährt in zwei Jahren.

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode Drucksache 20/7660– 95 –

https://www.nationale-stelle.de/fileadmin/dateiablage/Dokumente/Berichte/Besuchsberichte/223-1-21/20210928_-_Bericht_Knuell-Kaserne.pdf


Die mit einer solchen Absonderung verbunde-
nen unzureichenden sozialen Kontakte und die 
ständige Isolierung wirken sich in der Regel nega-
tiv auf den psychischen Gesundheitszustand der 
betroffenen Person aus.

Um der Isolierung der Arrestperson entgegen-
zuwirken, ist sicherzustellen, dass deren ange-
messene Betreuung gewährleistet und ihr soziale 
Kontakte ermöglicht werden. Sie soll einen an-
gemessenen Teil des Tages sinnvollen Beschäfti-
gungen unterschiedlicher Art (Dienst, Bildungs-
maßnahmen, Sport und Freizeitaktivitäten) 
nachgehen können.

In keinem Fall darf eine Person, die sich im 
Strafarrest befindet, schlechter gestellt sein als 
im Justizvollzug.

Erschwerend kam hinzu, dass die Arrestbe-
dingungen unzulänglich waren. So verfügt der 
genutzte Arrestraum (7,36 qm), in dem sich eine 
nicht abgetrennte Toilette befindet, über eine 
Länge von 4,46 m und eine Breite von 1,65 m und 
gestaltet sich insofern als sogenannte Schlauch-
zelle.

Nach Ansicht der Nationalen Stelle soll der 
Abstand zwischen gegenüberliegenden Wänden 
mindestens 2 m betragen, um den Betroffenen 
Bewegung im Raum zu ermöglichen.

Arresträume, die diese Mindestvoraussetzung 
nicht erfüllen, sollen nicht verwendet werden.

In diesem Zusammenhang sieht die Nationale 
Stelle den Vollzug einer längeren Freiheitsstrafe 
bei der Bundeswehr, ohne Möglichkeit am All-
tagsleben teilzunehmen, als äußerst kritisch.

5.2 – Ausstattung der Arresträume

5.2.1 – Beleuchtung

In den Arresträumen der besuchten Einrich-
tungen befindet sich der jeweilige Lichtschalter 
im Gang, wodurch kein selbstbestimmtes Ein- 
und Ausschalten des Lichts durch die Arrestper-
son möglich ist. Die vom Bundesministerium 
der Verteidigung angekündigte Ausstattung des 
Arresträume mit einem Nachtlichtschalter241 war 
noch nicht umgesetzt worden.

241 Die diesbezügliche Stellungnahme des Bundesministe- 
 riums der Verteidigung ist abrufbar auf der Website der  
 Nationalen Stelle unter https://www.nationale-stelle.de/ 
 besuche/bundesstelle/2020.html.

Die Möglichkeit zu schlafen soll gewährleis-
tet, der Verletzungsgefahr bei Dunkelheit vor-
gebeugt sowie der Arrestperson die Orientierung 
im Raum ermöglicht werden.

5.2.2 – Fenster

Aufgrund des hoch angesetzten Fensters im 
Arrestraum im Fliegerhorst Cochem/Büchel ist 
es dort untergebrachten Personen nicht mög-
lich nach draußen zu sehen. Die Arresträume der 
Otto-Lilienthal-Kaserne sind mit Ornamentglas-
fenstern ausgestattet, was den Zugang zum Ta-
geslicht mindert, und keine Möglichkeit bietet, 
ungehindert nach draußen zu schauen.

In den Arresträumen der Bundeswehr soll ein 
natürlicher Lichteinfall gewährleistet und die 
Möglichkeit ungehindert nach draußen zu sehen 
geschaffen werden.

Hierbei ist zwischen Situationen, in denen die 
betroffene Person am Dienst teilnimmt, und Si-
tuationen, in denen dies nicht der Fall ist, klar zu 
unterscheiden. Wenn die Arrestperson nicht am 
Dienst teilnimmt und sich folglich auch tagsüber 
im Arrestraum aufhält, ist der fehlende Zugang 
zum Tageslicht besonders schwerwiegend. Dies 
gilt auch für Arrestmaßnahmen am Wochenende, 
an denen keine Möglichkeit zur Teilnahme am ge-
meinsamen Dienst besteht.

5.3 – Dokumentation

Die Dokumentation des Arrests durch die Voll-
zugsorgane in der Otto-Lilienthal-Kaserne ist 
aussagekräftig und nachvollziehbar. Die korrek-
te Führung des Vollzugsordners wird regelmäßig 
durch Vorgesetzte geprüft.

Allerdings ist die Dokumentation dahingehend 
zu vervollständigen, dass die durchgeführten 
Kontrollen des Zustands der Arrestpersonen, 
insbesondere des psychischen und medizini-
schen Zustands, erfasst werden.

Zum Schutz der Arrestpersonen, aber auch 
der für sie zuständigen Soldatinnen und Soldaten 
(Vollzugsorgane), sollen alle im Zusammenhang 
mit dem Arrest stehenden Informationen voll-
ständig dokumentiert werden.
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1 – BESUCHSÜBERSICHT 2022

Datum Bezeichnung

24. Januar Otto-Lilienthal-Kaserne, Roth

24. Januar Beobachtung der Abschiebungsmaßnahme 
Flughafen Karlsruhe/Baden-Baden – Kosovo und Albanien

17. Februar Beobachtung der Abschiebungsmaßnahme 
Flughafen Hannover – Moskau (Russland)

8. März Einrichtung der Kinder und Jugendhilfe, Bayern

9. März Kinder- und Jugendpsychiatrie, Bayern

16. März Polizeiinspektion Landau, Rheinland-Pfalz

17. März Forensische Psychiatrie Klingenmünster, Rheinland-Pfalz

17. März Justizvollzugsanstalt Dinslaken, Nordrhein-Westfalen

23. März Justizvollzugsanstalt Neumünster, Schleswig-Holstein

29. März Polizeiinspektion St. Ingbert, Saarland

30. März Forensische Psychiatrie Merzig, Saarland (2. Besuch)

30. März Kinder- und Jugendpsychiatrie,  Berlin

4. April Kinder- und Jugendpsychiatrie, Thüringen

13. April Forensische Psychiatrie Taufkirchen, Bayern

21. April Alten- und Pflegeheim, Niedersachsen

22. April Alten- und Pflegeheim, Niedersachsen

26. April Beobachtung der Abschiebungsmaßnahme 
Flughafen München – Islamabad (Pakistan)

26. April Fliegerhorst, Cochem/Büchel

28. April Jugendstrafanstalt Rockenberg, Hessen (2. Besuch) 

29. April Forensische Psychiatrie (Jugend), Hessen

12. Mai Forensische Psychiatrie Stadtroda, Thüringen

13. Mai Forensische Psychiatrie Hildburghausen, Thüringen

23. Mai Forensische Psychiatrie Eberswalde, Brandenburg

24. Mai Justizvollzugsanstalt Neuruppin-Wulkow, Brandenburg
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Datum Bezeichnung

1. Juni Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, Bayern

8. Juni Forensische Psychiatrie Reichenau, Baden-Württemberg

9. Juni Justizvollzugsanstalt Konstanz, Baden-Württemberg (2. Besuch)

10. Juni Alten- und Pflegeheim, Baden-Württemberg

10. Juni Forensische Psychiatrie Zwiefalten, Baden-Württemberg

14. Juni Forensische Psychiatrie Bremen-Ost, Bremen (3. Besuch)

15. Juni Forensische Psychiatrie (Jugend), Niedersachsen

15. Juni Forensische Psychiatrie Bad Zwischenahn, Niedersachsen

27.-28. Juni Gewahrsam und Demonstration am Schloss Elmau im 
Rahmen des G7 Gipfels, Bayern

28. Juni Justizvollzugsanstalt Dresden, Sachsen (2. Besuch)

29. Juni Polizeiinspektion Dresden, Sachsen

12. Juli Forensische Psychiatrie Wiesloch, Baden-Württemberg

21. Juli Justizvollzugsanstalt Werl, Nordrhein-Westfalen (2. Besuch)

22. Juli Justizvollzugskrankenhaus Fröndenberg, Nordrhein-Westfalen

9. August Justizvollzugsanstalt Fuhlsbüttel, Hamburg 

16. August Forensische Psychiatrie Rheine, Nordrhein-Westfalen

16. August Forensische Psychiatrie Schleswig, Schleswig-Holstein 

17. August Forensische Psychiatrie Münster, Nordrhein-Westfalen 

17. August Abschiebungshafteinrichtung Glückstadt, Schleswig-Holstein

25. August Bundespolizeiinspektion Flughafen Berlin

1. September Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, Thüringen

13. September Justizvollzugsanstalt Vechta, Niedersachsen (2. Besuch)

14. September Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, Niedersachsen

27. September Justizvollzugsanstalt Suhl-Goldlauter, Thüringen (2. Besuch)
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Datum Bezeichnung

28. September Justizvollzugsanstalt Untermaßfeld, Thüringen

5. Oktober Forensische Psychiatrie Haina, Hessen

6. Oktober Justizvollzugskrankenhaus Kassel, Hessen

12. Oktober Untersuchungshaftanstalt Hamburg

12. Oktober Station für Forensische Psychiatrie in der Untersuchungshaftanstalt 
Hamburg

19. Oktober Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, Bayern

19. Oktober Forensische Psychiatrie Weißenthurm, Rheinland-Pfalz

20. Oktober Beobachtung der Abschiebungsmaßnahme 
Flughafen Berlin – Tiflis (Georgien)

20. Oktober Kinder- und Jugendpsychiatrie, Bayern

20. Oktober Forensische Psychiatrie Hildesheim, Niedersachsen

21. Oktober Forensische Psychiatrie Göttingen, Niedersachsen

27. Oktober Justizvollzugsanstalt Rheinbach, Nordrhein-Westfalen

3. November Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, Nordrhein-Westfalen

16. November Justizvollzugsanstalt Ravensburg, Baden-Württemberg

17. November Forensische Psychiatrie Ravensburg, Baden-Württemberg

21. November Justizvollzugsanstalt Weiterstadt, Hessen

22. November Forensische Psychiatrie Riedstadt, Hessen

23. November Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, Baden-Württemberg

24. November Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe, Baden-Württemberg

29. November Justizvollzugsanstalt Augsburg, Bayern

1. Dezember Justizvollzugsanstalt Bernau, Bayern (2. Besuch)

2. Dezember Forensische Psychiatrie Wasserburg, Bayern
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2 – STELLUNGNAHME ZU BESTEHENDER RECHTS-
VORSCHRIFT

Datum Bezeichnung

28. Oktober 2022 Evaluation des Strafbezogenen Unterbringungsgesetzes NRW (StrUG NRW)

3 – MITGLIEDER DER BUNDESSTELLE

Name Amtsbezeichnung Seit Funktion

Ralph-Günther Adam Ltd. Sozialdirektor a. D. 06/2013 Leiter

Sabine Thurau Präsidentin des Hessischen LKA a. D. 04/2021 Stellvertretende Leiterin

4 – MITGLIEDER DER LÄNDERKOMMISSION

Name Amtsbezeichnung / Berufsbezeichnung Seit Funktion

Rainer Dopp Staatssekretär a. D. 09/2012 Vorsitzender

Petra Heß ehem. Bundestagsabgeordnete 09/2012 Mitglied

Dr. Helmut Roos Ministerialdirigent a. D. 07/2013 Mitglied

Dr. Monika Deuerlein Diplompsychologin 01/2015 Mitglied

Margret Osterfeld Psychiaterin, Psychotherapeutin i.R. 01/2015 Mitglied

Petra Bertelsmeier Ltd. Oberstaatsanwältin a. D. 01/2019 Mitglied

Dr. Werner Päckert Ltd. Regierungsdirektor a. D. 01/2019 Mitglied

Friedhelm Kirchhoff Ltd. Regierungsdirektor a. D. 01/2022 Mitglied
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5 – MITARBEITENDE DER GESCHÄFTSSTELLE

Name Berufsbezeichnung Funktion

Dr. Sarah Teweleit Juristin (LL.M.) Leiterin (seit 05/2022)

Christian Illgner Jurist (Mag. iur.), Kriminologe (M.A.) Leiter (in Elternzeit seit 05/2022)

Jutta Jung-Henrich Berufspädagogin im Gesundheitswesen  (M.A.) Wissenschaftliche Mitarbeiterin 

Pascal Décarpes Kriminologe (M.A., LL.M.) Wissenschaftlicher Mitarbeiter 

Maximilian Acosta 
Schultze

Internationaler Sozialarbeiter (M.A.) Wissenschaftlicher Mitarbeiter
(seit 05/2022) 

Oliver Reichenauer Staatlich anerkannter Erzieher Mitarbeiter

Katja Simon Verwaltungsfachwirtin Verwaltung

Judith Bene Reiseverkehrskauffrau Sekretariat 
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6 – AKTIVITÄTEN IM BERICHTSZEITRAUM

Datum Ort Bezeichnung

18. Januar online Austauschgespräch mit der Generalzolldirektion

27. Januar online Gespräch mit der Abschiebungsbeobachtung NRW

31. Januar online Teilnahme an der Loccumer-Psychiatrie-Tagung (Teil 1)

22. Februar online Teilnahme an der Loccumer-Psychiatrie-Tagung (Teil 2)

1. März online Teilnahme an der Loccumer-Psychiatrie-Tagung (Teil 3)

7. März Wiesbaden Austauschtreffen mit einer Delegation der estnischen Abschiebungs-
beobachtung und der Abschiebungsbeobachtung Frankfurt

17.-18. März Paris Wissenschaftliche Beratung und Teilnahme an der Tagung 
„Orte der Freiheitsentziehung“, Universität Panthéon-Sorbonne

22.-24. März Neumünster/ 
Bremen

Study visit des französischen NPM (Contrôleur général des lieux de 
privation de liberté)

27. April Mainz Vorstellung des Mandats der Nationalen Stelle im Bereich Abschie-
bungen; Arbeitsgemeinschaft Integriertes Rückkehrmanagement

13. Juni Berlin Begehung Julius-Leber-Kaserne

14. Juni online Teilnahme an dem SPT Webinar: “The Role of NPMs in Monitoring 
Places where Migrants are Deprived of Liberty”

20.-21. Juni Berlin Teilnahme an dem 22. Berliner Symposium zum Flüchtlingsschutz

23. Juni online APT/ODIHR Webinar "Preventing torture and ill-treatment in the 
context of public assemblies"

28. Juni Schwerin Austauschgespräch mit dem Ministerium für Justiz, Gleichstellung 
und Verbraucherschutz des Landes Mecklenburg-Vorpommern

23. August Berlin Austauschgespräch mit dem Bundesministerium der Justiz

24. August Berlin Austauschgespräch mit dem Bundesministerium des Innern 

24.-25. August Warschau 5th APT/ODIHR Meeting for NPMs and CSOs

6.-8. September Berlin Jahrestagung der Aktion Psychisch Kranke (APK) e.V.
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Datum Ort Bezeichnung

21. September Fuldatal Vortrag zum Mandat der Nationalen Stelle; Escort Leader-Tagung 
(Bundespolizei)

4.-6. Oktober Straßburg Teilnahme an der European NPM Conference „Monitoring the 
rights of specific groups of people deprived of their liberty”

19. Oktober Berlin Austauschtreffen mit dem Bundesministerium der Justiz

27. Oktober online Teilnahme an dem Webinar „Das Recht, sich über die Polizei zu  
beschweren. Beschwerden als Probleme und Chancen“

8. November Schwarzenborn Vortrag zum Mandat der Nationalen Stelle im Rahmen einer  
Fortbildung der Bundeswehr; Knüll-Kaserne

9.-11. 
November

Wien Erfahrungsaustausch deutschsprachiger NPM

23.-26.  
November

Berlin Teilnahme am und Vortrag im Rahmen des DGPPN-Kongresses

1.-2. Dezember Frankfurt Teilnahme an den 7. Gefängnis-Medizin-Tagen
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